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Vorwort

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts scheint auch in Deutsch-
land politische Bewegung in die Arbeitsmarktpolitik ge-
kommen zu sein. Angesichts von in der Spitze über 5 Mil-
lionen offiziellen Arbeitslosen und immer deutlicher zu
Tage tretender Defizite bei der (damaligen) Bundesanstalt
für Arbeit war ein „weiter so“ nicht mehr vermittelbar. Es
bestand die Hoffnung, dass die über 35-jährige Tradition
aktionistischer, erfolgloser, ja sogar problemverschärfen-
der bundesdeutscher Arbeitsmarktpolitik endlich zu Ende
gehen würde. Prinzipien wie „Fördern und Fordern“ wur-
den erstmals von beiden großen Volksparteien nicht nur
ablehnend diskutiert, sondern als Grundvoraussetzung
für eine zukunftsfähige Beschäftigungspolitik erkannt. Mit
ihrer „Agenda 2010“ und den „Hartz-Reformen“ versuch-
te die rot-grüne Bundesregierung, das Bild eines tiefgrei-
fenden Umbaus der deutschen Arbeitsmarktpolitik hin zu
mehr Effizienz und weniger Arbeitslosigkeit zu vermitteln.

Doch hat eine grundlegende Reform der Arbeits-
marktpolitik wirklich stattgefunden? Dieser Frage gehen
die beiden Autoren der vorliegenden Studie, Norbert
Berthold und Sascha von Berchem, nach. Sie zeigen auf,
wie über Jahrzehnte hinweg von den jeweiligen Regie-
rungen und den sie tragenden Parteien eine völlig ver-
fehlte Arbeitsmarktpolitik verfolgt wurde. Das Ergebnis
der Analyse, ob bei den jüngsten Reformen diesbezüg-
lich Lernerfolge zu erkennen sind, ernüchtert: Nach wie
vor kann die deutsche Arbeitsmarktpolitik keinen echten
Beitrag zum Abbau der Arbeitslosigkeit leisten. In vielen



Bereichen blieben die Reformschritte ein bloßes Kratzen
an der Oberfläche. Hinzu kommt, dass vormals beste-
hende institutionelle Defizite durch neue ersetzt wurden,
z.B. bei der Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe. 

All dem stellen die Autoren ein Reformkonzept entgegen,
das konsequent versucht, Marktkräfte und Wettbewerb
zum Abbau der Arbeitslosigkeit zu nutzen. Kernpunkt ist
ein dezentraler Ansatz, der die Erprobung und Reali-
sierung unterschiedlicher, an die jeweiligen Gegeben-
heiten angepassten Strategien zulässt. 

Es bleibt zu hoffen, dass die Politik die Zeichen der Zeit
erkennt. Ohne mutige Schritte bleiben die begonnenen
Reformen ein Torso. Deutschland braucht nicht die Ver-
waltung des Elends auf immer höherem administrativen
Niveau. Unserem Land helfen genauso wenig immer neue
„Pilotprojekte“ und Wortgeklingel wie „Job-Floater“, „Ich-
AG“, „Job-Aqtiv“ und „Equal Pay“. Was wir brauchen,
sind ein ordnungspolitisch fundiertes Konzept, mehr Frei-
heit und mehr Wettbewerb. Mit einem Arbeits„markt“, der
seinen Namen verdient, werden wir wieder mehr
Wohlstand für alle schaffen können.

Michael Eilfort
Bernd Raffelhüschen
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1 Einleitende Bemerkungen

Die Lage auf dem deutschen Arbeitsmarkt ist desolat. So
beginnen seit über einem Vierteljahrhundert alle Abhand-
lungen zur Arbeitslosigkeit in Deutschland. Das Schlim-
me ist, der Schrecken wird nicht kleiner, er steigert sich
von Jahr zu Jahr. Die Marke von 5 Mio. offiziell ausge-
wiesenen Arbeitslosen wurde überschritten. Dabei weiß
jeder, das ist nur die Spitze des Eisbergs. Die
Arbeitsmarktpolitik hilft, weitere 1,5 – 2 Mio. arbeitslose
Arbeitnehmer zu verstecken. Dabei trifft die Arbeitslosig-
keit die Menschen und Regionen unterschiedlich. Wer
nicht gut ausgebildet ist oder in den neuen Bundeslän-
dern lebt, gehört zu den Risikogruppen am Arbeitsmarkt.
Allerdings ist auch die Mittelschicht immer weniger vor
Arbeitslosigkeit sicher und auch westdeutsche Regionen
überschreiten die 20 %-Marke. Die Krake Arbeitslosig-
keit breitet sich weiter aus. 

Auch wenn in der Öffentlichkeit ein anderer Eindruck ent-
steht, Ökonomen sind sich über die Ursachen der Ar-
beitslosigkeit weitgehend einig: Die Anpassungskapa-
zität der deutschen Volkswirtschaft reicht nicht mehr aus,
mit den gestiegenen Anpassungslasten fertig zu werden.
Europa- und weltweit offenere Märkte machen das wirt-
schaftliche Umfeld riskanter, der sektorale Strukturwan-
del beschleunigt sich, der internationale Wettbewerb
wird schärfer. Die Arbeitsnachfrage wird volatiler, die
Struktur der Arbeitsnachfrage verändert sich, die Arbeits-
nachfrage wird elastischer. Dagegen gibt es probate Mit-
tel: Die Reallöhne müssen flexibler, die regionalen, sekto-



ralen und qualifikatorischen Lohnstrukturen anpassungs-
fähiger und die Arbeitnehmer räumlich und beruflich mo-
biler werden. Das alles ist auf deutschen Arbeitsmärkten
noch unterentwickelt. 

Schuld an der Misere ist ein institutionelles Arrangement,
das nicht mehr zur veränderten ökonomischen Wirklich-
keit passt. Auf den Arbeitsmärkten dominiert ein Tarifkar-
tell, im Bereich des Sozialen herrscht Planwirtschaft, die
föderale Ordnung ist zentralistisch; Wettbewerb ist über-
all Mangelware. Der institutionelle Mismatch ist vor allem
am Arbeitsmarkt offensichtlich. Wer ihn nicht auflöst,
kann den Kampf gegen die Arbeitslosigkeit nicht gewin-
nen. Obwohl der Prozess der Lohn- und Tariffindung im
Zentrum der Reformbemühungen stehen müsste, wurde
die Politik in den letzten Jahren vor allem auf dem Felde
der Arbeitsmarktpolitik aktiv. Dabei ist seit langem klar,
auch eine noch so aktive Arbeitsmarktpolitik kann den
Flurschaden, den Tarifpartner und Staat auf dem Arbeits-
markt anrichten, nicht beseitigen, sondern allenfalls ver-
ringern.

Diese Erkenntnis ist in der Politik noch nicht angekom-
men. Die meint immer noch, auch auf diesem Felde gel-
te, viel hilft viel. Bundeskanzler Gerhard Schröder selbst
wollte 2003 mit den so genannten Hartz-Reformen die
Arbeitslosigkeit in wenigen Jahren halbieren. Die
Entwicklung auf den Arbeitsmärkten zeigt, wie falsch er
lag. In einem hat er allerdings recht, eine Reform der
Arbeitsmarktpolitik ist dringend notwendig. Richtig kon-
zipiert kann sie helfen, die Mismatch-Arbeitslosigkeit zu
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verringern, also Arbeitslose und Arbeitsplätze schneller
zusammenzubringen. Über geringere Anspruchslöhne
kann eine so reformierte Arbeitsmarktpolitik auch die
Anreize für Unternehmen erhöhen, neue Arbeitsplätze zu
schaffen. Das macht es allerdings nicht nur notwendig,
die Arbeitslosenversicherung, sondern auch die soziale
Grundsicherung auf ein neues, ordnungspolitisch über-
zeugendes Fundament zu stellen. 
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2 Die deutsche Beschäftigungsmisere –
das empirische Bild im Überblick

Arbeitslosigkeit hat viele verschiedene Gesichter. Sie kann
individuell und auch gesamtwirtschaftlich ein Phänomen
von recht kurzer Dauer sein oder aber persistent werden.
Arbeitslosigkeit kann alle Regionen, Qualifikations-, Alters-
und Berufsgruppen mehr oder weniger gleichmäßig treffen
oder aber auf bestimmte Teilarbeitsmärkte und Personen-
gruppen konzentriert sein. Da die jeweilige Gestalt der Ar-
beitslosigkeit auch Hinweise auf die möglichen Ursachen
der vorherrschenden Probleme gibt, werden zunächst in
knapper Form die wichtigsten empirischen Fakten der Ar-
beitslosigkeit in Deutschland – auch im internationalen
Vergleich – zusammengefasst. Die klar identifizierbaren
makroökonomischen Fakten sind Prüfstein für die relative
Güte unterschiedlicher Ansätze zur Erklärung des
Phänomens anhaltend hoher Arbeitslosigkeit und somit
auch Ausgangspunkt zielführender wirtschaftspolitischer
Handlungsempfehlungen. 

2.1 Persistente Arbeitslosigkeit

Arbeitslosigkeit ist in den allermeisten europäischen Staa-
ten spätestens seit Mitte der 70er Jahre mehr oder weniger
deutlich und dauerhaft angestiegen. Allein zwischen 1973
und 1985 stieg die durchschnittliche Arbeitslosigkeit in den
Ländern der Europäischen Union von 2 % auf über 10 %
an.1 Zwar sorgte ein konjunkturelles Hoch Anfang der 80er

1 Vgl. Europäische Kommission (1999).



Jahre für eine zwischenzeitliche Besserung, der folgende
Abschwung Anfang der 90er Jahre jedoch führte zu neuer-
lichen Rekordhöhen der Arbeitslosigkeit. Dabei sorgten
Schocks wie die drastische Verteuerung des importierten
Vorproduktes Rohöl in den 70er Jahren und das mehrmali-
ge Umschwenken der Geldpolitik auf einen restriktiven
Kurs zur Bekämpfung ansteigender Inflation für ein beson-
ders massives Ansteigen der Arbeitslosigkeit in den betrof-
fenen Ländern. Die schubweise angestiegene Arbeitslosig-
keit konnte in den meisten europäischen Ländern auch im
Zuge von positiven Datenänderungen, etwa einem starken
Anstieg der Arbeitsproduktivität, nicht jeweils wieder voll-
ständig abgebaut werden, sie wurde persistent.

Die Analyse der langfristigen Entwicklung der Arbeitslosig-
keit im internationalen Vergleich weist dabei unmittelbar auf
zwei Phänomene: Erstens ist die schubweise Zunahme der
gesamtwirtschaftlichen Arbeitslosigkeit vor allem ein spezi-
fisches Problem der europäischen Länder. In den USA etwa
konnte trotz ähnlicher Schocks und konjunktureller Einflüs-
se angestiegene Arbeitslosigkeit nämlich stets wieder
abgebaut werden. Zweitens gibt es auch innerhalb Europas
erhebliche Unterschiede in der beschäftigungspolitischen
Performance. Während in einigen Ländern – etwa Spanien,
Schweden, Großbritannien, Niederlande, Dänemark, Irland
und Finnland – seit Mitte der 90er Jahre ein Großteil der Ar-
beitslosigkeit abgebaut werden konnte, scheint sich die Ar-
beitslosigkeit in anderen Ländern besonders hartnäckig zu
halten. Zu diesen Ländern gehören neben anderen Frank-
reich, Italien und in besonderem Maße auch Deutschland.
Mitte der 60er Jahre noch ein Land ohne nennenswerte Ar-

15



beitslosigkeit machte sich Deutschland auf, mit großen
„Sprüngen“ seine Arbeitslosenrate zu steigern, und ver-
mochte es zu keiner Zeit, entstandene Arbeitslosigkeit wie-
der hinreichend abzubauen. Die Persistenz der Arbeitslo-
sigkeit in Deutschland ist besonders ausgeprägt (vgl.
Abbildung 1).

Nicht vergessen darf man dabei, dass die offiziellen Statisti-
ken nicht das wahre Ausmaß der Arbeitslosigkeit widerspie-
geln. Weder die für internationale Vergleiche gewählte stan-
dardisierte Form der OECD, der International Labour Or-
ganization (ILO) oder von Eurostat noch die offiziellen Quo-
ten der Bundesagentur für Arbeit oder des Statistischen
Bundesamtes berücksichtigen im dazu erforderlichen Maße
die so genannte verdeckte Arbeitslosigkeit. Zur verdeckten
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Länder (1960-2003)

Quelle: OECD Employment Outlook.



Arbeitslosigkeit müssen nach einem engen Konzept alle
Personen gerechnet werden, die über staatlich geförderte,
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen Leistungen erhalten
und daher nicht der Zahl der registrierten Arbeitslosen zuge-
rechnet werden. Insbesondere sind dies Teilnehmer an Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen, Teilnehmer an beruflicher
Weiterbildung und Personen in arbeitsmarktpolitisch moti-
viertem vorzeitigen Ruhestand. Nach einem weiter gefas-
sten Konzept, wie es etwa das Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) zur Anwendung bringt, werden zur
verdeckten Arbeitslosigkeit auch noch die Personen hinzu-
gerechnet, die beschäftigungslos sind und Arbeit suchen,
ohne offiziell als arbeitslos registriert zu sein, oder die durch
die ungünstige Arbeitsmarktlage die Suche entmutigt auf-
gegeben haben, bei besseren Chancen aber arbeiten wür-
den. Diese Größe, auch als „Stille Reserve im engeren Sin-
ne“ bezeichnet, muss ökonometrisch oder anhand von Be-
völkerungsbefragungen geschätzt werden.2 Einen Eindruck
von dem Ausmaß verdeckter Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land liefert ein Blick auf die gemäß der unterschiedlichen
Konzepte vom Sachverständigenrat zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung bzw. vom Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) für 2002 als Jah-
resdurchschnitt errechneten Werte. Zu den ca. 4,1 Mio. im
gesamten Bundesgebiet registrierten (offenen) Arbeitslosen
kamen demnach noch rund 1,8 Mio. bzw. gar 2,5 Mio. ver-
deckt Arbeitslose hinzu.3

17

2 Vgl. zu diesem Konzept und den Ermittlungsmethoden bei-
spielsweise Bach/Spitznagel (2003), Bach/Koch/Magvas u.a.
(2003) und Fuchs (2002).

3 Vgl. Sachverständigenrat (2003, S. 137, Tab. 26) und Bach/Koch/
Magvas u.a. (2003, S. 35). 



2.2 Dauer der Arbeitslosigkeit
Der Anstieg der Arbeitslosigkeit in Deutschland über die
letzten Jahrzehnte beruht im Wesentlichen auf einer mas-
siven Zunahme der Dauer der Arbeitslosigkeit. Die
Wahrscheinlichkeit, arbeitslos zu werden, hat sich hinge-
gen kaum systematisch verändert.4 Die durchschnittliche
individuelle Verweildauer in Arbeitslosigkeit ist hierzulan-
de im Laufe der letzten 40 Jahre massiv angestiegen (vgl.
Abbildung 2) und beträgt für das gesamte Bundesgebiet
gegenwärtig zwischen 35 und 40 Wochen.5
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Abbildung 2: Durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit in 
Wochen (1960 - 2001)

Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. 

4  Vgl. Plaßmann (2002, S. 8 f.) und Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung (2003, S. 59 ff.). Dieser Befund trifft grundsätzlich
auch für andere europäische Staaten zu; vgl. z. B. Bean (1994, S.
576) und Layard/Nickell/Jackman (1991, S. 276 und Annex 5.1).

5  Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (2003, Über-
sicht 3.2.1).



Nur jeder zwanzigste Arbeitslose beendet die Arbeitslosig-
keit in weniger als einem Monat, und zirka jeder zweite
Arbeitslose ist mittlerweile bereits länger als ein Jahr be-
schäftigungslos (vgl. Abbildung 3), ein im internationalen
Vergleich erschreckend hoher Wert. Damit ist der Anteil
der Langzeitarbeitslosen an den Arbeitslosen insgesamt in
Deutschland um ein Vielfaches größer als beispielsweise
in den USA (11,8 %) oder auch in Norwegen (6,4 %) und
steht auf einer Stufe mit den Quoten beispielsweise in
Italien (58,2 %), Griechenland (56,5 %), Polen (49,7 %)
oder der Tschechischen Republik (49,9 %).6 Auch dies
verdeutlicht die Problematik der Arbeitslosigkeitspersis-
tenz in Deutschland. 

Die von der Bundesagentur für Arbeit regelmäßig ausge-
wiesene Langzeitarbeitslosenquote für Deutschland, die
mit gegenwärtig zwischen 35 % und 40 % deutlich unter
den standardisierten Werten der OECD liegt, unter-
schätzt die Problemgröße systematisch. Der Grund hier-
für liegt darin, dass in der Statistik der Bundesagentur
aus mancher langen Periode der Arbeitslosigkeit legal
mehrere kurze werden (z.B. aufgrund von Unterbrechun-
gen durch Krankheit, Meldeversäumnissen u.v.m.). Hin-
gegen sind die Quoten der OECD das Resultat von Be-
fragungen. Bloße statistische Unterbrechungen werden
dabei in der Regel von den Betroffenen nicht als Beendi-
gung der vorausgegangenen Arbeitslosigkeitsperiode
und Beginn einer neuen wahrgenommen.7

19

6  Vgl. zu den Werten OECD Employment Outlook (2004,
Statistical Annex, Table G).

7  Vgl. dazu etwa Karr (1997).



Gelingt es nicht im erforderlichen Maße, arbeitslos ge-
wordene Arbeitnehmer zügig wieder in den regulären Ar-
beitsmarkt zu reintegrieren, und steigt die gesamtwirt-

20

Abbildung 3: Der prozentuale Anteil der Langzeitarbeitslosen im
Vergleich*

Jahr USA Deutsch-
land

Frank-
reich

Großbri-
tannien

Schwe-
den

Nieder-
lande

1983 13,3 41,6 42,2 45,6 10,3 48,8

1990 5,5 46,8 38,0 34,4 12,1 49,3

1991 6,3 31,5 37,2 28,5 11,2 45,5

1992 11,1 33,2 36,1 35,4 13,5 42,5

1993 11,5 40,0 34,2 42,5 15,8 45,4

1994 12,2 44,3 38,3 45,4 25,7 49,4

1995 9,7 48,7 42,3 43,6 27,8 46,8

1996 9,5 47,8 39,5 39,8 30,1 50,0

1997 8,7 50,1 41,2 38,6 33,4 49,1

1998 8,0 52,6 44,1 32,7 33,5 47,9

1999 6,8 51,7 40,3 29,8 30,1 43,5

2000 6,0 51,5 42,5 28,0 26,4 32,7

2001 6,1 50,4 37,6 27,8 22,3

2002 8,5 47,9 33,8 23,1 21,0 26,7

2003 11,8 50,0 23,0 17,8 29,2

* Anteil der bereits seit mindestens 12 Monaten Arbeitslosen an den Ar-
beitslosen insgesamt.

Quelle: OECD Employment Outlook, eigene Berechnungen. 



schaftliche Arbeitslosigkeit über die Jahre hinweg suk-
zessive an, nimmt auch die Anzahl der Bezieher staatli-
cher Lohnersatzleistungen im Laufe der Zeit zu. In jünge-
rer Zeit ist dabei insbesondere der massive Anstieg der
Bezieher von Arbeitslosen- und Sozialhilfe augenschein-
lich, ein deutliches Indiz für die Verfestigung von Arbeits-
losigkeit (vgl. Abbildung 4). Lag dabei die durchschnittli-
che Dauer einer Leistungsperiode bei Empfängern von
Arbeitslosengeld 1980 noch bei rund 11 Wochen, so liegt
der Jahresdurchschnitt für 2003 bei gut 22 Wochen. Für
Empfänger von Arbeitslosenhilfe stieg im selben Zeit-
raum die durchschnittliche Bezugsdauer von gut 18 Wo-
chen auf über ein Jahr.8 Die durchschnittliche bisherige
Dauer der Arbeitslosigkeit eines arbeitslos gemeldeten
Sozialhilfeempfängers betrug zum Jahresende 2002
knapp drei Jahre und lag damit um mehr als ein halbes
Jahr über dem Wert für 1997. Waren 1997 rund 21 % der
arbeitslos gemeldeten Sozialhilfeempfänger bereits län-
ger als drei Jahre arbeitslos, so waren es zum Jahres-
ende 2002 schon 31 %, davon rund zwei Drittel gar län-
ger als fünf Jahre.9 Der zunehmende Trend zur Langzeit-
arbeitslosigkeit ist unübersehbar.
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8  Angaben des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
und der Bundesagentur für Arbeit. 

9  Vgl. Statistisches Bundesamt (2003, S. 19); dabei wird im Rah-
men der Sozialhilfestatistik die bisherige Dauer der Hilfegewäh-
rung systematisch unterschätzt. Das liegt daran, dass die Statis-
tik bei der festzustellenden bisherigen Bezugsdauer auf den Zeit-
raum abstellt, in dem der betreffende Haushalt die Hilfe in seiner
zum Erhebungszeitpunkt maßgeblichen Zusammensetzung
erhält. Änderungen in der Zusammensetzung ergeben sich zum
Beispiel bei Geburt oder Tod eines Familienmitglieds, bei Ehe-
schließung, Trennung oder bei Erreichung des Volljährigkeitsal-



2.3 Geringqualifizierte und ältere
Arbeitnehmer als Problemgruppen

Besonders betroffen von Arbeitslosigkeit sind Personen
mit geringem Qualifikationsstand, insbesondere solche
ohne Schul- und Berufsabschluss. Ein Blick auf
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Abbildung 4: Empfänger von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe
und Sozialhilfe* 

* Sozialhilfe im engeren Sinne, d.h. laufende Hilfe zum Lebensunterhalt
außerhalb von Einrichtungen. Alle Werte bis einschließlich 1980 altes
Bundesgebiet, ab 1990 Deutschland gesamt. Durch ergänzende So-
zialhilfe sind Doppelzählungen möglich.

** Wert für 1963

Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung; Statistisches
Bundesamt
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qualifikationsspezifische Arbeitslosenquoten zeigt, dass
sich die Situation für diese Gruppe im Laufe der Zeit
zusehends verschlechtert hat (vgl. Abbildung 5). Dabei
gilt es bei der Interpretation des offiziellen Daten-
materials zu bedenken, dass es überwiegend Gering-
qualifizierte sind, die verdeckt arbeitslos sind. Folglich
stellt sich die Situation für diesen Personenkreis in
Wahrheit noch schlechter dar, als die offiziellen Zahlen
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* Arbeitslose in Prozent aller zivilen Erwerbspersonen (ohne Auszubil-
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Quelle: IAB-Berechnungen auf Basis Mikrozensus und Strukturerhe-
bungen der Bundesagentur für Arbeit.

Alte Länder und Berlin-West

19,8%
ohne
Berufs-
abschluss

6,4% Lehre/
Fachhoch-
schule1)

8,3%
Insgesamt

3,3% Hoch/
Fach-
hochschule(2)

49,1% ohne
Berufs-
abschluss

18,5%
Insgesamt
17,9% Lehre/
Fach-
hochschule(1)

5,5% Hoch-/
Fach-
hochschule(2)

Neue Länder und Berlin-Ost



vermuten lassen.10 Augenscheinlich geraten Ge-
ringqualifizierte mehr und mehr unter Druck und bilden
die Hauptproblemgruppe auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt.11 Sowohl das Entlassungsrisiko ist für sie
größer als für andere Qualifikationsgruppen als auch die
Wahrscheinlichkeit des Verbleibs in Arbeitslosigkeit. Es
verwundert daher auch nicht, dass bei Geringqualifizier-
ten die spezifische Langzeitarbeitslosenquote beson-
ders hoch ist.12

Nicht nur in Deutschland, in allen OECD-Staaten konzen-
triert sich der Anstieg der Arbeitslosigkeit vor allem auf den
Bereich der gering qualifizierten Arbeitnehmer.13 Jedoch
zeigt sich im internationalen Vergleich, dass die Arbeits-
marktchancen für Geringqualifizierte in Deutschland auffal-
lend schlecht sind. So weist Deutschland für das Jahr 2002
mit 15,3 % eine besonders hohe Arbeitslosenquote für Ge-
ringqualifizierte nach OECD Standards auf (vgl. Abbildung
6). Darüber hinaus liegen mit 60,1 % und 50,9 % die Er-
werbsquote und die Beschäftigungsquote der Gering-
qualifizierten im internationalen Vergleich auf den hinteren
Plätzen. Dass auch Arbeitskräfte mit niedrigen Qualifika-
tionen deutlich besser in den regulären Arbeitsmarkt inte-
griert sein können, zeigen beispielsweise die Schweiz (Er-
werbsquote: 73,1 %, Beschäftigungsquote: 69,7 %),
Schweden (72,3 %, 68,2 %), Portugal (76,2 %, 72,8 %),
Norwegen (66,4 %, 64,2 %), Japan (71,3 %, 66,6 %) und
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10  Vgl. Berthold/Fehn/von Berchem (2001, S. 15). 

11  Vgl. Hunt (1995) und Reinberg/Hummel (2002, S. 32).

12  Vgl. Jungblut (1999, S. 20 f.) und Wilke (2004).

13  Vgl. etwa Fehn (1997, S. 26 f.) und Eichhorst/Thode (2003, S. 34 ff.).



die USA (63,5 %, 57,0 %).14 Es muss konstatiert werden,
dass gering qualifizierte Arbeitskräfte in Deutschland relativ
zu anderen Qualifikationsgruppen und relativ zu Arbeits-
kräften gleicher Qualifikation in anderen Ländern besonde-
re Probleme bei der Integration in den Arbeitsmarkt haben.

Neben den Geringqualifizierten müssen ältere Arbeitneh-
mer als eine zweite arbeitsmarktliche Problemgruppe
gelten. Die Arbeitslosenquote der Erwerbspersonen im
Alter von 55 bis 64 Jahren ist mit standardisierten 10,6 %
für das Jahr 2002 gut doppelt so hoch wie der OECD-
Durchschnitt. Darüber hinaus fällt im internationalen Ver-
gleich auf, dass mit 38,4 % und 43,0 % die Beschäfti-
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Abbildung 6: Arbeitslosenquoten der Geringqualifizierten (2002)

Quelle: OECD Education at a Glance – OECD Indicators, OECD 
Employment Outlook.
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gungsquote und Erwerbsquote relativ niedrig sind. Hinzu
kommt noch eine dramatisch hohe Langzeitarbeitslosen-
quote der älteren Arbeitnehmer. Knapp 60 % der Arbeits-
losen ab 55 Jahren sind nach Angaben der Bundesagen-
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Abbildung 7: Die Situation der 55- bis 64-Jährigen im Vergleich 
(2002)

Quelle: OECD Employment Outlook.

Land Arbeitslo-
senquote

Beschäfti-
gungsquote

Erwerbsquote

Deutschland 10,6 38,4 43,0
Finnland 8,1 47,8 52,0
Spanien 7,1 39,7 42,7
Frankreich 7,9 34,2 37,2
Kanada 6,2 50,4 53,7
Japan 5,8 61,6 65,4
Österreich 5,8 28,1 29,8
Schweden 4,7 68,3 71,7
Australien 3,6 48,3 50,1
Italien 4,1 28,9 30,1
Dänemark 4,7 57,3 60,1
Neuseeland 3,2 63,4 65,5
Großbritannien 3,5 53,3 55,2
Portugal 3,7 50,9 52,9
USA 3,9 59,5 61,9
Belgien 3,5 25,8 26,7
Irland 2,4 48,0 49,2
Schweiz 2,0 64,8 66,1
Norwegen 1,8 68,4 69,7
Niederlande 2,3 41,8 42,7
OECD insge-
samt

4,9 49,4 51,9
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tur für Arbeit bereits über ein Jahr arbeitslos.15 Länder
wie die USA, Norwegen, Schweden oder die Schweiz
zeigen, dass sich auch das Potenzial älterer Arbeitneh-
mer erfolgreich nutzen lässt. Gerade vor dem Hinter-
grund einer alternden Bevölkerung und den damit ver-
bundenen Folgen auf überwiegend beitragsfinanzierte
Sozialleistungssysteme muss das Brachliegen eines
erheblichen Teils dieses Potenzials als problematisch an-
gesehen werden. Abbildung 7 stellt die Situation der älte-
ren Arbeitskräfte anhand der Arbeitslosen-, Beschäfti-
gungs- und Erwerbsquoten in ausgewählten Ländern der
OECD dar.

2.4 Mismatch-Arbeitslosigkeit

Können Arbeitsangebot und -nachfrage nicht zusammen-
gebracht werden und ist daher ein Nebeneinander von Ar-
beit suchenden Personen und offenen Stellen zu verzeich-
nen, spricht man von Mismatch auf dem Arbeitsmarkt bzw.
von Mismatch-Arbeitslosigkeit. Dies kann im Wesentlichen
drei Gründe haben: Erstens können Arbeitskräfte an einem
Ort erfolglos nachgefragt werden, während anderorts Ar-
beitslosigkeit herrscht (regionaler Mismatch). Zweitens
können die Qualifikationsanforderungen der Arbeitgeber
und das Qualifikationsprofil der Arbeitslosen nicht zusam-
menpassen (qualifikatorischer Mismatch). Drittens kann es
für die Arbeitslosen unattraktiv sein, eine offene und an und
für sich passende Stelle anzunehmen, d.h. die gebotene
und erwartete Entlohnung für die Arbeit fallen auseinander

15  Vgl. Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (2003,
Übersicht 3.5.1).
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(motivatorischer Mismatch).16 Ein geeignetes Instrument,
Mismatch-Arbeitslosigkeit darzustellen, ist die so gennante
Beveridge-Kurve. Diese setzt die Zahl der Arbeitslosen und
der offenen Stellen in Beziehung zueinander und be-
schreibt einen negativen Zusammenhang zwischen beiden
Größen. Abbildung 8 zeigt die Kombination beider Varia-
blen für Deutschland für die Jahre von 1970 bis 2002. Zwei
Bewegungen haben offensichtlich stattgefunden: Erstens
fand eine Bewegung in süd-östlicher Richtung entlang
einer stabilen Beveridge-Kurve statt. Dies deutet auf eine
Zunahme gesamtwirtschaftlicher Arbeitslosigkeit klassi-
scher oder keynesianischer Art hin. Zweitens hat sich die
Beveridge-Kurve nach rechts außen verschoben, es ist
folglich auch eine Zunahme der Mismatch-Arbeitslosigkeit
zu konstatieren. Vergleicht man die Jahre 1980, 1990 und
2002, so ist die Quote der offenen Stellen in etwa gleich
hoch, jedoch hat sich die Arbeitslosenquote über die Zeit
fast verdoppelt bzw. verdreifacht. Der Matching-Prozess
scheint einiges an Effizienz eingebüßt zu haben.

2.5 Regionale Unterschiede 
und die Situation der Neuen Länder

Es ist auffällig, dass bei einer für das gesamte Bundesge-
biet hohen Arbeitslosenquote die regionenspezifischen
Quoten stark streuen. Sie unterscheiden sich nicht nur er-
heblich zwischen den einzelnen Bundesländern, auch in-
nerhalb eines gegebenen Bundeslandes weisen die einzel-
nen Arbeitsamtsbezirke Werte auf, die teilweise weit vom

16  Vgl. Franz (1987, S. 512 und 2003, S. 193 ff.) und Christensen
(2001b, S. 7).



Durchschnittswert des betrachteten Bundeslandes entfernt
liegen. Arbeitslosigkeit ist nicht nur eine nationalstaatliche
Krise, Arbeitslosigkeit ist auch ein regionenspezifisches
Problem. Für die Neuen Länder mit Berlin sind die höch-
sten Durchschnittswerte und auch die höchsten regionen-
spezifischen Werte erfasst. Die durchschnittliche Arbeitslo-
senquote bezogen auf alle Erwerbspersonen liegt für den
Berichtsmonat Mai 2005 im Bundesgebiet-Ost inklusive
Berlin mit 18,9 % fast doppelt so hoch wie im Bundesge-
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biet-West mit 9,7 %. Ein Großteil der Arbeitslosenquote für
Deutschland geht seit der Wiedervereinigung auf das Kon-
to der Neuen Länder (vgl. Abbildung 9). Dabei gilt es im
Hinterkopf zu behalten, dass gerade in den Neuen Ländern
verdeckte Arbeitslosigkeit von beträchtlichem Ausmaß exi-
stent, nicht jedoch in den offiziellen Arbeitslosenquoten
enthalten ist. Alleine die Hinzurechnung von Teilnehmern an
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Strukturanpassungs-
maßnahmen, Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung
und von Kurzzeitarbeit (gemessen in Vollzeitäquivalenten)
sorgt schnell für länderdurchschnittliche Arbeitslosenquo-
ten von teilweise über 25 %.17
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17 Vgl. Berthold/Fricke/Drews u.a. (2003, S. 45 ff.) und
Berthold/Drews u.a. (2001, S. 35).
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Die wirtschaftliche Entwicklung in den Neuen Ländern
verläuft nicht so, wie mancherorts erhofft oder gar voll-
mundig versprochen. Ein Großteil der Unternehmensin-
solvenzen in den letzten Jahren fand in den Neuen Län-
dern statt. Die jüngste Krise des deutschen Banken-
systems ist wesentlich darauf zurückzuführen, dass viele
der dort vergebenen Kredite nicht mehr bedient werden
können. Der wirtschaftliche Aufholprozess stagniert, die
gesamtwirtschaftliche Produktivität dümpelt bereits seit
Mitte der 90er Jahre um die 60 %-Marke gemessen an
der Produktivität in den Alten Ländern.18 Die Zahl der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten in den Neu-
en Ländern geht immer weiter zurück. Abbildung 10 ver-
deutlicht dies anhand einer Indexkurve mit Januar 1994
als Beginn, also einem Zeitpunkt, zu dem die anfängli-
chen Entlassungen der Treuhandanstalt bereits realisiert
waren. Während die Beschäftigung in Westdeutschland
im betrachteten Zeitrahmen im Wesentlichen konstant
blieb, ist in den Neuen Ländern ein ungebrochener
Abwärtstrend zu verzeichnen, der sich eher zu beschleu-
nigen als zu verlangsamen scheint. Die Beschäftigungs-
entwicklung im Osten Deutschlands ist katastrophal.

18  Vgl. dazu etwa DIW/IfW/IAB/IWH/ZEW (2002 und 2003) und
Sinn (2003, S. 215 ff.). 
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Abbildung 10: Beschäftigungsentwicklung in West- und 
Ostdeutschland seit 1994* 

* Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte; saisonbereinigte
Monatswerte; Januar 1994 = 100.

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Berechnungen des ifo Instituts.



3 Die Arbeitsmarktpolitik der
Vergangenheit auf dem Prüfstand
– mitverantwortlich für die
Beschäftigungsmisere

Es besteht weitgehend Einigkeit darüber, dass die anhal-
tend hohe Arbeitslosigkeit hierzulande primär strukturel-
le und weniger konjunkturelle Ursachen hat. Lediglich ei-
ne dünne zyklisch-keynesianische Schicht liegt auf dem
massiven Stock struktureller Arbeitslosigkeit, so dass
das Problem nicht erfolgversprechend durch Ankurbeln
der Güternachfrage bekämpft werden kann. Der Anteil
struktureller, also nicht konjunkturell bedingter Arbeitslo-
sigkeit an der gesamten Arbeitslosigkeit in Deutschland
lässt sich mit rund 85 % beziffern. Besonders dramatisch
ist zudem, dass Deutschland zu den Ländern gehört, in
denen es in den letzten rund zwanzig Jahren einen kon-
tinuierlichen Anstieg der strukturellen Arbeitslosigkeit ge-
geben hat.19

Ein maßgeblicher Grund hierfür ist, dass die rechtlich-
institutionellen arbeitsmarktlichen Rahmenbedingungen
immer weniger zu den sich verändernden ökonomischen
Realitäten passen. Zunehmende internationale Arbeits-
teilung, eine rasante Verschärfung des internationalen
Wettbewerbs um Produktionsfaktoren und Güter, arbeits-
sparender technischer Fortschritt und der strukturelle
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19  Vgl. ausführlicher dazu Eichhorst/Profit/Thode u.a. (2001, S.
85 ff.), OECD Economic Outlook Vol. 2003/2, No. 74
(Statistical Annex, Tab. 15 und 23) und Eichhorst/Thode/ Win-
ter (2004, S. 110 ff.).



Wandel hin zur Dienstleistungsgesellschaft haben das
wirtschaftliche Umfeld volatiler gemacht und die Struktur
der Arbeitsnachfrage nachhaltig verändert. Ob die auf
diese Weise entstehenden Anpassungslasten von einer
Volkswirtschaft ohne hohe Arbeitslosigkeit verarbeitet
werden können, hängt entscheidend davon ab, inwiefern
die relevanten Arbeitsmarktinstitutionen die erforderliche
Flexibilität und Anpassungsfähigkeit zulassen. Zum einen
benötigt es hinreichend flexible Lohnstrukturen, die eine
adäquate Reaktion auf die Veränderung der relativen
Arbeitsproduktivitäten ermöglichen und auch für Perso-
nen mit geringeren Qualifikationen konkurrenzfähige
Jobs schaffen bzw. erhalten können. Zum anderen muss
die räumliche, sektorale und berufliche Mobilität der Ar-
beitnehmer gefördert werden, um auch von dieser Seite
die Anpassungsfähigkeit und die Bereitschaft, geeignete
Stellen zügig anzunehmen, zu erhöhen.20

Unter anderem von Bedeutung ist in diesem Zusammen-
hang die Ausgestaltung der Systeme sozialer Sicherung,
die für den Fall individueller Arbeitslosigkeit Lohnersatz
und sonstige Unterstützung gewähren. Alles, was die
durchschnittliche Dauer individueller Arbeitslosigkeit er-
höht, die Flexibilität der Löhne sowie räumliche, sektora-
le und beruflich-qualifikatorische Mobilität der Arbeitneh-
mer einschränkt, sorgt dafür, dass die negativen Folgen
der ökonomischen Anpassungslasten größer ausfallen.
Der sozialstaatliche, rechtlich-institutionelle Umgang mit
Arbeitslosigkeit hat Rückwirkungen auf das bekämpfte

34

20 Vgl. dazu und zum nachfolgenden Abschnitt etwa Berthold/
Fehn (2003) und von Berchem (2005, S. 30 ff.).



Phänomen selbst, beeinflusst also die Entstehung und
Verfestigung von Arbeitslosigkeit. Mit dem Ziel, die Fol-
gen individueller Arbeitslosigkeit abzufedern und eine zü-
gige Reintegration in das Erwerbsleben zu fördern, leistet
sich Deutschland schon lange relativ generöse und um-
fangreiche Sicherungssysteme. Lohnersatzleistungen
aus Arbeitslosenversicherung und Steuermitteln (passive
Arbeitsmarktpolitik) verhindern auch bei Arbeitslosigkeit
elementare Armut der Betroffenen, vielfältige Maßnah-
men aktiver Arbeitsmarktpolitik sollen den Weg zurück in
Lohn und Brot erleichtern. Allerdings: Diese sozialstaatli-
chen Systeme weisen „traditionell“ schwerwiegende
Mängel auf. Es muss davon ausgegangen werden, dass
diese in der Tat erheblich dazu beigetragen haben, ar-
beitsmarktliche Anpassungsmechanismen zu blockieren.
Sie sind mitverantwortlich für die im Laufe der Jahre ge-
stiegene und verfestigte Arbeitslosigkeit.

3.1 Die passive und aktive Arbeitsmarktpolitik
der Arbeitslosenversicherung

1952 wurde als Versicherungsträger die „Bundesanstalt
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung“ er-
richtet, die mit Inkrafttreten des Arbeitsförderungsge-
setzes (AFG) 1969 in „Bundesanstalt für Arbeit“ umbe-
nannt wurde. Das AFG löste das Gesetz über die Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) aus
dem Jahre 1927 ab. Seit 1998 sind die Aufgaben der
Bundesanstalt für Arbeit im Sozialgesetzbuch Drittes
Buch (SGB III) – Arbeitsförderung – geregelt. Im Rahmen
des jüngsten Reformkonzeptes „Moderne Dienstleistun-
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gen am Arbeitsmarkt“, das ein erklärtes Kernstück der
„Agenda 2010“ darstellt, wurde die Bundesanstalt zum
01.01.2004 umbenannt in „Bundesagentur für Arbeit“
(BA). Auch die Landesarbeitsämter und örtlichen Ar-
beitsämter mit ihren Geschäftsstellen bekamen mit „Re-
gionaldirektionen“ bzw. „Agenturen für Arbeit“/„Job-
Center“ neue Namen. Die BA finanziert sich im Wesentli-
chen aus Beiträgen von Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern, Zwangsumlegungen bei Unternehmen und Berufs-
genossenschaften sowie Darlehen und Zuschüssen des
Bundes. Die Arbeitslosenversicherung ist eine staatliche
Pflichtversicherung, der Einzelne ist bei der Erfüllung
gesetzlich fixierter Kriterien zur Mitgliedschaft verpflich-
tet, er kann nicht zwischen verschiedenen Versicherun-
gen wählen. Zu den Pflichtversicherten zählen generell
abhängig Beschäftigte, sofern ihr monatliches Arbeits-
entgelt die Geringfügigkeitsgrenze überschreitet; versi-
cherungsfrei bleiben insbesondere Beamte, Studenten,
unständig Beschäftigte und Selbständige.21 Die Beiträge
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer für versicherungs-
pflichtige Beschäftigungsverhältnisse betragen gegen-
wärtig 6,5 % des Bruttoeinkommens des Arbeitnehmers
und sind jeweils zur Hälfte zu zahlen. Die Beitragsbemes-
sungsgrenze wird durch Verordnung dynamisch an die
Lohnentwicklung angepasst. Abbildung 11 zeigt die Ent-
wicklung des Beitragssatzes seit Inkrafttreten des AFG
im Jahre 1969.

Die Ausgaben- oder Leistungsseite der deutschen Arbeits-
losenversicherung umfasst im Wesentlichen zwei große

21  Vgl. Kröger (2003, S. 7) und §§ 24 ff. SGB III.



Blöcke: Institutionelle Arrangements und Aufwendungen,
die sich als passive Arbeitsmarktpolitik der Überbrückung
von Einkommensverlusten im Falle individueller Arbeitslo-
sigkeit verschrieben haben, und Maßnahmen aktiver Ar-
beitsmarktpolitik, die auf die Beseitigung von Ungleichge-
wichten auf dem Arbeitsmarkt abzielen sollen.

3.1.1 Lohnersatz, 
Bezugsbedingungen und Sanktionen

International vergleichende Studien zeigen, dass die Aus-
gestaltung der Lohnersatzleistungen Ausmaß und Struktur
von Arbeitslosigkeit in einem Land beeinflusst.22 Je länger
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Abbildung 11: Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung 

(1969-2005)

Quelle: Bundesagentur für Arbeit sowie Plaßmann (2002, S. 32 f.).

22  Vgl. beispielsweise Layard/Nickell/Jackman (1991), Scarpetta



individuelle Lohnersatzleistungen gezahlt werden, je höher
diese Leistungen ausfallen und je laxer die an den Bezug
der Leistungen geknüpften Zumutbarkeits- und Mit-
wirkungskriterien sowie potenzielle Sanktionen sind, desto
höher ist ceteris paribus das gleichgewichtige Niveau der
Arbeitslosigkeit, insbesondere der Langzeitarbeits-
losigkeit. Im Wesentlichen sind es zwei Wirkungskanäle,
welche die offensichtliche makroökonomische Evidenz
begründen: Zum einen beeinflussen die Leistungen der
Versicherung unmittelbar das schadensrelevante
Verhalten der Arbeitnehmer vor und während einer Phase
individueller Arbeitslosigkeit. Zum anderen stärkt eine allzu
generöse Arbeitslosenversicherung in Lohnverhandlungen
die Position der Arbeitsplatzbesitzer bzw. Gewerkschaften
und führt zu einer übermäßig aggressiven Lohnpolitik und
somit reallohninduzierter Arbeitslosigkeit.23

Der Einzelne und die Volkswirtschaft können davon profi-
tieren, wenn es Arbeitslosen durch die Existenz einer Ver-
sicherung leichter möglich ist, bis zu einem gewissen Grad
selektiv eine neue Beschäftigung zu suchen und auf Jobs
zu warten, die besser zu ihnen passen, als dies ohne eine
solche Versicherung der Fall wäre. Eine finanzielle Unter-
stützung der Arbeitslosen senkt jedoch auch deren mit ei-
ner verminderten Arbeitsplatzsuche bzw. Ablehnung eines
Arbeitsplatzes verbundenen Opportunitätskosten und er-
höht den individuellen Anspruchs- bzw. Reservations-
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(1996), Elmeskov/Martin/Scarpetta (1998), Nickell (1997 und 1998),
Arellano/Bentolila/Bover (2002) und Bertola/Blau/Kahn (2002).

23  Vgl. Sachverständigenrat (2002, Zf. 433) und Berthold/Fehn
(2003, S. 20 f.).



lohn.24 Langfristig gewährte, hohe Unterstützungsleistun-
gen (zumal wenn nicht an strenge Bezugskriterien gekop-
pelt) können somit entscheidend dazu beitragen, dass Ar-
beitslose ineffizient lange oder wenig intensiv nach einer
neuen Stelle suchen, geringe Mobilitätsbereitschaft zeigen
und gerade bei längerer Arbeitslosigkeit ihr tatsächlich er-
zielbarer Lohn mehr und mehr unter dem individuellen An-
spruchs- bzw. Reservationslohn liegt. Zudem können die
Versicherungsleistungen das Verhalten bereits während
eines Beschäftigungsverhältnisses ungünstig beeinflussen
und somit den Eintritt eines Schadensfalles provozieren. In
diesem Fall begünstigt bzw. verfestigt die Arbeitslosenun-
terstützung individuelle und gesamtwirtschaftliche Ar-
beitslosigkeit und trägt somit selbst zur Entstehung und
Vergrößerung des von ihr abzusichernden Schadens bei.

Es liegen eine ganze Reihe internationaler Studien vor, die
den Zusammenhang zwischen den Lohnersatzleistungen
und dem individuellen Verhalten der Transferempfänger
eingehend empirisch untersucht haben. Ihre Erkenntnisse
können in etwa wie folgt zusammengefasst werden:25

Sowohl die Höhe als auch die (maximale) Bezugsdauer
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24  Die Begriffe Anspruchslohn und Reservationslohn werden im
Weiteren synonym verwendet. Beide Begriffe beschreiben
den Lohn, der einem potenziellen Arbeitnehmer für seine
Arbeitsleistung wenigstens gezahlt werden muss, damit die-
ser gemäß seiner individuellen Nutzeneinschätzung über-
haupt bereit ist, Arbeit anzubieten.

25  Vgl. exemplarisch Katz/Meyer (1990), Gritz/MaCurdy (1997), Lali-
ve/Zweimüller (2002), Roed/Zhang (2003), Addison/Portugal (2004)
und Lalive/van Ours/Zweimüller (2004); für einen Überblick über
diverse internationale Studien und deren Resultate siehe auch
Krueger/Meyer (2002, S. 18 ff.) und Plaßmann (2002, S. 117 ff.).



der Lohnersatzleistungen beeinflussen das Verhalten der
versicherten Arbeitnehmer in der theoretisch vermuteten
Art und Weise. Bezieher von Lohnersatzleistungen weisen
im Schnitt deutlich geringere Abgangsraten aus Arbeitslo-
sigkeit in Beschäftigung und durchschnittlich längere
Phasen der Arbeitslosigkeit auf als sonst vergleichbare In-
dividuen, die keine Leistungen beziehen. Höhere Leistun-
gen gehen ceteris paribus mit geringeren Abgangsraten
aus und längerer Verweildauer in Arbeitslosigkeit einher,
wenngleich dieser Effekt der Leistungshöhe gering zu
sein scheint. Wesentlich bedeutender sind die Effekte von
Variationen der Bezugsdauer des Lohnersatzes. Sowohl
die Zugangsrate aus regulärer Beschäftigung als auch die
Abgangsrate aus Arbeitslosigkeit hängt in starkem Maße
von der Dauer der Leistungsgewährung ab, erstere posi-
tiv, letztere negativ. Lange Bezugsdauern können dem-
nach das Entstehen und Verfestigen von Arbeitslosigkeit
maßgeblich beeinflussen.
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Abbildung 12: Maximale Bezugszeiten für Arbeitslosengeld 
(in Monaten)

Quelle: Hunt (1995, S. 94) und Plaßmann (2002, S. 30 f.).

Alter Jan. 1983 -
Dez. 1984

Jan. 1985 -
Dez. 1985

Jan. 1986 -
Jun. 1987

Jul. 1987 -
Mrz. 1997

< 42 12 12 12 12

42 - 43 12 12 12 18

44 - 48 12 12 16 22

49 - 53 12 18 20 26

> 53 12 18 24 32



Die internationalen empirischen Ergebnisse werden in Stu-
dien für Deutschland bestätigt.26 Fasst man die Resultate
der verschiedenen Forschungsarbeiten zusammen und
vernachlässigt dabei kleinere Abweichungen, bestätigt sich
auch für Deutschland ein bedeutender Einfluss der Be-
zugsdauer auf die Zugänge in und Abgänge aus Arbeitslo-
sigkeit. Offensichtlich passen Bezieher von Unterstüt-
zungsleistungen ihre Arbeitsuche und Bereitschaft, die Ar-
beitslosigkeit durch die Aufnahme einer Beschäftigung zu
beenden, der Länge ihrer garantierten Absicherung an.
Auch die Vermeidung individueller Arbeitslosigkeit leidet an
einer zeitlich generöseren Absicherung. Ein bedeutender
Teil der Erwerbslosigkeit unter den älteren Arbeitnehmern
ist demnach auf die mit dem Alter potenziell ansteigende
Bezugsdauer von Arbeitslosengeld zurückzuführen. Gera-
de die Studien, die explizit auf den Zusammenhang zwi-
schen Erwerbslosigkeit und den sukzessiven Ausweitun-
gen der Bezugszeiten von Arbeitslosengeld insbesondere
in den 80er Jahren des vergangenen Jahrhunderts (vgl. da-
zu Abbildung 12) fokussieren, finden starke empirische
Hinweise darauf. Mit den gesetzlichen Änderungen waren
signifikante Anstiege der Erwerbslosigkeit unter älteren Ar-
beitnehmern verbunden, gerade auch der Geringqualifizier-
ten. Allerdings zeigt sich bei näherem Hinsehen, dass die
durchschnittliche tatsächliche Bezugsdauer insbesondere
in der Personengruppe anstieg, die nach der Bezugszeit

41

26  Vgl. exemplarisch Hunt (1995), Hujer/Schneider (1998),
Steiner (1997 und 2003), IWH (2000), Plaßmann (2002),
Fitzenberger/ Wilke (2004), Klasen/Launov/Wolff (2004) und
Tatsiramos (2004); für einen Überblick über diverse Studien
und deren Resultate siehe auch Hagen/Steiner (2000, S. 169
ff.), Schäfer (2003, S. 30 ff.) und Kröger (2003, S. 125 ff.).



dem Arbeitsmarkt überhaupt nicht mehr zur Verfügung
stand. Der verlängerte Bezug wurde und wird noch immer
in großem Stile als Beginn des Ruhestandes bzw. der Früh-
verrentung genutzt und hat weniger die durchschnittliche
Arbeitslosigkeitsdauer derjenigen Arbeitnehmer erhöht, die
bis zuletzt tatsächlich einen Job suchen. Für Geringquali-
fizierte sind die bestehenden Möglichkeiten zum (früh-
zeitigen) Ruhestand unter Mitnahme einer möglichst langen
Phase des Arbeitslosengeldbezugs aufgrund der geringe-
ren Opportunitätskosten besonders attraktiv.27 Insgesamt
müssen die mehrfachen Ausweitungen der maximalen Be-
zugsdauer von Arbeitslosengeld in den 1980er Jahren vor
diesem Hintergrund als eine direkte Ursache für den An-
stieg der Arbeitslosigkeit und die geringe Beschäftigungs-
und Erwerbsquote der älteren Arbeitnehmer in Deutsch-
land gelten.28 Abbildung 13 gibt einen detaillierten Über-
blick über den aktuellen Rechtsstand.

42

27  Vgl. dazu insbesondere Genosko/Weber (2001), Plaßmann
(2002), Fitzenberger/Wilke (2004) und Klasen/Launov/Wolff
(2004); zur gängigen Praxis von Arbeitslosigkeit und Über-
gang in Rente siehe beispielsweise Tegtmeier (2003, S. 97 ff.).

28 Mitunter wird mit Blick auf die in Deutschland gültigen Rege-
lungen der Verdacht geäußert, die Arbeitslosenversicherung
werde bewusst dazu genutzt, älteren Arbeitnehmern den
Übergang in Rente – im Sinne eines faktischen Vorruhestan-
des vor dem Erreichen der Altersgrenze in der Rentenversi-
cherung – attraktiv zu machen; vgl. Eichhorst/Profit/Thode
(2001, S. 207 f.). Ohne Frage erscheint dieser Verdacht ge-
rechtfertig, sollte jedoch noch mit dem Hinweis versehen wer-
den, dass eine solche Strategie der „Arbeitsmarktentlastung“
aufgrund der notwendigen Finanzierungsmittel im höchsten
Maße beschäftigungsfeindlich und unsozial ist.



Im selben Kontext wie der Zusammenhang zwischen maxi-
maler Bezugsdauer von Arbeitslosengeld und Arbeitslosig-
keit (insbesondere der älteren Arbeitnehmer) steht das em-
pirisch nachweisbare Phänomen, dass Arbeitslose das Ar-
beitslosengeld gerne bis zum Ende der Anspruchsdauer
„mitzunehmen“ scheinen.29 Für Arbeitslose ohne einen An-
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Abbildung 13: Die Bezugsdauer von Arbeitslosengeld im Überblick

Regelungen für Personen, deren Anspruch auf Arbeitslosigkeit bis zum
31.01.2006 entstanden ist.

Quelle: § 127 Abs. 2 SGB III i.V.m. § 434 j SGB III 

Mindestbeschäfti-
gungsdauer vor
Anspruchsent-

stehung (Monate)

Mindestalter des
Versicherten 

(Jahre)

Maximale
Bezugsdauer

(Monate)

12 beliebig 6

16 beliebig 8

20 beliebig 10

24 beliebig 12

28 45 14

32 45 16

36 45 18

40 47 20

44 47 22

48 52 24

52 52 26

56 57 28

60 57 30

64 57 32

29  Vgl. Steiner (2003).



spruch auf anschließende Arbeitslosenhilfe30 springt die
Abgangsrate in Beschäftigung zum Zeitpunkt des Auslau-
fens des jeweiligen Anspruchs auf Arbeitslosengeld auf ei-
nen deutlich höheren Wert, ein noch längerer Verbleib in Ar-
beitslosigkeit wird schlagartig unwahrscheinlicher.31 Be-
steht im Anschluss an das Arbeitslosengeld noch ein An-
spruch auf Arbeitslosenhilfe, dann ist dies mit einer deutlich
höheren Verbleibswahrscheinlichkeit in Arbeitslosigkeit ver-
bunden und die Abgangsrate bleibt mit Auslaufen des An-
spruchs auf Arbeitslosengeld mehr oder weniger konstant. In
beiden Fällen ist ein deutlicher Abfall der Abgangsrate vor
dem Ende der Bezugsdauer von Arbeitslosengeld festzustel-
len (vgl. Abbildung 14). Dies sind deutliche Hinweis darauf,
dass Arbeitslose durch ihr Suchverhalten und ihre Arbeits-
bereitschaft die Dauer der individuellen Arbeitslosigkeit maß-
geblich beeinflussen können. Eine lange Bezugsdauer von
Arbeitslosengeld und die Existenz der nettolohnabhängigen,
bei Bedürftigkeit theoretisch endlos gewährten Arbeits-
losenhilfe provozieren somit Langzeitarbeitslosigkeit. Abbil-

44

30 Die Arbeitslosenhilfe als lohnabhängige, bei Bedürftigkeit theo-
retisch endlos gewährte und aus Steuermitteln finanzierte Un-
terstützungsleistung wurde zum 01.01.2005 abgeschafft. Der
allgemeine Leistungssatz der Arbeitslosenhilfe betrug 53 % des
pauschalierten Nettoentgelts, mit Kindern wurde ein erhöhter
Leistungssatz von 57 % gewährt. Diese und weitere jüngste
Reformen werden in Kapitel 4 behandelt.

31  Auch in internationalen empirischen Untersuchungen wird dar-
auf hingewiesen, dass Bezieher von Lohnersatzleistungen sys-
tematisch geringere Abgangsraten aus der Arbeitslosigkeit auf-
weisen als Arbeitslose, die keine Leistungen beziehen, mit Ende
der Bezugsdauer jedoch ein enormer sprunghafter Anstieg der
Abgangsraten der Leistungsempfänger zu beobachten ist; vgl.
Addison/Portugal (2004).



dung 14 zeigt den beschriebenen Mitnahmeeffekt und die
Wirkung der Arbeitslosenhilfe auf die Abgangsrate für ma-
ximale Arbeitslosengeldansprüche von 12 und 18 Monaten.
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Quelle: Steiner (2000, Table 2.7 und Figure 2.14 - 2.16); siehe dort 
auch die Erläuterungen zum verwendeten Datenmaterial.
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Abbildung 14: Abgangsraten aus Arbeitslosigkeit mit und 
ohne Arbeitslosenhilfe

Abgangsrate aus Arbeitslosigkeit in Beschäftigung - Männer
Arbeitslosengeldanspruch = 12 Monate

Abgangsrate aus Arbeitslosigkeit in Beschäftigung - Männer
Arbeitslosengeldanspruch = 18 Monate



Lohnersatzleistungen durch die Arbeitslosenversicherung
haben also generell eine ambivalente Wirkung. Auf der ei-
nen Seite können es sich Arbeitslose dadurch leisten, ei-
ne selektivere Beschäftigungssuche zu betreiben. Sie
müssen nicht den erstbesten Job annehmen, der mögli-
cherweise weniger zu ihren individuellen Fähigkeiten
passt oder kein stabiles Beschäftigungsverhältnis begrün-
den würde. Dies scheint sich tendenziell auszuzahlen:
Arbeitslose mit Leistungsansprüchen bei Wiederbeschäf-
tigung erzielen einen höheren Lohn, begründen ein sta-
bileres Beschäftigungsverhältnis und wechseln seltener
die Beschäftigung, als dies ohne den Leistungsbezug
möglich wäre.32 Die Möglichkeit einer längeren Suche
nach einer neuen Stelle führt also zunächst in der Tat zu
einem besseren Matching zwischen individuellen Qualifi-
kationen sowie Präferenzen und dem Profil der neuen
Stelle. Allerdings lässt sich auf der anderen Seite ebenso
nachweisen, dass diese positiven Effekte nur für relativ
kurz- und mittelfristig arbeitslose Bezieher von Lohner-
satzleistungen gelten. Für Personen, die bereits länger als
ein halbes oder ganzes Jahr arbeitslos sind, bringt eine
noch längere Suche keinen weiteren Nutzen, zumal mit
fortschreitender Arbeitslosigkeit zunehmend marktver-
wertbares Humankapital entwertet wird.33 Ein Arbeitslo-
sengeldbezug von bis zu 32 Monaten und eine nettolohn-
abhängige Anschluss-Arbeitslosenhilfe, die theoretisch
endlos gewährt werden kann, erscheinen vor diesem Hin-
tergrund alles in allem beschäftigungspolitisch schädlich.
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32  Vgl. Addison/Blackburn (2000), Gangl (2002a und 2002b) und
Tatsiramos (2004).

33  Vgl. Gangl/Schmid (2002) und Tatsiramos (2004).



Finden sich auch in den nationalen Studien nur relativ
schwache Auswirkungen marginaler Änderungen der Hö-
he der Lohnersatzleistungen auf die (durchschnittliche
Dauer individueller) Arbeitslosigkeit,34 sollte man diesen
Parameter gleichwohl nicht vernachlässigen. Denn die
Höhe der Lohnersatzleistungen bestimmt mit über die
Höhe der individuellen Anspruchslöhne. Vermutlich hat in
Zeiten sektoralen Wandels die Höhe der Lohnersatz-
leistungen – gerade wenn diese vom zuletzt erzielten Ein-
kommen abhängt – an Bedeutung gewonnen und gewin-
nen weiter. Die Tatsache, dass der Bezug von Lohner-
satzleistungen insbesondere die Abgangsraten aus
Arbeitslosigkeit in andere Branchen und Sektoren verrin-
gert, also die berufliche und sektorale Mobilität der
Arbeitslosen hemmt, dürfte gerade für Geringqualifizierte
aus dem industriellen Sektor maßgeblich auch in der
Höhe der Lohnersatzleistungen begründet sein. 

Insbesondere aufgrund der relativ engen Komplementa-
rität von Mensch und Maschine sowie der hohen Kapital-
intensität der Produktion hatten (und haben noch immer)
ungelernte und angelernte Arbeitnehmer im industriellen
Sektor deutlich höhere Verdienstmöglichkeiten als in den
anderen Sektoren. Fallen im Zuge des sektoralen Wan-
dels im industriellen Sektor mehr und mehr Arbeitsplätze
weg, vor allem die Geringqualifizierter, haben die Entlas-
senen aufgrund ihres vorherigen Verdienstes und der da-
von abhängigen Arbeitslosenunterstützung – die Leis-
tungssätze betragen seit vielen Jahren 60 % (ohne Kin-
der) bzw. 67 % (mit Kindern) das pauschalierten monat-
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34  Vgl. etwa Hunt (1995) und Steiner (1997 und 2003).



lichen Nettolohnes – einen relativ hohen individuellen An-
spruchslohn. Im Dienstleistungssektor, in den sich die
freigesetzten Arbeitnehmer im Regelfall umorientieren
sollten, bestehen für Geringqualifizierte Beschäftigungs-
möglichkeiten überwiegend bei den gebundenen, einfa-
chen Dienstleistungen. Dort sind aber aufgrund der ge-
ringeren Arbeitsproduktivität häufig nur niedrigere Löhne
zu erzielen als in den wegbrechenden Jobs des industri-
ellen Sektors.35 Gerade für Geringqualifizierte können
die relevanten Anspruchslöhne mitunter die erforderliche
berufliche und sektorale Mobilität zerstören. Oft ziehen
es Arbeitslose vor, auf einen neuen, gut bezahlten Job im
industriellen Sektor zu warten, anstatt eine zunächst ge-
ringer entlohnte Beschäftigung im Bereich gebundener
Dienstleistungen zu suchen. Meist erfüllt sich diese durch
hohe Anspruchslöhne „gedopte“ Hoffnung nicht, Lang-
zeitarbeitslosigkeit wird auf diese Weise provoziert und
der sektorale Wandel behindert.36

Lange Bezugsdauern und hohe Lohnersatzraten verursa-
chen zusammenfassend hohe Anspruchslöhne und
behindern auf vielfältige Weise die bei Arbeitslosigkeit
erforderliche Mobilität und somit den strukturellen
Wandel insgesamt. Versicherungsleistungsinduzierte zu-
sätzliche Arbeitslosigkeit ist die Folge. Allerdings wiegen
die negativen Folgen hoher Bezugsdauern und Lohner-
satzraten umso weniger, je strenger die Anforderungen
sind, die an den Leistungsbezug gekoppelt sind. So bie-
tet sich in diesem Zusammenhang der Verweis auf das
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35  Vgl. Paqué (1995, S. 171 ff.) und Plaßmann (2002, S. 51 f.).

36  Vgl. Berthold (2000, S. 82).



Arbeitslosenversicherungssystem der skandinavischen
Länder an. Eine isolierte Betrachtung der Leistungshöhe
und -dauer lässt zunächst vermuten, dass die Arbeitsan-
reize der Unterstützungsempfänger in diesen Ländern
massiv beeinträchtigt sein werden. Bezieht man aber die
recht strengen Bezugsbedingungen in die Betrachtung
ein, fällt das Gesamturteil anders aus. Großzügige Lohn-
ersatzleistungen werden von strengen Bezugsbedingun-
gen aufgewogen, der „Schaden“ der großzügigen Trans-
fers auf diese Weise begrenzt. Relativ generöse Entgelt-
ersatzleistungen können hier als „Lohn“ für eine konse-
quente und effektive Stellensuche aufgefasst werden.37

Völlig anders stellt sich seit langem die Situation in
Deutschland dar. Der Gewährung relativ hoher Lohner-
satzleistungen über einen relativ langen Zeitraum – bei
Berücksichtigung der Arbeitslosenhilfe theoretisch un-
endlich – stehen im internationalen Vergleich eher laxe
Bezugsbedingungen gegenüber (vgl. Abbildung 15), es
fehlt also das erforderliche „Gegengewicht“.

Erschwerend kommt hinzu, dass die ohnehin relativ nach-
lässigen Anforderungen in der Praxis alles andere als ef-
fektiv angewandt werden. Der in Abbildung 15 dargestell-
te internationale Vergleich ermittelt lediglich die formelle
Strenge der Bezugsbedingungen. Dabei ist ausgeblendet,
ob die formellen Anforderungen in der Praxis von Bedeu-
tung sind, ob das bestehende Recht also tatsächlich kon-
sequent umsetzt wird.38 Ein aussagekräftigerer Indikator
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37  Vgl. Grubb (2000, S. 149 ff.) und Kröger (2003, S. 32).

38  Vgl. Kröger (2003, S. 36).



sollte daher auf die Effektivität der Bezugsbedingungen
abzielen und nicht alleine auf die formelle Strenge. Denn
schließlich sind gesetzliche Verpflichtungen nur wirksam,
wenn eine glaubhafte Kontrolle und Sanktionierung mit
den Regelungen einhergeht. Das deutsche Arbeitslosen-
versicherungssystem der vergangenen Jahre zeichnet sich
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Abbildung 15: Formale Bedingungen für die Gewährung von 
Arbeitslosenunterstützung im internationalen Vergleich

Dabei berücksichtigte Einzelkriterien der Strenge der Bezugsbedingungen:
1) Nachweis eigener Suchaktivitäten während des Leistungsbezugs.  
2) Verfügbarkeit für den ersten Arbeitsmarkt während der Teilnahme

an Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik.
3) Berufliche Mobilität.
4) Räumliche Mobilität.  
5) Zulässige Gründe für die Ablehnung eines Beschäftigungsangebotes.
6) Sanktionen bei selbst verschuldeter Arbeitslosigkeit.
7) Sanktionen bei Ablehnung einer zumutbaren Beschäftigung.
8) Sanktionen bei wiederholter Ablehnung einer zumutbaren Be-

schäftigung.

Quelle: Danish Ministry of Finance (1998, S. 15).
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nicht nur durch formell relativ laxe Bezugsbedingungen
aus, auch die Sanktionspraxis auf Grundlage der beste-
henden Gesetze ist wenig effektiv. Abbildung 16 zeigt im
internationalen Vergleich die geringe Sanktionsbereitschaft
der deutschen Arbeitsverwaltung. Es ist vor diesem Hin-
tergrund auch wenig bedeutsam, dass einzelne Bezugs-
bedingungen und Sanktionsmöglichkeiten im Laufe der
Zeit formell etwas verschärft wurden (z.B. Ausweitung der
maximalen Sperrzeiten, Wegfall des Berufsschutzes und
der Qualifikationsstufen).
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Abbildung 16: Verhängung von Sanktionen in der 
Arbeitslosenversicherung* 

* Angaben in Prozent aller Leistungsbezieher; ausschließlich Sank-
tionen während des Leistungsbezugs; Berichtsjahr der einzelnen 
Länder 1997 oder 1998.

Quelle: OECD Employment Outlook 2000, S. 136.
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Internationale Forschungsergebnisse bestätigen immer
wieder, dass eine effektive Kontroll- und Sanktionspraxis
die durchschnittliche Verweildauer in Arbeitslosigkeit
deutlich absenken kann, ohne dass darunter die Qualität
der nachfolgenden Beschäftigung leidet, und somit un-
bedingter Bestandteil einer effizienten Arbeitslosenver-
sicherung ist.39 Dabei erweist sich der so genannte Ex-
ante-Effekt als mindestens ebenso bedeutsam wie der
so genannte Ex-post-Effekt von Sanktionen. Als ersteren
Effekt bezeichnet man die intensivere Suche nach einem
Job und die erhöhte Kooperationsbereitschaft des
Leistungsempfängers durch die Möglichkeit schmerzhaf-
ter Sanktionen bei Verfehlungen. Als Ex-post-Effekt be-
zeichnet man gewollte Verhaltensänderungen, nachdem
eine Sanktion erfolgt ist. Erfolgen Kontrolle und Sanktio-
nierung in der Praxis konsequent, so hat bereits das An-
drohen von Sanktionen einen sehr starken Einfluss auf
das Verhalten der Leistungsempfänger. 

Fasst man soweit zusammen, so ist für das deutsche Ar-
beitslosenversicherungssystem ein denkbar ungünstiges
Konstrukt aus relativ hohen Leistungen, die relativ lange
gewährt werden und an eher laxe Bezugskriterien
geknüpft sind, zu konstatieren. Zudem muss die Praxis
der Sanktionierung bei individuellen Verfehlungen als
mangelhaft bezeichnet werden. Ein solches Konstrukt
kann neben den beschriebenen Verfestigungstendenzen
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39 Vgl. etwa Lalive/van Ours/Zweimüller (2002), Boone/
Sadrieh/van Ours (2004) und van den Berg/van der Klaauw/
van Ours (2004); für einen weiteren Literaturüberblick siehe
auch Fredriksson/Holmlund (2003, S. 12 ff.).



von entstandener Arbeitslosigkeit bereits zu schädlichem
individuellen Verhalten der Arbeitnehmer während einer
regulären Beschäftigung führen. So provoziert eine in
dieser Weise generöse Absicherung nachlassenden Ar-
beitseifer und Shirking-Verhalten am Arbeitsplatz. Ist
doch ein möglicher Arbeitsplatzverlust weniger schmerz-
haft, wenn man sich einer relativ komfortablen Absiche-
rung gewiss sein kann.40 Darüber hinaus ist feststellbar,
dass aus dem gleichen Grund bei großzügiger Ausge-
staltung der Arbeitslosenunterstützung Arbeitnehmer, die
antizipieren, möglicherweise bald entlassen zu werden,
weniger bereit sind, die Arbeitslosigkeit durch einen
rechtzeitigen Jobwechsel zu vermeiden.41 Die Arbeitslo-
senversicherung verringert in diesen Fall bereits vor Ein-
tritt des Schadens die Mobilitätsbereitschaft der Arbeit-
nehmer und erhöht damit die Wahrscheinlichkeit, dass
der Schaden eintritt. Ist der Schaden dann erst einmal
eingetreten, hemmt der beschriebene rechtlich-institutio-
nelle Mix die berufliche, sektorale und regionale Mobilität
der Betroffenen und provoziert die Verfestigung individu-
eller Arbeitslosigkeit. 

Damit kann auch nicht verwundern, dass empirische
Studien für Deutschland außergewöhnlich hohe individu-
elle Anspruchslöhne der Arbeitslosen diagnostizieren.
Dabei sind wenigstens zwei Dinge besonders auffällig:42

Erstens liegt der individuelle Anspruchslohn im Mittel
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40  Vgl. beispielsweise Klasen/Launov/Wolff (2004, S. 29).

41  Vgl. Light/Omori (2004).

42 Vgl. dazu insbesondere die einschlägigen Arbeiten von
Christensen (2001a, 2002a, 2002b, 2003a und 2003b).



sogar über dem zuletzt verdienten Lohnsatz, ein Ergeb-
nis, das für eine insgesamt sehr geringe Bereitschaft zu
Konzessionen beim Einkommen spricht.43 Zweitens sin-
ken diese von Anfang an sehr hohen Reservationslöhne
mit fortschreitender Arbeitslosigkeit nicht oder lediglich
in geringem Maße. Dies muss letztlich auch als Resultat
generöser und lange gewährter Lohnersatzleistungen ge-
wertet werden und steht im krassen Widerspruch zu der
Entwicklung der tatsächlich erzielbaren Löhne mit fort-
schreitender Dauer der Arbeitslosigkeit. Diese nehmen
nämlich im Gegensatz zum Anspruchslohn rapide mit je-
dem weiteren Monat Arbeitslosigkeit ab, da marktver-
wertbares Humankapital in der Erwerbslosigkeit rasch
entwertet wird bzw. Arbeitgeber bei ihren Lohnangebo-
ten die Dauer der Arbeitslosigkeit berücksichtigen und
bei Bewerbern mit längerer Arbeitslosigkeitsdauer zu-
mindest in der kurzen Frist eine geringere Arbeitsproduk-
tivität unterstellen. 

Nicht nur, dass mit längerer individueller Arbeitslosigkeit
wertvolles marktverwertbares Humankapital verloren geht
und die individuellen Wiederbeschäftigungschancen ent-
scheidend verringert werden. Auch geht mit reduzierter
Suchintensität und längerer Arbeitslosigkeit der Druck der
Arbeitslosen auf die beschäftigten Arbeitsmarktinsider zu-
rück, sich bei Lohnverhandlungen zu mäßigen. Die Anbie-
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43 Eine Befragung des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung zur Struktur der Arbeitslosigkeit 2000
bestätigt, dass neben einem Wechsel des Wohnorts
Einkommenseinbußen für Arbeitslose am wenigsten akzepta-
bel erscheinen; vgl. Brixy/Christensen (2002).



terkonkurrenz auf dem Arbeitsmarkt wird reduziert, die
Marktmacht der Insider in den Lohnverhandlungen er-
höht.44 Dieser Effekt wird noch dadurch verstärkt, dass für
Beschäftigte ein möglicher Arbeitsplatzverlust weniger
schmerzhaft ist, wenn die Systeme der sozialen Sicherung
ihnen für diesen Fall eine weiche Landung garantieren.
Großzügig ausgebaute Lohnersatzleistungen führen zu ei-
ner nachhaltigen Stärkung der Position der Gewerkschaf-
ten und aggressiverem Lohnverhandlungsverhalten. Real-
lohninduzierte Arbeitslosigkeit ist die Folge.45 Da die Fi-
nanzierungslasten von Arbeitslosigkeit über Steuern und
Abgaben getragen werden müssen und einen Keil zwi-
schen die von den Unternehmungen zu zahlenden Brutto-
löhne und die für Arbeitnehmer und Gewerkschaften rele-
vanten Nettolöhne treibt, gewinnt die Problematik aggres-
siver Lohnabschlüsse und reallohnbedingter Arbeitslosig-
keit zusätzlich an Bedeutung.46 Geringqualifizierte werden
durch die in dieser Form provozierten höheren Lohnab-
schlüsse besonders hart getroffen, verlieren bei zu hohen
Lohnersatzleistungen mitunter den Anreiz, regulär zu ar-
beiten, oder werden unabhängig von der individuellen Mo-
tivation aus regulären Beschäftigungsverhältnissen ge-
preist. Der Umfang der gewerkschaftlich verursachten Ar-
beitslosigkeit ist also umso größer, je großzügiger die Un-
terstützungsleistungen bei Arbeitslosigkeit bemessen
sind. Es besteht die Gefahr, dass die Arbeitslosenversiche-
rung dazu genutzt wird, Anpassungslasten des strukturel-
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44  Vgl. bereits Pigou (1933, S. 254) und Nickell (1990).

45  Vgl. dazu Berthold/Külp (1987, S. 60) und Fehn (1997, S. 89 ff.).

46  Vgl. Berthold/Fehn (2003, S. 20 f.).



len Wandels zu externalisieren. Die Ausgestaltung der
Arbeitslosenversicherung in Deutschland provoziert ein
solches Verhalten, die aggressiven Lohnabschlüsse der
Vergangenheit dürften zu einem erheblichen Teil darauf
zurückzuführen sein.47

Alles in allem: Die bisher gewährten Lohnersatzleistungen
der Arbeitslosenversicherung in Deutschland – Arbeits-
losengeld und Arbeitslosenhilfe – müssen absolut und im
internationalen Vergleich als generös gelten. Diese
Einschätzung umfasst die Höhe der Leistungen, die maxi-
male Bezugsdauer und auch die Zumutbarkeitskriterien,
Mitwirkungspflichten sowie die Sanktionspraxis. Daher ist
die Arbeitslosigkeit in Deutschland auch höher als in vie-
len anderen Ländern. Allerdings waren die Regelungen
hierzulande bereits zur Blütezeit der Sozialen Markt-
wirtschaft relativ generös. Die wohlfahrtsstaatliche Absi-
cherung für Arbeitslose ist wie anderswo in Europa vor
allem in den 1960er und Anfang der 1970er Jahre ausge-
baut worden – sieht man einmal von der schrittweisen
Ausweitung der Bezugsdauer von Arbeitslosengeld für äl-
tere Arbeitnehmer in den 1980er Jahren ab – und lag be-
reits damals deutlich über dem Niveau in den USA, ob-
wohl zur gleichen Zeit die Arbeitslosenrate in Europa un-
ter derjenigen in den USA lag. Eine großzügige wohl-
fahrtsstaatliche Absicherung der Arbeitslosen alleine kann
demnach nicht der eigentliche Auslöser für den massiven
Anstieg der Arbeitslosigkeit in Deutschland sein.48 Gene-
röse Lohnersatzleistungen erhöhen allerdings die durch-
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47 Vgl. Berthold (2000, S. 41 ff. und 29 ff.).

48  Vgl. Fehn (1997, S. 91).



schnittliche Verweildauer in Arbeitslosigkeit. Nicht nur,
dass durch die damit einhergehenden Verluste marktver-
wertbaren Humankapitals die Wiederbeschäftigungs-
chancen unmittelbar geschmälert werden, auch sorgt das
aggressivere Lohnverhandlungsverhalten der Arbeits-
platzbesitzer für weitere Lohnrigiditäten und reallohnindu-
zierte Arbeitslosigkeit. Die während ökonomischer Turbu-
lenzen entstandene Arbeitslosigkeit wird nur schleppend
oder gar nicht mehr abgebaut und wird leicht persistent.
Zudem begründen großzügige Lohnersatzleistungen
hohe Anspruchslöhne und verhindern die erforderliche
räumliche, sektorale und beruflich-qualifikatorische Mo-
bilität der Arbeitnehmer. Ersatzinvestitionen in das eigene
Humankapital, ein Wechsel des Berufsfeldes, des Sektors
und der Region sowie Abstriche beim Erwerbseinkom-
men sind individuell weniger akzeptabel.49

In ökonomisch turbulenten Zeiten eines strukturellen und
sektoralen Umbruchs sind Verdiensteinbußen, die mit der
Neuannahme einer Beschäftigung im Vergleich zur vor-
herigen Stelle verbunden sind, in der Regel wesentlich
höher als noch vor 25 oder 30 Jahren. Großzügige Lohn-
ersatzleistungen, zumal wenn an den letzten regulären
Verdienst gekoppelt, sorgen daher in einem solchen öko-
nomischen Umfeld für besonders niedrige Wiederbe-
schäftigungsraten und besonders hohe Arbeitslosig-
keit.50 Im Extremfall legen Lohnersatzleistungen einen
faktischen Mindestlohn fest, der unabhängig von den
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49  Vgl. Blanchard/Wolfers (2000, S. C16 ff.) und Berthold/Fehn
(2003, S. 21 ff.).

50  Vgl. Ljungqvist/Sargent (1998 und 2002). 



Auswirkungen auf die Arbeitsanreize von Personen mit
niedriger Arbeitsproduktivität auch von der Arbeitsnach-
frageseite eine Beschäftigung zu produktivitätsorientier-
ter Entlohnung verhindert. Insbesondere Geringqualifi-
zierte, die zu gegeben Reallöhnen immer weniger nach-
gefragt werden, verlieren so Möglichkeiten und Anreize
zur regulären Beschäftigung. Es besteht ein eindeutiger
empirischer Zusammenhang zwischen der Entwicklung
der Arbeitslosigkeit und der Ausgestaltung der wohl-
fahrtsstaatlichen Lohnersatzleistungen in einem Land.
Ein großzügigeres institutionelles Arrangement verringert
die erforderlichen Anpassungskapazitäten mitunter
beträchtlich und fördert hohe und persistente Arbeitslo-
sigkeit.51 Die Ausgestaltung der Arbeitslosenversi-
cherung in Deutschland ist somit ein unverzichtbarer Be-
standteil der Erklärung der seit Jahrzehnten ansteigen-
den Arbeitslosigkeit hierzulande. Insbesondere die nega-
tiven Auswirkungen auf die gesamtwirtschaftliche Lohn-
flexibilität sowie die räumliche, sektorale und beruflich-
qualifikatorische Mobilität der Arbeitnehmer bedeuten
eine entscheidende Verringerung der erforderlichen
volkswirtschaftlichen Anpassungskapazitäten. 

3.1.2 Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik 

Der zweite große Ausgabenblock der Arbeitslosenversi-
cherung neben den Lohnersatzleistungen sind die vielfälti-
gen Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik. Rund 20 Milli-
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51  Vgl. exemplarisch Blanchard/Wolfers (2000), Phelps/Zoega
(2001), Nickell/Nunziata/Ochel/Quintini (2002) und Internatio-
nal Monetary Fund (2003). 



arden Euro wendet die Bundesagentur für Arbeit mittler-
weile jährlich dafür auf. Im internationalen Vergleich liegen
die Ausgaben für passive und aktive Arbeitsmarktpolitik
mit 3,31 % des BIP relativ hoch (vgl. Abbildung 17). Ledig-
lich Dänemark, Belgien und die Niederlande geben einen
noch größeren Anteil des BIP für Arbeitsmarktpolitik aus.
Der Anteil für Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik liegt
dabei in Deutschland mit rund 1,2 % des BIP ebenso
deutlich über dem Durchschnitt der betrachteten Länder.
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Abbildung 17: Ausgaben für aktive und passive 
Arbeitsmarktpolitik in Prozent des BIP* 

* Die Werte für die einzelnen Länder stammen aus dem Zeitraum 
von 2001 bis 2003.

Quelle: OECD Employment Outlook 2004, S. 319 ff.
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In § 1 SGB III heißt es: „Die Leistungen der Arbeitsförde-
rung sollen dazu beitragen, dass ein hoher Beschäfti-
gungsstand erreicht (...) wird. Sie sind insbesondere dar-
auf auszurichten, das Entstehen von Arbeitslosigkeit zu
vermeiden oder die Dauer der Arbeitslosigkeit zu verkür-
zen.“ Dies soll speziell dadurch erreicht werden, dass die
Maßnahmen „den Ausgleich von Angebot und Nachfrage
auf dem (...) Arbeitsmarkt unterstützen, die zügige
Besetzung offener Stellen ermöglichen sowie die indivi-
duelle Beschäftigungsfähigkeit durch Erhalt und Ausbau
von Kenntnissen, Fertigkeiten und Fähigkeiten fördern.“
Auf den ersten Blick passt die Grundidee aktiver
Arbeitsmarktpolitik gut zum Konzept der Sozialen
Marktwirtschaft. Der Staat hilft den vom Marktprozess
freigesetzten Arbeitnehmern, wieder zurück in den
regulären Arbeitsmarkt zu finden. Gegen diese positive
Sichtweise lässt sich aus empirischer Sicht einwenden,
dass ausgerechnet in Ländern wie den USA,
Großbritannien oder der Schweiz, die das Instrument der
aktiven Arbeitsmarktpolitik im Vergleich zu den kontinen-
taleuropäischen Ländern weit weniger einsetzen, die
Beschäftigungsergebnisse seit vielen Jahren deutlich
günstiger ausfallen. Daher ist kritisch zu hinterfragen, ob,
und wenn ja, in welcher Form die deutsche
Beschäftigungspolitik in Zukunft noch stärker auf dieses
Instrument setzen sollte. Dazu wird vorab kurz erläutert,
über welche Kanäle aktive Arbeitsmarktpolitik die
Situation auf dem Arbeitsmarkt beeinflussen kann.52
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52  Vgl. dazu auch Berthold/Fehn (1997), Hagen/Steiner (2000, S.
36 ff.) und Martin (2000, S. 89 ff.).



Grundsätzliche Wirkungsmechanismen

Der Staat kann durch Programme bzw. Maßnahmen akti-
ver Arbeitsmarktpolitik grundsätzlich auf drei Wegen ver-
suchen, Arbeitslosen eine Brücke in den regulären Ar-
beitsmarkt zu bauen: Erstens kann er Arbeitslose bzw.
Unternehmen informieren, wo freie Stellen bzw. Arbeitsu-
chende sind und welche Eigenschaften diese jeweils auf-
weisen. Er kann also durch beratende und vermittelnde
Tätigkeiten Informationsasymmetrien zwischen Arbeits-
angebot und -nachfrage abbauen. Zweitens kann er
durch Qualifizierungsmaßnahmen dazu beitragen, dass
die Struktur des Arbeitsangebots besser zu derjenigen
der Arbeitsnachfrage passt, also qualifikatorische Mis-
match-Arbeitslosigkeit reduzieren. Drittens kann er ver-
suchen, durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen oder
durch Lohnsubventionen den gesamtwirtschaftlichen
Umfang der Arbeitsnachfrage unmittelbar zu erhöhen.53

Aktive Arbeitsmarktpolitik ist dann sinnvoll, wenn sie an
den strukturellen Wurzeln der Beschäftigungsmisere
ansetzt und mögliche negative Sekundärwirkungen
gering ausfallen. Sie muss die marktliche Anpassungska-
pazität an exogene Datenänderungen erhöhen, also an
veränderte Strukturen und geringere Stabilität der Ar-
beitsnachfrage. Dies gilt im Zeitalter der Globalisierung
mit einem rascher werdenden Schumpeter'schen Pro-
zess der schöpferischen Zerstörung in verstärktem
Maße. Ob eine bestimmte Ausgestaltung aktiver Arbeits-
marktpolitik gesamtwirtschaftlich beschäftigungsstei-
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53  Vgl. etwa Robinson (2000, S. 17), Eichhorst/Profit/Thode
(2001, S. 194 f.) und Berthold/von Berchem (2002a, S. 36).



gernd wirkt, kann nur anhand einer makroökonomischen
Analyse entschieden werden. Mikroökonomische Krite-
rien, wie etwa die Wiedereingliederungsquote von Teil-
nehmern an Qualifizierungsmaßnahmen in den regulären
Arbeitsmarkt, helfen nur begrenzt weiter. So kann etwa
eine hohe Wiedereingliederungsquote der Programm-
teilnehmer lediglich zu Lasten der Wiedereinstellungs-
chancen anderer Arbeitsloser gehen oder durch einen
erhöhten Lohndruck kompensiert werden. Aus einem
positiven Bruttobeschäftigungseffekt einer Maßnahme
auf mikroökonomischer Ebene kann folglich nicht auf ei-
nen positiven Beschäftigungseffekt auf gesamtwirt-
schaftlicher Ebene geschlossen werden.54 Außerdem ist
stets eine Vergleichssituation zu konstruieren, die hinrei-
chend genau beschreiben kann, was sich ohne den in
Frage gestellten Eingriff ergeben hätte. 

Reine Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, die die Chancen
der Teilnehmer auf eine Eingliederung in den regulären
Arbeitsmarkt unverändert lassen, verbessern die
Situation auf dem Arbeitsmarkt nicht. Es handelt sich
dabei nur um eine Umschichtung zwischen offener und
verdeckter Arbeitslosigkeit. Eine rein kosmetische
Senkung der Arbeitslosigkeit, die lediglich darauf beruht,
dass Teilnehmer an Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpo-
litik nicht als arbeitslos registriert werden (Bookkeeping-
Effekt), kann nicht als Erfolg gewertet werden. Dennoch
kann aktive Arbeitsmarktpolitik im Prinzip über eine
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54 Vgl. etwa Heckman/LaLonde/Smith (1999), Hagen/Steiner
(2000, S. 21 ff.), Schmidt (2001) und Fitzenberger/Hujer
(2002).



Reihe von Kanälen die reguläre Beschäftigung steigern
und damit auch die um Teilnehmer an Maßnahmen der
aktiven Arbeitsmarktpolitik modifizierte Arbeitslosenquo-
te senken.55 Beschäftigungssteigernde Effekte können
sich zunächst durch Effizienzsteigerungen des Matching-
Prozesses zwischen Arbeitsuchenden und offenen Stel-
len ergeben. Stellt der Staat Informationen über Arbeit-
suchende und freie Stellen bereit, etwa durch gezielte
Beratungs- und Vermittlungsaktivitäten, kann dies die
durchschnittliche Suchdauer der Arbeitslosen verringern.
Darüber hinaus kann aktive Arbeitsmarktpolitik Mis-
match-Probleme zwischen regionalen, qualifikatorischen
und sektoralen Teilarbeitsmärkten verringern. Insbeson-
dere Qualifizierungsmaßnahmen können grundsätzlich
dazu beitragen, dass sich die Struktur des Arbeitsange-
bots besser an die sich rasant verändernde Struktur der
Arbeitsnachfrage anpasst. 

In engem Zusammenhang damit ist zu sehen, dass akti-
ve Arbeitsmarktpolitik einem Rückzug der Arbeitslosen in
die Passivität mit andauernder Arbeitslosigkeit entgegen-
wirken kann. Personen mit keiner oder geringer Suchan-
strengung können durch arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men wieder zu aktiven Arbeitsplatzsuchern werden. Ge-
lingt es, die Verweildauer in Arbeitslosigkeit zu reduzie-
ren, kann verhindert werden, dass mit zunehmender
Dauer der Arbeitslosigkeit marktverwertbares Humanka-
pital verfällt und sich Gewöhnungs- und Demoralisie-
rungsprozesse einstellen. Außerdem kann durch eine
Teilnahme an effektiven Maßnahmen potenziellen Arbeit-
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55 Vgl. Hagen/Steiner (2000, S. 15).



gebern ein Signal hinsichtlich Arbeitswillen und Produkti-
vität gegeben werden. Arbeitgeber werten lange Arbeits-
losigkeit oft als Signal für geringe Produktivität. Das ist
mit ein Grund dafür, dass die individuelle Austrittswahr-
scheinlichkeit aus Arbeitslosigkeit mit zunehmender Dau-
er derselben abnimmt („negative duration dependen-
ce“).56 Aktive Arbeitsmarktpolitik kann diesem Phäno-
men die Schärfe nehmen, wenn sie dem Verlust von Hu-
mankapital und allgemeinen Arbeitsgewohnheiten, Ge-
wöhnungs- und Demoralisierungstendenzen sowie fort-
schreitender Stigmatisierung entgegenwirkt. Wird etwa
durch gezielte Beratungs- und Vermittlungsaktivitäten
oder geeignete Trainings- und Qualifizierungsmaßnah-
men die relative Wettbewerbsposition der Arbeitslosen
gegenüber den Arbeitsplatzbesitzern verbessert, dann
werden diese sich bei ihren Lohnforderungen eher
zurückhalten. Gelingt es der aktiven Arbeitsmarktpolitik,
das effektiv zur Verfügung stehende Arbeitsangebot
hoch zu halten, wirkt dies lohndämpfend. Aktive Arbeits-
marktpolitik kann also grundsätzlich helfen, strukturwan-
delbedingte und auf den Konflikt zwischen Arbeitsplatz-
besitzern und Arbeitslosen zurückzuführende Arbeitslo-
sigkeit abzubauen.57

Neben möglichen positiven Effekten ist aktive Arbeits-
marktpolitik aber mit einer Reihe von Problemen verbun-
den, die negativen Einfluss auf die Beschäftigung ausü-
ben können. Vor allem stehen den lohndämpfenden
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56  Vgl. dazu etwa Calmfors (1994), Nickell (1997), Martin (2000)
und Eichhorst/Profit/Thode (2001, S. 220 ff.).

57 Vgl. Franz (2003, S. 361).



leicht lohnsteigernde Effekte gegenüber, so dass das
Lohnsetzungsverhalten per saldo sogar aggressiver aus-
fallen kann. Aus wenigstens zwei Gründen ist diese Ge-
fahr nicht von der Hand zu weisen: Erstens stellt sich bei
allen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen die Finanzie-
rungsfrage, sind doch die Aufwendungen für derartige
staatliche Programme meist größer als die bloße Arbeits-
losenunterstützung.58 Letztlich müssen die Programme
über höhere Steuern und Abgaben finanziert werden. Da
es immer schwieriger wird, den mobiler werdenden Fak-
tor Kapital zu besteuern, muss der Faktor Arbeit stärker
belastet werden. Damit sinkt das Nettoeinkommen der
belasteten Arbeitnehmer und ihre Wohlfahrtsposition
relativ zur Situation der Arbeitslosigkeit. Der mit einer
Entlassung einhergehende Wohlfahrtsverlust geht
zurück, die Arbeitsplatzbesitzer treten in Lohnverhand-
lungen aggressiver auf. Ein Teufelskreis aus steigenden
Steuern und Abgaben, höheren Lohnkosten und wach-
sender Arbeitslosigkeit ist die Folge.59

Die Gefahr besteht zweitens immer dann, wenn durch die
Teilnahme an Qualifizierungs- und Beschäftigungspro-
grammen das verfügbare Einkommen steigt oder wenn
dadurch erneut Ansprüche auf staatliche Transferzahlun-
gen nach Ende des Programms erworben werden. Er-
höht sich deshalb das Nutzenniveau der Arbeitslosen,
hat dies zumindest während der Teilnahme an solchen
Programmen eine verringerte Suchintensität der Arbeits-
losen und geringere Wettbewerbsintensität für die

65

58  Vgl. Martin (2000).

59  Vgl. zum Beispiel Hagen/Steiner (2000, S. 118 ff.).



Arbeitsplatzbesitzer zur Folge.60 Dieser Locking-in-Effekt
kann schon dadurch ausgelöst werden, dass die indi-
viduelle Suchintensität der Teilnehmer aufgrund der ge-
ringeren dafür vorhandenen Zeit während der Maßnahme
im Vergleich zu den Nichtteilnehmern sinkt. Es besteht
also ein Zielkonflikt zwischen einem höheren Humanka-
pitalaufbau durch längere Maßnahmen und der geringe-
ren Suchintensität während der Maßnahme. Dieser Kon-
flikt ist bei längeren Programmen mit einem Abschluss,
der von potenziellen Arbeitgebern als positives Signal
gewertet werden kann, geringer als bei befristeter sub-
ventionierter Beschäftigung ohne vergleichbaren Ab-
schluss.61

Der lohnsteigernde Effekt wird noch dadurch verstärkt,
dass derartige Programme die arbeitsmarktliche Verant-
wortung weiter verwischen. Es besteht ohnehin die Nei-
gung, den Staat und nicht die Tarifvertragsparteien für
die Beschäftigungssituation verantwortlich zu machen.
Reagiert der Staat auf Arbeitsmarktprobleme mit einem
Ausbau von Qualifizierungs- und Beschäftigungspro-
grammen, signalisiert er damit, sich tatsächlich in die be-
schäftigungspolitische Verantwortung nehmen zu lassen;
der Druck auf die Tarifvertragsparteien lässt weiter nach.
Diese können damit rechnen, dass arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen überhöhte und strukturell verzerrte
Tarifabschlüsse abfedern werden. Der Staat begünstigt
„Moral Hazard“-Verhalten der Tarifvertragsparteien in
dem Sinne, dass sie die Tariflöhne höher festlegen und
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60  Vgl. Calmfors/Lang (1995).

61  Vgl. van Ours (2002) und Rosholm/Skipper (2003).



die Lohnstruktur stärker marktwidrig verzerren als sie es
ansonsten täten.62

Damit aber nicht genug. Bei aktiver Arbeitsmarktpolitik be-
steht immer die Gefahr, dass schädliche Mitnahme-, Sub-
stitutions- und Verdrängungseffekte vermeintliche positive
Beschäftigungseffekte, die auf Mikroebene eventuell zu
beobachten sind, schmälern oder gar zu negativen ge-
samtwirtschaftlichen Beschäftigungseffekten führen. Mit-
nahmeeffekte treten sowohl auf Arbeitnehmer- als auch
auf Arbeitgeberseite auf. So lässt sich vermuten, dass ers-
tens eine nicht unbedeutende Anzahl von Teilnehmern an
Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik auch ohne diese
eine Beschäftigung gefunden hätten. Und zweitens erhal-
ten auch Arbeitgeber beispielsweise Subventionen für die
Einstellung Arbeitsloser, die sie auch ohne diese staatliche
Transferleistung eingestellt hätten. Von Substitutionseffek-
ten spricht man, wenn geförderte Arbeitslose lediglich an-
stelle von anderen, nicht geförderten Arbeitslosen einge-
stellt werden. Wird etwa ein geförderter Langzeitarbeitslo-
ser bei der Einstellung einem nicht geförderten Kurzzeitar-
beitslosen vorgezogen, so führt dies lediglich zu einer Um-
verteilung der Arbeitsmarktchancen, gewonnen ist da-
durch zunächst nichts.63 Ferner besteht die Gefahr, dass
Arbeitgeber ihre Arbeitnehmer gegen staatlich geförderte
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62  Vgl. Calmfors (1995).

63  Denkbar ist allerdings, dass eine derartige Substitution über
die Lohnschiene dennoch positive Beschäftigungseffekte
haben kann. Der Grund hierfür liegt darin, dass Kurzzeitar-
beitslose erfahrungsgemäß wesentlich stärker in das Kalkül
der Gewerkschaften eingehen als Langzeitarbeitslose, der
Lohndruck folglich abnimmt.



Arbeitslose austauschen, um ihre Lohnkosten zu reduzie-
ren. Führen Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik zu ei-
ner Reduktion regulärer Beschäftigung in anderen Unter-
nehmen, wird dies als Verdrängungseffekt bezeichnet.
Möglich ist etwa, dass Unternehmen mit subventionierter
Beschäftigung ihren Marktanteil durch die geringeren
Lohnkosten derartig ausweiten können, dass Konkurren-
ten, deren Beschäftigung nicht staatlich gefördert wird, mit
sinkender Arbeitsnachfrage reagieren und die Beschäfti-
gung dort zurückgeht.64 Die angesprochenen Effekte füh-
ren sowohl zu einer Verschwendung fiskalischer Mittel als
auch zu einer Gefährdung regulärer Beschäftigung. 

Die aktive Arbeitsmarktpolitik nach dem SGB III

Eine ausführliche mikro- und makroökonomische Bewer-
tung der einzelnen Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpo-
litik nach dem SGB III kann hier nicht erfolgen. Zu vielfäl-
tig und umfangreich sind die einzelnen Programme und
Maßnahmen, als dass eine Analyse innerhalb des hier
gesteckten Rahmens erfolgen könnte, die der Komple-
xität dieses Politikbereichs gerecht wird.65 Umreißen je-
doch lassen sich die Erkenntnisse diverser Studien auf
diesem Felde in etwa wie folgt:66

68

64  Vgl. zu diesen Effekten exemplarisch Kröger/van Suntum
(1999, S. 21 ff.), Hagen/Steiner (2000 S. 40 ff.) und Berthold/
Fehn/von Berchem (2001, S. 39).

65  Detaillierte Beurteilungen der einzelnen Maßnahmen finden sich
etwa in Hagen/Steiner (2000), Berthold/Fehn/von Berchem
(2001, S. 43 ff.) und Fertig/Kluve/Schmidt/Zimmermann (2001).

66  Vgl. dazu auch Berthold/von Berchem (2002a, S. 36 ff.).



Der Großteil der Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik
muss als bestenfalls sehr mäßig erfolgreich bezeichnet
werden. Insbesondere die Instrumente, die in den letzten
Jahren schwerpunktmäßig zum Einsatz kamen,67 müssen
sogar als kontraproduktiv bezeichnet werden. Nicht nur,
dass sich durch die Teilnahme an den staatlichen Wei-
terbildungs- und Beschäftigungsprogrammen oft die
Arbeitsmarktchancen des Einzelnen eher verschlechtern
als verbessern, Mitnahme-, Verdrängungs- und Substitu-
tionseffekte tragen trotz gelegentlicher Erfolge auf Mikroe-
bene tendenziell zu einer Erhöhung des Arbeitslosenbe-
standes bei.68 Die Gründe für das schlechte Abschneiden
herkömmlicher Maßnahmen sind vielschichtig, können
jedoch in etwa folgendermaßen zusammengefasst wer-
den: Es ist den Teilnehmern staatlicher Beschätigungs-
programme im Regelfall nicht möglich, durch die Maß-
nahmen marktverwertbares Humankapital zu bilden.
Durch das Kriterium der „Zusätzlichkeit“ bei Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen (ABM) etwa, mit dem der Ge-
setzgeber unliebsame Verdrängungseffekte unterbinden
möchte, wird dies geradezu offizielles Erkennungs-
merkmal staatlicher Beschäftigungsprogramme. So be-
stätigen mikroökonomische Studien für Deutschland auch
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67  Rund die Hälfte der Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik
tätigte die Bundesagentur für Arbeit 2002 alleine für Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen, Strukturanpassungsmaßnahmen
(SAM) und staatliche Qualifizierungs- bzw. Trainingsmaßnah-
men; vgl. OECD Employment Outlook 2003, S. 330 und Bunde-
sanstalt für Arbeit, Einundfünfzigster Geschäftsbericht, S. 29 ff.

68  Vgl. Hagen/Steiner (2000), Fitzenberger/Speckesser (2002
und 2004), Hagen (2003), Hujer/Zeiss (2003) und Hujer/
Thomsen/Zeiss (2004).



erwartungsgemäß, dass beispielsweise ABM – wenn
überhaupt – nur sinnvoll sein können für Arbeitslose mit
sehr niedrigen Qualifikationen, da nur diese in ABM für sie
verwertbares Humankapital aufbauen können. Aufgrund
der geringen Marktnähe sind derartige Maßnahmen für alle
anderen eher schädlich und dienen Arbeitgebern häufig
als negatives Signal. Für Deutschland ist eine niedrige Ziel-
gruppenorientierung zu diagnostizieren.69 Zudem entspre-
chen regelmäßig „off the job“ stattfindende staatliche Wei-
terbildungs- bzw. Qualifizierungsmaßnahmen häufig nicht
den Anforderungen der Unternehmen oder werden auf-
grund eben dieses Rufes von potenziellen Arbeitgebern
als geringwertig eingeschätzt.70

Durch die zentral gesteuerten, oft marktfernen Beschäf-
tigungs- und Qualifizierungsprogramme gelingt es kaum,
die Chance der Teilnehmer auf eine reguläre Beschäfti-
gung zu erhöhen. Dennoch können die Programme für
Arbeitslose lukrativ erscheinen. So sind nicht nur mitun-
ter deutliche Einkommenszuwächse damit verbunden, es
konnte bis in die jüngste Vergangenheit hinein auf diese
Weise auch der Anspruch auf Arbeitslosengeld wieder
erneuert werden.71 Dies hat zweierlei zur Folge: Erstens

70

69 Vgl. Kraus/Puhani/Steiner (2000), Fertig/Schmidt/Schneider
(2002) und Caliendo/Hujer/Thomsen (2003 und 2004).

70 Vgl. Staat (1997) und Hujer/Wellner (2000).

71  Seit 1998 führt die Teilnahme an Förderung der beruflichen
Weiterbildung (FbW) gemäß §§ 77-96, 153-159, 417 SGB III
nicht mehr zu einer Erneuerung des Anspruchs auf Arbeitslo-
sengeld, ABM und SAM blieben bis vor kurzem von dieser
Neuregelung verschont. Erst jüngst wurde dieser Missstand
im Rahmen der Hartz-Reformen behoben.



fahren Arbeitslose in Antizipation der Leistung bereits im
Vorfeld ihre Suchanstrengungen merklich herunter. Dies
ist insbesondere zu beobachten, wenn eine bestimmte
Dauer der Arbeitslosigkeit Voraussetzung für die Teilnah-
me an der entsprechenden Maßnahme ist.72 Während
der Maßnahme selbst sind die Suchanstrengungen
schon aufgrund weniger zur Verfügung stehender Zeit im
Vergleich zu Nichtteilnehmern häufig geringer; Locking-
in-Effekte sorgen dafür, dass die Wahrscheinlichkeit, eine
Beschäftigung zu finden, auch während und nach Ab-
schluss der Maßnahme oftmals geringer ist als bei
Nichtteilnehmern. Zweitens sorgt die relativ komfortable
Rückfallposition der Arbeitsplatzbesitzer und der eng
damit verbundene ausbleibende Druck der Arbeitslosen
auf die Arbeitsplatzbesitzer für ein aggressiveres
Lohnverhandlungsauftreten der Gewerkschaften.73

Die anhaltende Kritik an staatlichen Beschäftigungs- und
Qualifizierungsprogrammen hat dazu geführt, dass in
letzter Zeit verstärkt auch auf die direkte Eingliederung
der Arbeitslosen in reguläre Beschäftigung gesetzt wird.
Ihren Niederschlag fanden derartige Bemühungen nicht
zuletzt in verschiedenen Modellprojekten im Niedriglohn-
bereich, wo etwa durch degressive Zuschüsse zu den
Sozialversicherungsbeiträgen an Arbeitgeber (Modell der
Saar-Gemeinschaftsinitiative) oder degressive Zuschüs-

71

72  Die Reduktion von Such- und Bewerbungsanstrengungen in
Antizipation eines Maßnahmenangebotes wird in der Literatur
oftmals als so genannter „Ashenfelter's Dip“ bezeichnet; vgl.
Hagen/Steiner (2000, S. 70).

73  Vgl. Berthold/Fehn/von Berchem (2001, S. 38).
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se zu den Sozialversicherungsbeiträgen und Kindergeld-
zuschläge an Arbeitnehmer (Mainzer Modell) die Nach-
frage nach und das Arbeitsangebot von Geringqualifizier-
ten und Langzeitarbeitslosen erhöht werden sollte. Die
Idee, Arbeitslosen auf diese Weise die Bildung marktver-
wertbaren Humankapitals „on the job“ zu ermöglichen
und somit die Chance auf eine nachhaltige Reintegration
in den ersten Arbeitsmarkt zu erhöhen, ist sicherlich gut.
Jedoch war die Inanspruchnahme dieser und vergleich-
barer Maßnahmen gemessen an der Anzahl der Langzeit-
arbeitslosen von Anfang an eher gering. Die Vielzahl ver-
schiedenster Förderangebote auf Bundes-, Länder- und
auch kommunaler Ebene sorgt für eine große Intranspa-
renz und mangelhafte Information der Arbeitgeber und
Arbeitslosen über die bestehenden Möglichkeiten. Die
Tatsache, dass Zuschüsse an Arbeitnehmer teilweise von
der ergänzenden Sozialhilfe abgezogen werden, sorgt
zudem dafür, dass sich die finanziellen Anreize für
Arbeitslose vermindern und das Interesse daran gering
bleibt. Lohnsubventionen an Unternehmen und lohnbe-
zogene Transfers an Arbeitnehmer sind in der vorliegen-
den Form eher skeptisch zu beurteilen. Studien für
Deutschland belegen, dass die Beschäftigungseffekte
niedrig, Mitnahme- und Verdrängungseffekte dagegen
hoch sind.74 So rät auch der Sachverständigenrat zu
Recht von breit angelegten und umfangreichen Program-
men im Niedriglohnbereich generell ab.75

74  Vgl. Buslei/Steiner (1999).

75  Vgl. Sachverständigenrat (2001, Zf. 176 ff., Zf. 430 ff.).



Insgesamt muss den herkömmlichen Maßnahmen aktiver
Arbeitsmarktpolitik ein schlechtes Zeugnis ausgestellt
werden. Durch eine teure, überwiegend an kosmetischen
Effekten ausgerichtete, nicht effizienzorientierte Politik ist
mit steigendem Lohndruck und eher negativen Beschäf-
tigungseffekten zu rechnen. Diese ernüchternde Ein-
schätzung wird durch zahlreiche internationale Studien
gestützt.76 Die aktive Arbeitsmarktpolitik in ihrer derzeiti-
gen Ausgestaltung verbessert nicht – wie häufig behaup-
tet – den Matching-Prozess am Arbeitsmarkt. Das effek-
tiv wirksame Arbeitsangebot der Arbeitslosen wird durch
Trainings-, Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen
nicht erhöht. Die Maßnahmen fördern weder den struktu-
rellen Wandel noch tragen sie zu einem intensiveren
Wettbewerb zwischen Insidern und Outsidern bei, der
sich dann in gemäßigten Lohnforderungen niederschla-
gen könnte. Aktive Arbeitsmarktpolitik in dieser Form
taugt allenfalls als „politische Beruhigungspille“ und ist
ein probates Mittel zum Schönen der Statistiken.77 Nach
wie vor und scheinbar unbelehrbar setzt die Politik in
ganz erheblichem Maße auf diese Form des Versteckens
von Arbeitslosigkeit (vgl. Abbildung 18). Im Übrigen gilt
dieser Vorwurf nicht nur der rot-grünen Bundesregierung;
auch in den Jahren zuvor wurde dieses Spiel, gerade in
Verbindung mit Frühverrentungsmaßnahmen, schon auf
die Spitze getrieben.
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76 Vgl. exemplarisch Calmfors/Skedinger (1995), De
Koning/Arents (2001) und Calmfors/Forslund/Hemström (2002). 

77  Vgl. Berthold/Fehn (1997).



Beratungs- und Vermittlungsaktivitäten sind diejenigen
Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik, mit denen sich
im Prinzip zu relativ geringen fiskalischen Kosten positi-
ve Gesamteffekte erzielen lassen.78 Doch auch hier
konnte die Bundesanstalt bzw. -agentur für Arbeit in der
Vergangenheit keine gute Performance aufweisen.
Natürlich können von den Arbeitsämtern keine Wunder
verlangt werden. Rund die Hälfte der Arbeitslosen ist
ohne abgeschlossene Ausbildung, fortgeschrittenes
Alter und gesundheitliche Probleme erschweren einen
Vermittlungserfolg zusätzlich. Schließlich wird nur rund
jede dritte unbesetzte Stelle den Behörden gemeldet.79
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* Vor dem Hintergrund der Umsetzung von Hartz IV und einer verzö-
gerten statistischen Erfassung sind die jüngsten Zahlen dabei als vor-
läufig und tendenziell eher zu niedrig anzusehen.

Quelle: Stiftung Marktwirtschaft (2005); dort findet sich auch eine de-
taillierte Auflistung der enthaltenen Instrumente.

Abbildung 18: Statistikwirksame aktive Arbeitsmarktpolitik 
(Januar 2000 - Juni 2005)

78 Vgl. etwa Meyer (1995), Robinson (2000) und Hofer/Weber (2004).

79  Vgl. Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (2003, S. 38).



Gerade der letzte Grund jedoch ist weniger Ursache der
bescheidenen Erfolge der Arbeitsämter, sondern mehr
die Konsequenz, die Arbeitgeber aus den Erfahrungen
mit den Behörden gezogen haben. Der polit-ökonomisch
nachvollziehbare Versuch, den Vermittlungserfolg nach
außen hin größer zu machen als er ist, kann nicht darü-
ber hinwegtäuschen, dass die Vermittlungsaktivitäten al-
les in allem nur sehr mäßig erfolgreich sind. Insofern
konnte auch der so genannte „Vermittlungsskandal“ im
Frühjahr 2002, als bekannt wurde, dass in der Behörde
systematisch Statistiken manipuliert und die Vermitt-
lungserfolge künstlich großgerechnet wurden, nicht wirk-
lich überraschen.

Zusammenfassend gilt es festzuhalten, dass die her-
kömmlichen Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik im
Regelfall keine echte Hilfe für Arbeitsuchende darstellen,
sondern eher ein gesamtwirtschaftlich schädliches und
teures Instrument, mit dem politische Entscheidungsträ-
ger Arbeitslose aus der offiziellen Statistik entfernen und
halbwegs bei Laune halten können. Ohnehin ist es zwei-
felhaft, dass der Staat den Arbeitslosen das zur zukünfti-
gen Struktur der Arbeitsnachfrage passende Humanka-
pital verschaffen kann. Er verfügt weder über das dazu
notwendige Wissen, noch kann er selbst unmittelbar
marktverwertbares Humankapital effizient vermitteln.
„Learning on the job“ ist demjenigen „off the job“ ein-
deutig überlegen. Insofern qualifizieren staatlich organi-
sierte Programme leicht am Markt vorbei, so dass kaum
eine Steigerung der Matching-Effizienz erreicht wird. Be-
ratung und Vermittlung als grundsätzlich erfolgverspre-

75



chende Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik leiden
seit Jahrzehnten unter der quasi-monopolistischen Stel-
lung der Bundesagentur in diesem Geschäft. Es fehlt
echter Wettbewerb auch auf diesem Felde, der effiziente
Methoden verlässlich freilegen könnte.

Diese ernüchternden Erkenntnisse über die Wirksamkeit
staatlicher aktiver Arbeitsmarktpolitik stellen die Exis-
tenzberechtigung dieses Bestandteils der staatlichen
Versicherungsleistung als Ganzes in Frage. Sicherlich kä-
me eine Versicherung gegen die materiellen Risikofolgen
individueller Arbeitslosigkeit privatwirtschaftlich nicht in
gesellschaftlich wünschenswerter Weise zustande, ein
staatlicher Rahmen bleibt erforderlich.80 Beratung,
Vermittlung oder auch Weiterbildung von Arbeitslosen
müssen aber keine staatliche Aufgabe sein. Damit sind
Ineffizienzen und Trägheiten verbunden, die in einem
wettbewerblichen Umfeld keine Chance hätten. Zudem
sind die Individuen für die Pflege ihres Humankapitals
zunächst einmal selbst verantwortlich. Es gibt ohne eine
überzeugende ökonomische Begründung keinen Anlass,
ihnen die Souveränität und Eigenverantwortung diesbe-
züglich zu nehmen. Schon gar nicht, wenn den geleiste-
ten Beiträgen im Schadensfall keine definierten und er-
folgversprechenden Leistungen gegenüberstehen. 

3.1.3 Die Finanzierungsseite 

Unabhängig von der ökonomischen Sinnhaftigkeit und
Ausgestaltung der Leistungsseite, d.h. der Lohnersatz-
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80   Vgl. dazu Berthold/von Berchem (2004a).



zahlungen und Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik,
muss als eine fundamentale Kritik an der bisherigen Ar-
beitslosenversicherung die mangelhafte Äquivalenz von
Beiträgen und Leistungen sowie die damit einhergehen-
de Anreiz- und Verteilungswirkung gelten.81 Neben den
generellen Einwänden gegen die Gewährung versiche-
rungsfremder Leistungen, wie etwa das Kurzarbeiter-
und Winterausfallgeld oder die Frühverrentungspraxis
auf Kosten der Allgemeinheit der Beitragszahler, sind es
vor allem zwei Dinge, die mit einer effizienten Versi-
cherung unvereinbar sind:

Erstens stellen die meisten Maßnahmen aktiver Arbeits-
marktpolitik bei genauerem Hinsehen keine echten Versi-
cherungsleistungen dar, die eine verpflichtende Beitrags-
zahlung rechtfertigen könnten. Obwohl alle Versicherten
durch ihre Beiträge an der Finanzierung beteiligt sind,
besteht im Schadensfall kein Anspruch auf bestimmte
Maßnahmen. Vielmehr hat die Arbeitsverwaltung erhebli-
chen diskretionären Spielraum in der Zuteilung von Pro-
grammen und Maßnahmen. Zudem erzwingen finanzielle
Restriktionen einen limitierten Einsatz der Projekte. So
können etwa wegen der hohen Kosten Arbeitsbe-
schaffungs- und Weiterbildungsmaßnahmen nur für
einen kleinen Teil der Arbeitslosen bereitgestellt werden.
Es ist aber eine grobe Missachtung von Gleichbehand-
lungsgrundsätzen und rechtsstaatlich problematisch,
wenn von der Allgemeinheit erbrachte Beiträge für die
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81  Vgl. exemplarisch Berthold (2000, S. 81 ff.), Eekhoff/Milleker
(2000, S. 25 ff.), Berthold/von Berchem (2002a, S. 27 ff.) und
Breyer/Franz/Homburg/Schnabel/Wille (2004, S. 21 ff.).



Finanzierung eines Programms verwendet werden, von
dem im Schadensfall nur ein Teil der Versicherten Ge-
brauch machen kann. Mit dem Grundgedanken einer
Versicherung ist dies unvereinbar. 

Zweitens lässt sich nicht überzeugend rechtfertigen,
dass bei identischen Beitragszahlungen Arbeitnehmer
ohne Kind(er) 60 % des pauschalierten Arbeitsentgelts
als Lohnersatz bekommen, wohingegen Arbeitnehmern
mit wenigstens einem Kind im gleichen Fall 67 % zuste-
hen. Mit der kindbezogenen Erhöhung des Arbeitslosen-
geldes, mit dem teilweisen Einsatz der Beiträge zur Ar-
beitslosenversicherung für interpersonelle Umverteilung,
werden sozial- und familienpolitische Ziele verfolgt, die
als gesamtstaatliche Belange nicht in den Verant-
wortungs- und Finanzierungsbereich der Versicherten,
sondern aller Steuerzahler gehören.82 Von diesem ord-
nungspolitischen Grundsatz abgesehen ist es auch völlig
unverständlich, dass im gegenwärtigen System – wenn
dort schon gezielt Umverteilung betrieben werden soll –
lediglich der Tatbestand für eine Erhöhung der
Lohnersatzleistungen ausschlaggebend ist, ob unter-
haltspflichtige Kinder vorhanden sind oder nicht, deren
Anzahl aber keine weitere Rolle spielt. Zudem wird dabei
in keiner Weise auf die Bedürftigkeit abgestellt. Ganz im
Gegenteil variiert der kindbezogene Transfer proportional
mit dem zuletzt verdienten Einkommen, so dass
Arbeitslose mit vormals hohem Einkommen ein höheres
„Kindergeld für Arbeitslose“ erhalten als solche mit vor-
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82  Vgl. Eekhoff/Milleker (2000, S. 41 ff.), Borell/Römer (2002, S.
37 ff.) und Berthold/von Berchem (2004a, S. 303). 



mals geringem Einkommen.83 Neben der familienpoliti-
schen kann auch die sozialpolitische Begründung der
Umverteilung unabhängig von der Finanzierungsquelle
nicht gelingen. Aus der Arbeitslosenversicherung je-
denfalls gehört sie entfernt. 

Die fehlende Äquivalenz von Beiträgen und Leistungen
führt zudem zu einer Verfälschung ökonomischer Anreize
und beeinflusst die Entscheidungen und das Verhalten
der Wirtschaftssubjekte auf dem Arbeitsmarkt negativ.
Im Ergebnis kommt es zu allokativen Verzerrungen und
„Moral Hazard“-Verhalten; beides behindert den struktu-
rellen Wandel und sorgt für zusätzliche, versicherungsin-
duzierte Arbeitslosigkeit. Die hauptsächlichen Akteure,
deren Verhalten durch die mangelhaften Finanzierungs-
modalitäten und durch die Verletzung versicherungs-
theoretischer Verursachungs- und Äquivalenzprinzipien
negativ beeinflusst wird, sind die versicherten Arbeitneh-
mer, die Arbeitgeber und die Gewerkschaften.

Arbeitnehmer und Versicherung

Ein zentrales Merkmal der deutschen Arbeitslosenversi-
cherung ist der einheitliche und risikounabhängige Bei-
tragssatz. Eine erste Gefahr dieser Regelung ist, dass In-
dividuen mit einem geringen Risiko einen Anreiz haben,
dieser Versicherung nicht beizutreten und der Versiche-
rungspflicht auszuweichen. Dies verzerrt die Berufsent-
scheidungen und führt zu einer Negativselektion in der
Arbeitslosenversicherung. Zweitens zahlen innerhalb der
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83  Vgl. Sachverständigenrat (2003, Zf. 707).



Versicherung Arbeitnehmer mit geringem Risiko einen zu
hohen Beitrag und subventionieren damit Arbeitnehmer
mit hohem Risiko quer. Hätten Arbeitnehmer mit stärker
risikobehafteten Tätigkeiten dies durch höhere Versiche-
rungsbeiträge erkennbar zu tragen, so müssten in diesen
Bereichen als Entschädigung hierfür höhere Löhne ge-
zahlt werden, oder es käme zu Abwanderungen der Ar-
beitnehmer in andere Branchen und Sektoren.84 Im ers-
ten Fall müssten letztlich die Konsumenten der produ-
zierten Güter entsprechend ihrer Zahlungsbereitschaft
die vollen Kosten einschließlich der Kosten des erhöhten
Beschäftigungsrisikos tragen, und es käme zu einer effi-
zienten Produktion mit einer Preisstruktur, welche die im
Zuge der Produktion tatsächlich anfallenden Kosten wi-
derspiegelt. Im zweiten Fall würden den Arbeitnehmern
durch differenzierte Beitragssätze Signale zur Mobilität
gesetzt, der strukturelle Wandel würde begünstigt wer-
den. Ein undifferenzierter Beitragssatz macht eine ent-
sprechende Lohn- bzw. Preisdifferenzierung überflüssig
und behindert die erforderliche Mobilität der Arbeitneh-
mer. Zu niedrige Beiträge, Löhne und Preise in Branchen
und Sektoren mit überdurchschnittlichem Risiko führen
dort zu ineffizient hoher Beschäftigung und Produktion,
in Branchen und Sektoren mit unterdurchschnittlichem
Risiko verhält es sich umgekehrt.85

Die individuelle Wahrscheinlichkeit, arbeitslos zu werden
(und länger zu bleiben), hängt jedoch nicht nur von der
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84  Vgl. Leef (1998, S. 23 f.).

85 Vgl. dazu Eekhoff/Milleker (2000, S. 44 ff.) und Breyer/Franz/
Homburg/Schnabel/Wille (2004, S. 30 f.).



Branche bzw. dem Sektor der Beschäftigung ab. Diese
Größen bestimmen auch in der Person des Arbeitneh-
mers liegende Charakteristika entscheidend. Je weitrei-
chender etwa der individuelle Bestand an marktverwert-
barem Humankapital ist, desto kleiner ist tendenziell die
Gefahr, arbeitslos zu werden bzw. lange arbeitslos zu
bleiben. Einheitliche Versicherungsprämien, die eine Re-
duktion des erwarteten Schadens nicht belohnen, verrin-
gern die Anreize, durch Aus- und Weiterbildung in das
eigene Humankapital zu investieren, das Schadensvolu-
men insgesamt ist suboptimal groß. Dieser Effekt wird
noch dadurch verstärkt, dass nicht nur keine Koppelung
des ex ante abschätzbaren Risikos an die jeweils zu zah-
lenden Beiträge erfolgt, sondern auch keine wirksamen
Anreizmechanismen in das System implementiert sind,
die nach Eintritt eines Schadensfalles das versicherungs-
bzw. schadensrelevante Verhalten des Versicherten in
eine gewünschte Richtung lenken können.86

So erfolgt etwa weder über differenzierte zukünftig zu
zahlende Beiträge noch sonst wie eine spürbare und
transparente Belohnung für Arbeitslose, die möglichst
schnell wieder eine Beschäftigung aufnehmen; sämtliche
Versicherungsleistungen bei Arbeitslosigkeit sind gegen-
wärtig ein „free lunch“.87 Neben dem versicherungs-
immanenten Problem, dass daher unter Umständen die
Arbeitnehmer nicht konsequent genug versuchen, den
Schaden ex ante zu vermeiden, wird auch individuelles
„Moral Hazard“-Verhalten nach Eintritt des Versiche-
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86 Vgl. dazu Berthold/von Berchem (2002a, S. 27 ff.).

87 Vgl. Schäfer (2003, S. 57).



rungsfalls begünstigt. Die räumliche, sektorale und beruf-
lich-qualifikatorische Mobilität der Arbeitslosen wie auch
ihre Lohnkonzessionsbereitschaft und Suchanstrengung
leiden unter diesen Gegebenheiten. Ein langes Verharren
in der Arbeitslosigkeit mit all seinen negativen Folgen
wird auf diese Weise begünstigt und der Schaden insge-
samt fällt größer aus als notwendig. Die negativen Aus-
wirkungen der relativ generösen Ausgestaltung der
Lohnersatzleistungen in der deutschen Arbeitslosenver-
sicherung, insbesondere das beobachtbare Ausreizen
der maximalen Bezugsdauer und die damit einhergehen-
de Verfestigung von Arbeitslosigkeit, gehen folglich
zumindest teilweise auf den beschriebenen Free-lunch-
Charakter der Versicherungsleistungen zurück. 

Arbeitgeber und Versicherung

Auch die Finanzierungsbeteiligung der Arbeitgeber in
ihrer gegenwärtigen Form sorgt für allokative Verzerrun-
gen.88 Letztlich unabhängig davon, ob Differenzierungen
der Arbeitnehmerbeiträge über Zu- bzw. Abschläge bei
der Entlohnung für die Versicherten kompensiert werden,
verstärken undifferenzierte Beiträge der Arbeitgeber die
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88  Eine direkte finanzielle Beteiligung sowohl der Arbeitnehmer
als auch der Arbeitgeber wird im weiteren Verlauf als gegeben
angenommen. Grundsätzlich denkbar ist jedoch auch eine Ar-
beitslosenversicherung, in der nur die Arbeitnehmer Beiträge
zu entrichten haben. Auf eine Beteiligung der Arbeitgeber
könnte im Prinzip verzichtet werden, wenn ein vollkommen
flexibles Tarifsystem den Lohn als hineichenden Rückkopp-
lungsmechanismus zwischen Beschäftigungssicherheit und
Beitragszahlungen ermöglicht; vgl. Schäfer (2003, S. 55).



schädlichen Effekte. Beide Komponenten zusammen, die
undifferenzierte Finanzierungsbeteiligung der Arbeitge-
ber als auch der Arbeitnehmer, sorgen seit Jahren für
eine massive betriebliche und sektorale Quersubventio-
nierung.89 So subventionieren insbesondere die Sekto-
ren Energie, Staat und Dienstleistungen vor allem das
Baugewerbe, den Handel und Verkehr sowie die Land-
und Forstwirtschaft. Auch findet eine deutliche Quersub-
ventionierung der kleinen durch mittlere und große Unter-
nehmen statt.90 Werden Unternehmen, Branchen oder
Sektoren auf diese Weise alimentiert, werden die sozia-
len Kosten der Entlassungen auf die Allgemeinheit abge-
wälzt, und es kommt zu Verzerrungen der Lohn- und
Preisstruktur und damit des Wettbewerbs insgesamt. Der
Beschäftigungsstand in diesen Bereichen ist folglich
systematisch zu hoch. Auf der anderen Seite werden die-
jenigen Unternehmen, welche die Subvention letztlich
finanzieren müssen, mit einer steuerähnlichen Abgabe
belegt, die ihren eigenen Beschäftigungsaufbau verteuert
und tendenziell verringert bzw. einen vollzogenen
Beschäftigungsaufbau nicht honoriert. Der Beschäfti-
gungsstand dort bleibt unter dem allokativen Opti-
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89  Unter Quersubventionierung ist hierbei zu verstehen, dass für
einzelne Unternehmen, Branchen und Sektoren die Versiche-
rungsleistungen an die entlassenen Arbeitnehmer dauerhaft
höher sind als die geleisteten Beiträge. Diese Unternehmen,
Branchen und Sektoren werden demnach subventioniert.
Nettozahler sind folglich diejenigen Unternehmen, Branchen
und Sektoren, welche die Arbeitslosenversicherung weniger
in Anspruch nehmen als durch die entsprechenden Beitrags-
zahlungen abgedeckt wäre.

90  Vgl. Genosko/Hirte/Weber (1999).



mum.91 Die massive Quersubventionierung in der deut-
schen Arbeitslosenversicherung führt seit langem schon
zu einer Fehlallokation knapper Ressourcen, insbeson-
dere des Produktionsfaktors Arbeit. Der strukturelle Wan-
del wird auf diese Weise behindert.92

Einheitliche Beitragssätze der Arbeitgeber zur Arbeitslo-
senversicherung führen neben diesen Effekten und unab-
hängig vom jeweiligen Beschäftigungsstand in einem be-
liebigen Unternehmen zu einem suboptimalen Entlas-
sungsverhalten über alle Branchen, Sektoren und Unter-
nehmen hinweg. Jede Entlassung verursacht soziale (Zu-
satz-)Kosten in Form von Lohnersatzleistungen und auch
Maßnahmen aktiver Arbeitmarktpolitik, die von der Ge-
samtheit der Beitragszahler getragen werden müssen.
Diese Kosten gehen jedoch nicht in das Entscheidungs-
kalkül der Unternehmen mit ein. Unter Vernachlässigung
eventueller Abfindungszahlungen tendieren die den
Unternehmen direkt zurechenbaren Grenzkosten der
Entlassung somit gegen null. Die fehlende Internalisi-
erung der sozialen Kosten generiert daher Anreize, volks-
wirtschaftlich suboptimal häufig Entlassungen vorzuneh-
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91  Vgl. Deere (1991), Genosko/Hirte/Weber (1999, S. 44) und
Sachverständigenrat (2003, Zf. 708).

92  Vgl. Berthold (2000, S. 88). Allokative Verzerrungen ergeben
sich vor diesem Hintergrund auch in räumlicher Sicht. So wer-
den durch das System der Arbeitslosenversicherung – poli-
tisch gewollt – in ganz erheblichem Umfang bestimmte
Regionen, insbesondere die neuen Bundesländer, subventio-
niert; die Rede ist mittlerweile von einem „heimlichen“ oder
„verdeckten“ Finanzausgleich; vgl. dazu Koller/Stichter-
Werner (2003).



men und die anfallenden Kosten auf die Gesamtheit der
Beitragszahler abzuwälzen.93 Gerade in wirtschaftlich
schwierigen Phasen neigen Unternehmen infolgedessen
eher zu einem temporären Beschäftigungsabbau über
Entlassungen als zu Preissenkungen, Lageraufbau oder
Arbeitszeitkorrekturen.94 Externes „Moral Hazard“-Ver-
halten wird begünstigt. 

Gewerkschaften und Versicherung

Sind Arbeitnehmer und Arbeitgeber auf ineffiziente Art
und Weise an der Finanzierung der Arbeitslosenversiche-
rung beteiligt, so sind es die Tarifvertragsparteien direkt
überhaupt nicht. Bei Bestehen einer Arbeitslosenver-
sicherung haben diese aber weniger Anlass, die Folgen
ihrer Lohn- und Tarifabschlüsse auf den Arbeitsmärkten
hinreichend zu berücksichtigen. Sie werden weder recht-
lich noch tatsächlich für die Beschäftigungswirkungen
ihrer Abschlüsse verantwortlich gemacht.95 Insbesonde-
re für die Gewerkschaften generiert dies Anreize, gegen
den Widerstand der Arbeitgeber eine aggressive Lohn-
politik zu betreiben, die sich letztlich in erhöhter, real-
lohninduzierter Arbeitslosigkeit niederschlägt.96 Dabei ist
der Umfang der so verursachten Arbeitslosigkeit umso
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93  Vgl. Holz/Hauser (2000, S. 35) und Sachverständigenrat
(2003, Zf. 709).

94  Vgl. Feldstein (1978, S. 844) und Genosko/Hirte/Weber (1998).
Allerdings wirkt diesen Effekten in Deutschland derzeit ein
übermäßig restriktiver Kündigungsschutz entgegen.

95  Vgl. Risch (1983, S. 125 f.).

96  Vgl. zum Beispiel Berthold/Külp (1987, S. 63 ff.), Berthold
(2000, S. 86 ff.) und Kröger (2003, S. 79 ff.).



größer, je großzügiger die Unterstützungsleistungen bei
Arbeitslosigkeit bemessen sind: Denn umso leichter las-
sen sich aggressive Lohnforderungen gegenüber den Ar-
beitnehmern verkaufen und umso geringer ist der Druck
der Arbeitslosen auf die Arbeitsplatzbesitzer.97

Allenfalls indirekt über gestiegene Abgaben in Folge eines
durch Lohnerhöhungen verursachten Anstiegs der Ar-
beitslosigkeit sind die Konsequenzen für die Mitglieder der
Gewerkschaften spürbar.98 Sind die Gewerkschaften an
den zusätzlichen finanziellen Belastungen für die Arbeits-
losenversicherung durch zu hohe Lohnabschlüsse nicht
spürbar und unmittelbar beteiligt, gelingt es ihnen also, die
anfallenden Kosten großteils zu externalisieren und be-
schäftigungspolitische Verantwortung zu verwischen, ver-
stößt dies gegen das fundamentale Versicherungsprinzip
einer verursachergerechten Finanzierungsbeteiligung.99 Im
Ergebnis kann es nicht verwundern, dass in Deutschland,
wo die Arbeitslöhne weitreichend kollektiv ausgehandelt
werden und die sozialstaatlichen Leistungen für Arbeitslose
– hier: die Leistungen der Arbeitslosenversicherung – rela-
tiv großzügig sind, die Gewerkschaften ihrer beschäfti-
gungspolitischen Verantwortung häufig nicht gerecht wer-
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97  Vgl. Berthold/Külp (1987, S. 60) und von Berchem (2005, S. 94
ff., S. 132 ff.).

98 Vgl. Plaßmann (2002, S. 90). Staatliche Zuschüsse zur
Arbeitslosenversicherung und ein undurchschaubares Gewirr
aus verschiedenen Ausgabenposten der Bundesagentur für
Arbeit sorgen diesbezüglich jedoch für ein hinreichend hohes
Maß an Intransparenz, so dass von diesem Kanal kaum diszi-
plinierende Effekte erwartet werden können.

99  Vgl. Eekhoff/Milleker (2000, S. 73).



den und durch undifferenzierte und zu hohe
Lohnforderungen maßgeblich mitverantwortlich zeichnen
für die hohe und persistente Arbeitslosigkeit.100 Es fehlt
eine Rückkopplung zwischen den Lohnforderungen der
Gewerkschaften und deren finanzieller Beteiligung an den
Kosten der mitverursachten Arbeitslosigkeit. Kollektives
„Moral Hazard“-Verhalten ist die Folge. 

3.1.4 Ergebnis

Sowohl auf der Leistungs- als auch auf der Finanzierungs-
seite weist die bisherige deutsche Arbeitslosenversiche-
rung erhebliche Mängel auf. Lohnersatzleistungen werden
über einen langen Zeitraum und in vergleichsweise großer
Höhe gewährt, ohne dass dies von entsprechend strengen
Bezugskriterien flankiert ist. Die so generierten hohen An-
spruchslöhne beeinflussen die gesamtwirtschaftliche Lohn-
flexibilität sowie die räumliche, sektorale und beruflich-qua-
lifikatorische Mobilität der Arbeitnehmer negativ. Die beglei-
tenden Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik erweisen
sich im Regelfall als ineffektiv und ineffizient. Sie stellen dar-
über hinaus teils erhebliche Eingriffe in die Souveränität und
Eigenverantwortung der Individuen dar, ohne dass über-
haupt davon ausgegangen werden kann, dass die Bera-
tung, Vermittlung, Aus- und Weiterbildung von Arbeitslosen
eine staatliche Aufgabe ist bzw. der Staat diese Aufgabe
besonders gut erfüllen könnte. Mangelnde Beitragsäquiva-
lenz, d.h. die mangelnde Verknüpfung der Finanzierungs-
beiträge und der in Anspruch genommenen Leistungen, so-
wie die fehlende Rückkopplung versicherungs- bzw. scha-
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100 Vgl. dazu Berthold (2000).
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densrelevanter Aktionen auf die finanzielle Beteiligung
führen zu einem erheblichen Maß an Quersubventionierung
und allokativen Verzerrungen und begünstigen individuelles
sowie externes „Moral Hazard“-Verhalten. Die Mobilität der
Arbeitnehmer und letztlich der strukturelle Wandel ins-
gesamt werden so gebremst. Kollektives „Moral Hazard“-
Verhalten der Gewerkschaften verstärkt zudem das Pro-
blem reallohninduzierter Arbeitslosigkeit.

3.2 Die Sozialhilfe als 
Existenzminimum und Hilfe zur Arbeit

Die Ausgaben- bzw. Leistungsseite der Sozialhilfe101 für
arbeitsfähige Transferempfänger umfasst im Wesentlichen
zwei Blöcke: Transferleistungen an die Bedürftigen, die ein
ausreichendes Einkommen und die Vermeidung elemen-
tarer Armut gewährleisten sollen, und Maßnahmen aktiver
Arbeitsmarktpolitik mit dem Ziel, die Transferempfänger
zügig wieder in den regulären Arbeitsmarkt zu integrieren.
Da neben Bedürftigkeit und Individualisierung Nach-
rangigkeit und Hilfe zur Selbsthilfe fundamentale Grund-
sätze der Sozialhilfe sind, soll diese als letztes Netz sozialer
Sicherung für arbeitsfähige Personen folglich eine tem-
poräre Unterstützung für den Notfall sein und lediglich die
Zeit überbrücken, bis die Transferempfänger wieder einer
regulären und ausreichend entlohnten Tätigkeit nachgehen. 

101  Es findet an dieser Stelle eine Bewertung der Regelungen der
vergangenen Jahrzehnte, also vor den Neuerungen durch
Hartz IV, statt. Daher findet auch die bisher geltende
Bezeichnung „Sozialhilfe“ Anwendung. Darüber hinaus bezie-
hen sich die nachfolgenden Ausführungen auf den arbeits-
fähigen Teil der Transferempfänger. 



3.2.1 Die Höhe der Transfers und 
die Anrechnung von Erwerbseinkommen

Elementare Armut und deren negative Folgeerscheinun-
gen für die Gesellschaft konnten in der Vergangenheit
durch die Sozialhilfe gut vermieden werden. Allerdings se-
hen sich die konkreten Transfers dennoch seit langer Zeit
erheblicher Kritik ausgesetzt. Es wird argumentiert, dass
die Sozialhilfe zur Entstehung der Arbeitslosigkeit und zu
deren Persistenz ein gutes Stück mit beigetragen habe. Im
Fokus der Kritik stehen dabei zweierlei: erstens die Höhe
der Lohnersatzleistungen für grundsätzlich arbeitsfähige
Sozialhilfeempfänger und zweitens die Grenzbelastung
eines zusätzlich verdienten Arbeitseinkommens. 

Der Sozialhilfe kommt eine besondere Bedeutung durch
ihre Wirkung auf den Arbeitsmarkt zu. Sie bildet nämlich
eine relativ starre Untergrenze für die Lohnverhandlungen
der Tarifpartner. Diese legen in der Regel besonderes Ge-
wicht darauf, dass der verhandelte Lohn der unteren
Lohngruppen oberhalb dieser sozialen „Sperrklinke“
liegt. Mag es auch keinen rechtlich bindenden Mindest-
lohn geben, so wird durch die Existenz der Sozialhilfe
dennoch ein faktischer, impliziter Mindestlohn festge-
legt.102 Personen mit einer Grenzproduktivität unterhalb
dieser Schranke finden folglich keine reguläre Beschäfti-
gung. Sie würden – sofern angeboten – eine solche Be-
schäftigung mitunter auch nicht annehmen, wenn für sie

89

102  Vgl. etwa Berthold (2000, S. 41 ff.), Boss (2002, S. 127 ff.),
Siebert (2002, S. 119) und Berthold/von Berchem (2003a, S.
145 ff.).



die Sozialhilfe als Reservationslohn fungiert. Bei einem
gegebenem Sozialhilfeniveau verringert ein größerer Ab-
stand zu den unteren Arbeitslöhnen den Produktivitäts-
bereich, in dem auch geringer qualifizierte Arbeitnehmer
noch reguläre Beschäftigungsmöglichkeiten finden, da
die Arbeitsproduktivität mitunter zu gering ist, um die
ausgehandelten Löhne zu rechtfertigen. Diese Gefahr
besteht insbesondere, wenn die Gewerkschaften aus der
Forderung nach einem Lohnabstand die Pflicht ableiten,
in Tarifverhandlungen dafür zu sorgen, dass auch die
Löhne in den unteren Lohngruppen die betroffenen Ar-
beiter und ihre Familien von der Sozialhilfe unabhängig
machen sollen. Auf diese Weise werden Löhne oberhalb
der Arbeitsproduktivität weiter Teile der Bevölkerung ze-
mentiert und somit Arbeitslosigkeit verursacht.103 Je-
doch ist ein gewisser Abstand zwischen Transfereinkom-
men und Löhnen unterer Lohngruppen erforderlich, da-
mit das Sicherungssystem eine breite Akzeptanz in der
Bevölkerung erfährt und hinreichend Anreize vorhanden
sind, Arbeit anzubieten.104

Zur Frage, ob der Lohnabstand eingehalten wird oder
nicht, fanden wiederholt umfassende Überprüfungen
statt.105 Als Lohnabstand gilt dabei die Differenz zwi-
schen einem in bestimmter Weise definierten Nettoar-
beitseinkommen (ggf. inklusive bestimmter Sozialleistun-
gen wie z.B. Kindergeld) und dem entsprechenden So-
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103  Vgl. Breyer (2003, S. 87).

104  Vgl. Siebert (1998, S. 202) und Boss (2001, S. 1).

105  Vgl. exemplarisch Deutsche Bundesbank (1996), Boss (2001
und 2002) und Schneider/Lang/Rosenfeld u.a. (2002).



zialhilfeanspruch. Als Vergleichsgröße zur Sozialhilfe die-
nen hier untere Lohn- und Tarifgruppen, da die meisten
Sozialhilfeempfänger in diesen Arbeitsmarktsegmenten
anzusiedeln sind. Die Ergebnisse der Studien zum Lohn-
abstand fügen sich in etwa zu folgendem stilisierten Bild:

• Der Lohnabstand ist im Laufe der Jahrzehnte für alle
Haushaltstypen kleiner geworden. Erwerbstätigkeit
wurde demnach finanziell immer unattraktiver, die
Arbeitsanreize wurden mehr und mehr gestört. 

• Der Lohnabstand sinkt tendenziell mit zunehmender
Haushaltsgröße, insbesondere mit der Zahl der im
Haushalt lebenden Kinder. Mit ein Grund dafür ist,
dass die Regelsätze für ältere Kinder über dem Niveau
des Kindergeldes liegen.

• Der Lohnabstand fällt tendenziell umso niedriger aus,
je geringer die individuelle Qualifikation der potenziell
arbeitenden Individuen ist.

• Für Ehepaare ohne Kinder ist der Lohnabstand gerin-
ger als für Einzelpersonen, wenn nur ein Ehepartner
erwerbstätig ist.

• Das Verhältnis des sozialhilfebedingten Mindesteinkom-
mens zum potenziellen Arbeitseinkommen liegt106

– für Fünf-Personen-Haushalte durchweg in einem
Bereich, der im Hinblick auf die Leistungsanreize als
kritisch bezeichnet werden muss,

– für Vier-Personen-Haushalte häufig in einem kriti-
schen Bereich,

– für Drei-Personen-Haushalte zumindest dann in ei-
nem kritischen Bereich, wenn die Arbeit relativ nied-
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106  Vgl. dazu insbesondere Boss (2002).



rig entlohnt wird, z.B. bei einfachen Dienstleistungen,
– für Zwei-Personen-Haushalte in der Regel nicht in

einem kritischen Bereich, wenn es sich dabei um
Ehepaare ohne mit im Haushalt lebenden Kindern
handelt,

– für Ein-Personen-Haushalte im Regelfall nicht im
kritischen Bereich,

– für Alleinerziehende oftmals bereits dann in einem
kritischen Bereich, wenn nur ein Kind in dem betrof-
fenen Haushalt lebt.

• In manchen Branchen, etwa in Teilbereichen der Land-
wirtschaft, im privaten Verkehrsgewerbe, im Einzel-
handel oder im Hotel- und Gaststättengewerbe, ist der
potenzielle Nettoverdienst für viele Haushaltstypen mit
dem Sozialhilfeanspruch praktisch identisch oder liegt
sogar darunter.

• Der Lohnabstand variiert bei gegebener Haushaltszu-
sammensetzung zwischen verschiedenen Regionen.
In den neuen Bundesländern ist er generell geringer
als im früheren Bundesgebiet.107

Der Lohnabstandsproblematik kommt über sämtliche
Haushaltstypen hinweg in den neuen Bundesländern
besondere Bedeutung zu, weil dort das Lohnniveau noch
immer deutlich niedriger ist als in den alten Ländern,108

die Sozialhilfesätze jedoch von Anfang an fast Westniveau
hatten (vgl. Abbildung 19). Es ist eine logische ökonomi-
sche Konsequenz, dass Erwerbstätigkeit für niedrigqua-

92

107  Ausführlicher dazu etwa von Berchem (2005, S. 193 ff.).

108 Vgl. etwa DIW/HWWA/ifo/IfW/IWH/RWI (2000), DIW/IfW/IAB/
IWH/ZEW (2002 und 2003) und Sinn (2003, S. 233 ff.).



lifizierte Personen in den neuen Ländern schon aus die-
sem Grund weniger attraktiv ist und sozialleistungsbe-
dingte Arbeitslosigkeit entsteht.109 Die Tatsache, dass die
Sozialhilfe in den neuen Ländern von Anfang an fast
Westniveau hatte, obwohl nach der Wiedervereinigung die
Löhne dort deutlich niedriger waren als im früheren Bun-
desgebiet und dort umbruchsbedingt die Arbeitslosigkeit
stark anstieg, ist auch mit dafür verantwortlich, dass der
Produktionsfaktor einfache Arbeit von Anfang an nicht die
erforderliche Mobilität besessen hat. Die besondere
Größenordnung der Unterschiede von Produktivitäten, Ar-
beitseinkommen aber auch Preisniveaus und damit Le-
benshaltungskosten zwischen den neuen Bundesländern
und dem früheren Bundesgebiet zeigt besonders deutlich,
dass die Höhe der Sozialhilfe nicht bundesweit nahezu
einheitlich sein, sondern regional differenziert und an diese
ökonomischen Größen angepasst sein sollte. Dies gilt
generell und beschränkt sich nicht auf eine Differenzierung
zwischen alten und neuen Bundesländern.

Es muss soweit festgehalten werden, dass das Lohnab-
standgebot als teilweise verletzt zu bezeichnen ist. Neben
dem arbeitsnachfrageseitigen Effekt, dass die Höhe der
Sozialhilfe in Lohn- und Tarifverhandlungen als Untergren-
ze starken Einfluss auf die Auffächerung der qualifikatori-
schen Lohnstruktur hat und über diesen Kanal die mögli-
chen Beschäftigungsverhältnisse für Geringqualifizierte li-
mitiert, sorgt ein in bestimmten Fällen erheblich verletztes
Lohnabstandgebot dafür, dass niedrig entlohnte Beschäf-
tigungsverhältnisse – sofern überhaupt zu besetzen – im
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109  Vgl. Berthold/von Berchem (2003a, S. 145).
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Vergleich zur Sozialhilfe unattraktiv und die Anreize, solche
Stellen anzunehmen, gestört sind. So oder so, sozialhilfe-
bedingte Mindestlohnarbeitslosigkeit ist die Folge. Vor
dem Hintergrund, dass ein Großteil der gestiegenen wirt-
schaftlichen Anpassungslasten insbesondere geringquali-
fizierte Arbeitnehmer unter Druck setzt, sorgt eine zu hohe
Sozialhilfe für mangelhafte Lohnflexibilität und geringe
räumliche, beruflich-qualifikatorische und sektorale Mobi-
lität dieses Produktionsfaktors.

Immer mehr Geringqualifizierte werden auf diese Weise
aus dem regulären Arbeitsmarkt „gepreist“ bzw. haben an-
gesichts eines zu geringen Abstandes zwischen garantier-
tem Lohnersatz und möglichen Arbeitseinkommen gestör-
te Anreize, regulär zu arbeiten. Die Sozialhilfe riegelt den
Arbeitsmarkt faktisch nach unten hin ab, die relativ hohen
Leistungen sind auch mit dafür verantwortlich, dass die
qualifikatorische Lohnspreizung in Deutschland viel zu ge-
ring ausfällt. In internationalen Querschnittsvergleichen ist
deutlich zu erkennen, dass ein klarer Zusammenhang zwi-
schen Sozialhilfeniveau und der Spreizung der Löhne in ei-
ner Volkswirtschaft besteht. Je kleiner der Abstand der So-
zialhilfe vom Medianlohn ist, desto geringer ist tendenziell
auch die Spreizung der beobachtbaren Marktlöhne.110 Ein
großer Teil der Beschäftigungsproblematik für Geringqua-
lifizierte muss auf diese Tatsache zurückgeführt wer-
den.111 Insbesondere kann es auf diese Weise nur sehr
bedingt gelingen, geringqualifizierte Personen in den ex-
pandierenden Dienstleistungssektor zu integrieren. So
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110 Vgl. European Economic Advisory Group EEAG at CESifo (2002).

111 Vgl. Sinn u.a. (2002, S. 10).



kann es auch nicht verwundern, dass in internationalen
Vergleichen wiederholt festgestellt wurde, dass der Nie-
driglohnsektor hierzulande unterentwickelt ist und gerade
im Dienstleistungssektor erhebliche Beschäftigungslücken
vorhanden sind. Die so genannte „Dienstleistungslücke“
muss mittlerweile auf mehrere Millionen Arbeitsplätze
geschätzt werden, ein erhebliches Potenzial an geringqua-
lifizierten Arbeitslosen wäre vorhanden.112

Neben der Höhe der Transferleistungen entscheidet die
marginale Belastung zusätzlichen Arbeitseinkommens
darüber, wie schwer es für einen Sozialhilfeempfänger
ist, den Weg (zurück) in ein reguläres Beschäftigungsver-
hältnis zu finden. Selbst prinzipiell arbeitswilligen Trans-
ferempfängern wurden hier in der Vergangenheit durch
die restriktiven Hinzuverdienstmöglichkeiten entschei-
dende Anreize genommen. Abgesehen von einem gerin-
gen Freibetrag in Höhe von einem Viertel des relevanten
Eckregelsatzes betrug bis vor kurzem die Grenzbelas-
tung durch Transferentzug 85 % bis der maximale Frei-
betrag in Höhe der Hälfte des relevanten Eckregelsatzes
erreicht war, ab dann gar 100 % bis der Anspruch auf
Sozialhilfe komplett entfallen ist. In diesem Bereich ließ
sich das verfügbare Einkommen durch einen Hinzuver-
dienst kaum bzw. überhaupt nicht erhöhen, die Arbeits-
anreize waren fundamental gestört.113 Gerade für Lang-

96

112 Vgl. dazu etwa Klös (1997, 1999, 2000 und 2001), Hoffmann/
Walwei (1999) und Klös/Peter (2001).

113  Vgl. dazu exemplarisch Boss (2001, S. 64 ff.), Berthold/von
Berchem (2002a, S. 50 f.) und Breyer/Franz/Homburg/
Schnabel/Wille (2004, S. 26 ff.).



zeitarbeitslose wurde durch diese Anrechnungsmodalitä-
ten ein schrittweiser Weg zurück in Beschäftigung ver-
stellt. Doch oftmals ist der Weg über ein kleineres Be-
schäftigungsverhältnis für Langzeitarbeitslose die einzige
Chance, wieder an eine Vollzeitstelle heranzukommen
und das Leben wieder in die eigenen Hände zu nehmen.
Wird ihnen dieser erste Schritt verstellt, so verschlimmert
sich ihre Situation mit zunehmendem Verfall marktver-
wertbaren Humankapitals im Laufe der Zeit nachhaltig,
und der Abgang aus dem Transferbezug wird immer un-
wahrscheinlicher. In Abbildung 20 ist diese anreizschäd-
liche Hinzuverdienstregelung graphisch dargestellt.
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Abbildung 20: Die „Sozialhilfefalle”

SoHi: Sozialhilfe, FB: Freibetrag, BFB: Basisfreibetrag, ER: Eckregelsatz; 

Quelle: Eigene Darstellung.
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Alles in allem müssen die sozialhilferechtlichen Transfer-
leistungen der Vergangenheit als äußerst anreizfeindlich
bezeichnet werden. Die Konsequenzen, die derartige
Strukturen haben müssen, sind klar: Das relativ hohe Ab-
sicherungsniveau verhinderte eine hinreichende qualifika-
torische Auffächerung der Lohnstrukturen nach unten. Die
Aufnahmefähigkeit des ersten Arbeitsmarktes von Ar-
beitnehmern mit niedrigen Qualifikationen und Produkti-
vitäten ist erheblich beschnitten. Es fehlen sozialhilfebe-
dingt gerade für die Problemgruppen Beschäftigungs-
möglichkeiten, in denen eine produktivitätsorientierte Ent-
lohnung möglich ist. Zudem sorgt die Sozialhilfe dafür,
dass der Lohnabstand zu Tätigkeiten mit relativ geringen
Produktivitäts- und Qualifikationsanforderungen – sofern
überhaupt angeboten – gering ausfällt oder gar das erziel-
bare Einkommen unterhalb der garantierten Transferleis-
tungen liegt. Es entstehen zu wenig Jobs, und es fehlt an
den erforderlichen Anreizen, vorhandene Jobs auch anzu-
nehmen. Die hohen Transferentzugsraten tun ihr Übriges
und zerstören fast jeglichen Anreiz, das Arbeitsangebot
wenigstens schrittweise auszudehnen und sich auf diese
Weise aus der Transferabhängigkeit zu bewegen. Die So-
zialhilferegelungen der Vergangenheit sind mitverantwort-
lich für die hohe und persistente Arbeitslosigkeit hierzulan-
de, vor allem unter den Geringqualifizierten.

3.2.2 Die aktive Arbeitsmarktpolitik der Sozialhilfe

Neben der finanziellen Unterstützung soll die Sozialhilfe
aktiv helfen, die Abhängigkeit der betroffenen Personen zu
beenden. Genau wie im Falle des SGB III, soll auch inner-
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halb der Sozialhilfe durch Maßnahmen aktiver Arbeits-
marktpolitik die Arbeitsmarktreintegration der Transferemp-
fänger gefördert werden. Durch Beratung und Unterstüt-
zung kann und soll der Sozialhilfeträger mit zur Vermeidung
und Überwindung von Lebenslagen beitragen, in denen
Hilfe erforderlich oder zu erwarten ist. Daneben soll eine
aktive und aktivierende „Hilfe zur Arbeit“ geleistet und die
Kooperations- und Arbeitsbereitschaft der Transferemp-
fänger eingefordert werden. Die Betonung der Pflichten
grundsätzlich arbeitsfähiger Sozialhilfeempfänger gegen-
über den Rechten auf staatliche Transfers muss als Grund-
voraussetzung einer breiten Akzeptanz des Sozialstaates
angesehen werden, in dem die Allgemeinheit mit ihren
Steuern und Abgaben in Not geratenen Menschen hilft. 

Die Kommunen haben in den letzten Jahren ihre Leistun-
gen im Rahmen des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG)
und auch des früheren Arbeitsförderungsgesetzes deutlich
verstärkt.114 Dabei verfolgten die einzelnen Städte und
Kreise innerhalb der gesetzlich fixierten Möglichkeiten zum
Teil sehr unterschiedliche Strategien im Umgang mit den
arbeitslosen Sozialhilfeempfängern. Der gewachsene Pro-
blemdruck hat dabei als „Katalysator“ bemerkenswerter
Innovationen der aktiven Arbeitsmarktpolitik auf kommu-
naler Ebene gewirkt.115 Die Kommunen als ursprüngliche
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114 Wie sich Art und Umfang der einzelnen Maßnahmen in den
vergangenen Jahren gewandelt haben und wie sich das empi-
rische Bild aktuell darstellt, dazu siehe etwa Fuchs/Spengler
(1994, 1997 und 1999), Fuchs/Troost (2001 und 2003) sowie
Berthold/Fehn/von Berchem (2001, S. 67 ff.) und von
Berchem (2005, S. 206 ff.).

115  Vgl. Schulze-Böing (1994, S. 13).



Gebietskörperschaften haben teilweise beeindruckend
auf die schwierige Situation und die zunehmenden Be-
lastungen reagiert. Das dort vorhandene Problem-
lösungspotenzial wurde immer wieder aufs Neue unter
Beweis gestellt.116 Allerdings sorgten die herrschenden
rechtlich-institutionellen Gegebenheiten dafür, dass es
den Kommunen sowohl an Möglichkeiten als auch an
Anreizen fehlte, eine Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik zu
betreiben, die den jeweils vor Ort relevanten Problemen
gerecht wird und konsequent auf eine Arbeitsmarkt-
reintegration der arbeitsfähigen Transferempfänger
abzielt. Mangelhafte dezentrale Steuerungsmöglich-
keiten in den relevanten Politikbereichen sowie gewich-
tige vertikale fiskalische Ausgabenexternalitäten zwi-
schen Kommunen und Arbeitslosenversicherung verhin-
derten dies.

Die bisherige Sozialhilfe zeichnet sich neben den ge-
nannten mangelhaften positiven Anreizen zur Arbeit auch
dadurch aus, dass den Transferempfängern kaum eine
adäquate Gegenleistung abverlangt wurde. Genauso,
wie die Arbeitsämter in der Vergangenheit eher nachläs-
sig kontrollierten, ob die betreuten Arbeitslosen tatsäch-
lich intensiv nach einem Job suchten und Verfehlungen
kaum sanktionierten, machten die Sozialämter aus den
verschiedensten Gründen in der Praxis selten davon
Gebrauch, Arbeitsunwilligen die Leistungen zu kürzen
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116 Für eine detaillierte Darstellung der vielfältigen kommunalen
Strategien und Herangehensweisen siehe etwa Deutscher
Städtetag (1999), Empter/Frick (1999), Henckel u.a. (1999), Bert-
hold/Fehn/von Berchem (2001, S. 76 ff.) und Hackenberg (2003).



oder Leistungen ganz einzustellen.117 Auch wird hierzu-
lande schon jeher der weit überwiegende Teil der
Sozialhilfe zur freien Verwendung „in cash“ geleistet und
kaum – wie beispielsweise in den USA – in Form von
Sachleistungen oder arbeitsunterstützenden Maßnah-
men („in kind“).118 Den Kommunen war es bisher kaum
möglich, von den zentral fixierten Regelungen des BSHG
abzuweichen. Das ist aus zweierlei Gründen nachteilig:
Erstens werden durch eine solche Politik unliebsame
Verhaltensänderungen der Transferempfänger, etwa eine
nachlassende Bereitschaft zur regulären Arbeit oder zur
Aus- und Weiterbildung, nicht nur billigend in Kauf ge-
nommen, sondern geradezu gefördert. Von einer
Steuerung des Verhaltens der Transferempfänger durch
ein ausgewogenes Verhältnis von Fördern und Fordern
sowie gezielte Transfers in Form von Sachleistungen
konnte in der Vergangenheit keine Rede sein.119 Zwei-
tens lädt ein solches System auch Nicht-Bedürftige zum
Leistungsmissbrauch ein. Von der Möglichkeit, durch ein
konsequentes Einfordern gewisser Gegenleistungen und
eine stärkere Gewährung der Hilfe „in kind“ Nicht-Be-
dürftige bereits ex ante in stärkerem Maße automatisch
zu selektieren, wurde bis jetzt kaum Gebrauch gemacht.
Dabei muss davon ausgegangen werden, dass die miss-
bräuchliche Inanspruchnahme von Sozialhilfe erheblich
ist. Ein Indikator hierfür ist die relativ hohe Zahl der Hilfe-
empfänger, die einer Aufforderung zu einer zumutbaren
Arbeit nicht nachkommen, obwohl sie dadurch mitunter
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117 Vgl. Schneider/Lang/Rosenfeld u.a. (2002).

118 Vgl. Feist/Thum (2000), Berthold/von Berchem (2002b, S. 104 ff.).

119 Vgl. dazu auch Klös/Peter (2001) und Berthold (2002, S. 12 ff.).



den Anspruch auf Sozialhilfe verlieren. Erfahrungsgemäß
lehnen zwischen einem Viertel und einem Drittel der ar-
beitsfähigen Sozialhilfeempfänger trotz entsprechender
Belehrung über die Konsequenzen eine ihnen verpflich-
tend zugewiesene zumutbare Arbeit ab, erscheinen nicht
zur Arbeit bzw. ziehen ihren Antrag auf Sozialhilfe zu-
rück.120

Zu kritisieren ist insbesondere, dass das BSHG den
Kommunen weitreichend vorgab, wie die Hilfeleistungen
ausgestaltet sein müssen. Dies betraf nicht nur die Maß-
nahmen der Hilfe zur Arbeit nach §§ 18 ff. BSHG, son-
dern vor allen Dingen auch die Höhe der Leistungen. Ob-
wohl sich ein sozio-kulturelles Existenzminimum an den
vor Ort erzielbaren Arbeitseinkommen und örtlichen Le-
benshaltungskosten orientieren sollte,121 sind die Sozial-
hilfesätze in Deutschland traditionell zentral festgelegt
und bundesweit nahezu identisch. Weil die Sozialhilfe
damit jedoch eine vergleichsweise hohe und in diesem
Sinne undifferenzierte Untergrenze für Arbeitslöhne
generiert, kommt es zu regional mehr oder weniger ge-
wichtiger Mindestlohnarbeitslosigkeit. Den Kommunen
ist es bislang nicht möglich, die Höhe der Sozialhilfeleis-
tungen an die örtlichen Gegebenheiten anzupassen und
so Anreize bzw. Möglichkeiten zur Arbeit und ein ange-
messenes Sicherungsniveau miteinander zu verbinden. 
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120  Vgl. beispielsweise Hackenberg/Wagner (1996), Zimmermann
(1998), Feist (2000, S. 139), Fuchs/Spengler (1994, 1997 und
1999) und Fuchs/Troost (2001 und 2003).

121 Vgl. etwa Boss (2002, S. 142) und Berthold/von Berchem
(2003a, S. 151).



Es stellt sich die Frage, warum die Kommunen als örtli-
che Träger der Sozialhilfe in der Vergangenheit nicht mit
aller Konsequenz versucht haben, ihre Klientel möglichst
schnell mit marktverwertbarem Humankapital auszustat-
ten und auf diese Weise an ein reguläres Beschäftigungs-
verhältnis heranzuführen, wenn die Betroffenen schon
nicht billiger werden können (und bei gegebener Sozial-
hilfe auch nicht wollen). Der Grund ist einfach: Abgese-
hen davon, dass der Kreativität der Kommunen durch die
zentralen Regelungen des BSHG klare Grenzen gesetzt
waren und staatliche Qualifizierungsmaßnahmen auch
auf dezentraler Ebene nur unter bestimmten Vorausset-
zungen und beschränkt erfolgreich sein können, sorgten
gewichtige vertikale fiskalische Ausgabenexternalitäten
zwischen den Kommunen und der Arbeitsverwaltung
dafür, dass den Kommunen eine echte Alternative zu
dem ohnehin äußerst schwierigen Unterfangen, die
arbeitsfähigen Sozialhilfeempfänger erfolgreich und
nachhaltig in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren, ge-
geben war.122 Genau so nämlich, wie die Kommunen für
die Leistungen der Sozialhilfe und die Arbeitsmarktreinte-
gration der arbeitsfähigen Sozialhilfeempfänger verant-
wortlich zeichneten, ist es die Bundesagentur für Arbeit
für die Bezieher von Arbeitslosengeld (und -hilfe gewe-
sen). Diese Zersplitterung der Verantwortung für unter-
schiedliche Gruppen von Arbeitslosen eröffnete den
Kommunen eine weitere Möglichkeit, den „Schwarzen
Peter“ wieder loszuwerden. Diese Möglichkeit bestand
darin, ihre Klientel im Rahmen der Hilfe zur Arbeit ent-
sprechend lange in – auch völlig perspektivlosen – sozial-
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122  Vgl. dazu auch Sell (1999) und Feist/Schöb (1998).



versicherungspflichtigen kommunalen Beschäftigungs-
verhältnissen unterzubringen, so dass diese Personen
wieder Ansprüche nach dem SGB III erwarben und nach
der Maßnahme (wieder) in die Zuständigkeit der Arbeit-
verwaltung gelangten.123

Die Kommunen konnten und mussten also zwangsläufig
als „employer of last resort“ mit künstlich geschaffenen
Arbeitsplätzen selbst in die Bresche springen, wenn sie die
Transferempfänger nicht bloß alimentieren, sondern zur
Arbeit anhalten und von der Möglichkeit der Lastenabwehr
über den beschriebenen „Verschiebebahnhof“ Gebrauch
machen wollen. Dass sich eine solche Strategie aus Sicht
der Kommunen lohnen kann, liegt auf der Hand; das Ein-
sparpotenzial an Sozialhilfe durch die Generierung von An-
sprüchen nach dem SGB III und den Selektionseffekt ist
immens.124 Jedenfalls sind die Kommunen nicht vornehm-
lich deshalb aktiver geworden, weil sie davon überzeugt
waren, auf dezentraler Ebene ließen sich die Probleme am
besten lösen. Vielmehr wurden die verstärkten Bemühun-
gen hauptsächlich als eine Art Notwehr konzipiert mit dem
Ziel, das eigene Budget zu entlasten. Die großteils von den
Kommunen zu stemmenden Ausgaben für die Hilfe zum
Lebensunterhalt sind fast jedes Jahr angestiegen; lediglich
1994 sind sie infolge der Einführung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes zwischenzeitlich zurückgegangen. Setzt
man die Bruttoausgaben für die Hilfe zum Lebensunterhalt
in Relation zu den kommunalen Einnahmen eines Jahres,
lässt sich erkennen, dass seit mehr als 20 Jahren die Aus-
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123 Vgl. Berthold/von Berchem (2002a, S. 53 f.).

124  Vgl. theoretisch dazu Feist/Schöb (1998).



gaben für Sozialhilfe im engeren Sinne wesentlich stärker
angestiegen sind als die kommunalen Einnahmen. Der be-
trachtete Anteil hat zwischen 1980 und 2002 nahezu eine
Verdopplung erfahren (vgl. Abbildung 21).

Die nachhaltige Reintegration von Arbeitslosen in den
regulären Arbeitsmarkt war nicht unbedingt das von den
Kommunen am stärksten ins Auge gefasste Ziel. Die zer-
splitterte Finanzverantwortung für die Arbeitslosen trug
ganz erheblich dazu bei, dass eine Überwälzung der Ver-
antwortlichkeit auf das jeweils andere System die oftmals
dominante Strategie im Kampf gegen Arbeitslosigkeit
geworden ist. Eine derartige Strategie ist jedoch nicht
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Abbildung 21: Bruttoausgaben für die Hilfe zum Lebensunterhalt
in Relation zu den kommunalen Einnahmen* 

* Bereinigte Einnahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände ohne
Krankenhäuser und Hochschulkliniken mit kaufmännischem Rech-
nungswesen und ohne Zusatzversorgungskassen der Sozialversi-
cherung. Vor 1991: früheres Bundesgebiet.

Quelle: Statistisches Bundesamt (2003, S. 44).



geeignet, dem drückenden Problem der anhaltend hohen
Langzeitarbeitslosigkeit erfolgreich zu Leibe zu rücken.
Vielmehr besteht dabei die Gefahr, dass die Kommunen
nicht ernsthaft an einer Verbesserung der Arbeitsmarkt-
chancen ihrer Klientel interessiert sind, sondern einzig
und allein ihr eigenes Budget im Auge haben und die Ar-
beitslosen möglichst schnell (wieder) vor den Türen der
Arbeitsverwaltung abzulegen versuchen. Die vorhande-
nen kommunalen Problemlösungskapazitäten sind auf
diese Weise nicht umfassend abrufbar bzw. werden sys-
teminduziert fehlgeleitet. Bedauerlich ist dies insbeson-
dere deshalb, weil einzelne kommunale Konzepte zur Be-
kämpfung von Arbeitslosigkeit deutlich zeigen konnten,
dass eine Strategie, die konsequent auf die nachhaltige
Reintegration der Transferempfänger in reguläre Be-
schäftigungsverhältnisse abzielt, erfolgreich sein kann.
Auch aus internationalen Erfahrungen ist bekannt, dass
sich die Arbeitsmarktchancen von Sozialhilfeempfängern
durch intelligente Politikmaßnahmen erheblich verbes-
sern lassen.125

3.2.3 Ergebnis 

Die Sozialhilfe der letzten Jahrzehnte ist kaum mit den
Kriterien einer effizienten Umverteilung vereinbar. Zwar
gelang es, elementare Armut auch im Falle längerer Ar-
beitslosigkeit zu verhindern, nicht jedoch, arbeitsfähige
Transferempfänger möglichst rasch wieder in den ersten
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125 Vgl. exemplarisch Berthold/Fehn/von Berchem (2001, S. 81 ff.),
Haskins/Kane/Sawhill/Weaver (2002), Bolvig/Jensen/Rosholm
(2003) und van den Berg/van der Klaauw/van Ours (2004).
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Arbeitsmarkt zu integrieren. Eckpfeiler dieses ineffizienten
Zustands waren bisher auf der einen Seite zentral fixierte
und undifferenzierte Regelungen zur Höhe der Leistungen
sowie anreizinkompatible Transferentzugsraten, auf der
anderen Seite die vertikalen fiskalischen Ausgabenexter-
nalitäten zwischen Arbeits- und Sozialverwaltung. Im Er-
gebnis fehlte es in der Vergangenheit gerade niedrigpro-
duktiven Hilfeempfängern sozialleistungsbedingt sowohl
an Anreizen als auch an Möglichkeiten für reguläre Arbeit.
Die erforderliche qualifikatorische Lohnspreizung wurde
durch den faktischen Mindestlohncharakter der Sozialhil-
fe massiv beeinflusst, zusätzlich litt die regionale, sektora-
le und beruflich-qualifikatorische Mobilität der Transfer-
empfänger. Die Hilfe zur Arbeit durch die Kommunen war
in diesem Szenario nur allzu oft reine Lastenabwehr, die
eine nachhaltige Reintegration der arbeitslosen Sozialhil-
feempfänger nicht zum Hauptziel hatte.
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4 Job-AQTIV, Hartz, Agenda 2010 –
Besserung in Sicht?

Die anhaltend schlechte Arbeitsmarktperformance
brachte in jüngerer Vergangenheit endlich etwas Bewe-
gung in die festgefahrene Diskussion um die Effizienz der
staatlichen Arbeitsmarktpolitik im weiteren Sinne und
zwang die Politik zum Handeln. Das Job-AQTIV-Gesetz
war der Startschuss für einen andauernden Reformpro-
zess, der mit „Hartz“ und „Agenda 2010“ zwei neue Na-
men bekam. Es soll nun untersucht werden, ob die um-
gesetzten bzw. geplanten Reformen in die richtige Rich-
tung weisen und tatsächlich Anlass zur Hoffnung auf
Besserung geben. Dabei werden ohne Anspruch auf Voll-
ständigkeit nur die wesentlichen Regelungen betrachtet;
auch wird dabei weniger auf die institutionellen Details
der Änderungen eingegangen, sondern es interessiert
vor allem die ordnungspolitische Grundausrichtung der
jüngsten Reformen.126

Die von den Reformen verfolgten Ziele lassen sich grob
in drei Bereiche einteilen: Erstens sollen durch Modifika-
tionen der entscheidenden Parameter der Lohnersatz-
leistungen selbst individuelles „Moral Hazard“ verringert
und die Bemühungen der Arbeitslosen gestärkt werden,
die Arbeitslosigkeit schnellstmöglich zu beenden. Durch
eine Verbesserung der Beratungs- und Vermittlungsakti-
vitäten soll dieser Prozess zusätzlich begleitet werden.

126 Nachfolgende Ausführungen profitieren in starkem Maße von
Berthold/von Berchem (2003b und 2004b).
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Zweitens sollen durch geeignete Qualifizierungsmaßnah-
men die individuellen Wiedereinstellungschancen ver-
bessert werden. Schließlich soll drittens durch pekuniäre
Anreize direkt die Arbeitsnachfrage und das Arbeitsange-
bot zu Gunsten der Arbeitslosen beeinflusst werden. Ar-
beitslose sollen auf diese Weise Anreize und Möglichkei-
ten erhalten, in das reguläre Berufsleben zurückzukehren
oder den Schritt in die Selbständigkeit zu wagen. Die Zie-
le werden durch ein ganzes Bündel von Neuregelungen
zu erreichen versucht, das sich in folgende sieben Kom-
plexe untergliedern lässt:

• Beratung und Vermittlung,
• Eingliederungsvereinbarungen und der Bezug von

Arbeitslosengeld,
• Qualifizierung und Beschäftigungsmaßnahmen,
• Personal-Service-Agenturen,
• „Mini- und Midi-Jobs“,
• „Ich-AG“ und
• Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe

(Hartz IV).

4.1 Beratung und Vermittlung 

Eine ganze Reihe von Neuerungen zielt auf eine Verbesse-
rung der Beratungs- und Vermittlungseffizienz ab. So soll
nach Möglichkeit schon vor Beginn der Arbeitslosigkeit mit
der Beratung und Vermittlung begonnen werden können.
Beschäftigte müssen bereits zum Zeitpunkt der Kün-
digung oder bei befristeten Verträgen frühzeitig vor Ende



des Beschäftigungs- bzw. Ausbildungsverhältnisses die
zuständige Agentur für Arbeit in Kenntnis setzen. Bei ver-
späteter Meldung mindert sich das Arbeitslosengeld ent-
sprechend der Regelungen des § 140 SGB III. Möglichst
rasch soll mit einem individuellen Profiling begonnen wer-
den, das die spezifischen Fähigkeiten und Defizite des
Stellensuchenden freilegen und ein individuelles För-
derkonzept liefern soll.127 Die Vermittler sollen im Zuge der
Installation der Job-Center von Verwaltungs- und Neben-
aufgaben befreit werden, um sich stärker als bisher auf
ihre eigentliche Aufgabe konzentrieren zu können. Es wird
dazu ein Betreuungsschlüssel, d.h. ein Verhältnis von Be-
treuer zu Arbeitslosen, von 1:75 angestrebt.

Bemühungen, die Effizienz der Beratung und Vermittlung
zu steigern, sind dringend erforderlich; jedoch erscheint
der gewählte Weg wenig konsequent, und es wird dabei
nicht von der grundsätzlichen Zuständigkeit der staatlichen
Arbeitsverwaltung abgewichen. So können zwar seit dem
1. Januar 2002 alle Arbeitslosen die Einschaltung Dritter bei
der Vermittlung verlangen, allerdings erst nach einer Dauer
individueller Arbeitslosigkeit von wenigstens sechs
Monaten (§ 37 Abs. 4 SGB III). Auch können Arbeitslose
seit März 2002 einen so genannten Vermittlungsgutschein
beantragen und private Arbeitsvermittler mit der Stellen-
suche beauftragen. Der Wert eines Gutscheins beträgt seit
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127 Spricht das Ergebnis des Profilings dafür, so ist der Einsatz
aller arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen ohne die Einhaltung
von Wartezeiten möglich. Auf der einen Seite kann diese
Neuregelung verhindern, dass Arbeitslosigkeit in Antizipation
einer Förderleistung bewusst verlängert wird oder wertvolle



Januar 2005 einheitlich 2000 Euro; zuvor war er nach der
Dauer der Arbeitslosigkeit gestaffelt. Die Auszahlung des
Gutscheins erfolgt nach erfolgreicher Vermittlung in zwei
Raten.128 Auch diese Vermittlungsgutscheine werden
jedoch nicht gleich zu Beginn der Arbeitslosigkeit an die
Arbeitslosen ausgegeben, sondern erst auf Antrag nach
einer Dauer der Arbeitslosigkeit von sechs Wochen inner-
halb einer Frist von drei Monaten. Die Quote der Vermitt-
lungen aufgrund der Gutscheine ist bisher jedoch ge-
ring.129 Mit ein Grund hierfür ist, dass viele Arbeitslose ih-
ren Gutschein häufig gar nicht einsetzen.130 Zum Zweiten
erfolgt durch die verzögerte Ausgabe der Gutscheine eine
Selektion schlechterer Risiken in den Pool der Arbeitsu-
chenden mit Vermittlungsgutschein. Die Fälle, die leicht
vermittelbar sind bzw. rasch zurück in ein Beschäf-
tigungsverhältnis finden können, sind im Regelfall nur kurz
arbeitslos bzw. fragen einen solchen Gutschein nicht nach.

Gerade Geringqualifizierte sind nicht deshalb Problem-
gruppe, weil die bisherige Vermittlung der Arbeitsämter
besonders ineffizient organisiert war, sondern aufgrund
divergierender Qualifikations- und Anforderungsprofile
von Arbeitsanbietern und -nachfragern bei gegebenen
Lohnstrukturen.131 Hier sind strukturelle Probleme zu
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Zeit verstreicht, bis eine möglicherweise sinnvolle Maßnahme
eingesetzt werden kann. Auf der anderen Seite öffnet dies Tür
und Tor für einen massiven Einsatz arbeitsmarktpolitischer
Maßnahmen ohne die notwendige Zielgruppenorientierung. 

128  Zu den Details vgl. § 421g SGB III.

129  Vgl. BA-online, Arbeitsmarkt in Zahlen – Aktuelle Daten.

130 Vgl. Eichhorst/Thode (2003, S. 61).

131  Vgl. etwa Beckmann/Deimel/Schauenberg (2004, S. 136).



überwinden; über eine Privatisierung vormals öffentlicher
Vermittlungsbemühungen alleine lassen sich diese nicht
lösen. Dennoch sollten die förderlichen Kräfte des Wett-
bewerbs auch im Bereich der Arbeitsvermittlung mög-
lichst früh und konsequent genutzt werden und der Weg,
der 1994 mit dem Fall des staatlichen Vermittlungsmono-
pols eingeschlagen wurde, weiter verfolgt werden. „Alibi-
Lösungen“, die für einen vermittlungstechnisch gewichti-
gen Zeitraum das Monopol bei der Bundesagentur für
Arbeit belassen, verhindern echten Wettbewerb. Es gibt
keinen ökonomisch einleuchtenden Grund, nicht von An-
fang an (auch) auf private Lösungen zu setzen. 

4.2 Eingliederungsvereinbarungen 
und der Bezug von Arbeitslosengeld

Zwischen Arbeitsamt bzw. Job-Center und den Arbeitslo-
sen werden zukünftig verbindliche Vereinbarungen getrof-
fen, welche die Rechte und auch die Pflichten beider Par-
teien klar definieren sollen (§ 35 SGB III). Für die betreuten
Transferempfänger wurden die Zumutbarkeitskriterien im
Rahmen dessen neu formuliert. Die hinzunehmenden fi-
nanziellen Abstriche gegenüber der vorherigen Beschäfti-
gung in den ersten sechs Monaten der Arbeitslosigkeit so-
wie die täglich zumutbaren Pendelzeiten von 120 bzw. 150
Minuten blieben dabei zwar unverändert, jedoch ist den
Arbeitslosen nun ein Umzug grundsätzlich zumutbar.132

Ferner wurde endlich die überfällige Beweislastumkehr
vollzogen. Es obliegt im Streitfall nun den Arbeitslosen
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132 Ausgenommen sind Arbeitslose mit familiären Bindungen und
Stellensuchende, für die zu erwarten ist, dass sie innerhalb
von drei Monaten als Tagespendler eine Beschäftigung auf-
nehmen werden; vgl. § 121 SGB III.



nachzuweisen, dass eine Tätigkeit unzumutbar ist.133 Bei
Verfehlungen seitens der Arbeitslosen sieht der Gesetzge-
ber differenziertere Sanktionen vor als bisher. Mit dem Job-
AQTIV-Gesetz wurde festgelegt, dass die Auszahlung von
Arbeitslosenhilfe und -geld bei Arbeitsablehnung o.ä. re-
gelmäßig 12 Wochen ausgesetzt werden soll. Mit den
Hartz-Gesetzen wurde die Sperrzeitregelung dahingehend
nachgebessert, dass die Leistungen nun nicht mehr nur
generell 12 Wochen ausgesetzt werden können, sondern
nach Häufigkeit der Ablehnung von Stellen- oder Qualifi-
zierungsangeboten differenziert 3, 6, oder 12 Wochen (§§
128, 144 SGB III). Auf diese Weise soll vermieden werden,
dass Sperrzeiten nur zögerlich ausgesprochen werden,
weil sie möglicherweise mit 12 Wochen im Einzelfall als un-
verhältnismäßig hart erscheinen. Die höhere Flexibilität in
der Handhabung von Sperrzeiten und die erhöhten Anfor-
derungen der Behörden an die Kooperation und die Eigen-
initiative der Arbeitslosen führten tatsächlich zu einem
deutlichen Anstieg der verhängten Sperrzeiten.134 Die
Neuregelungen zur Zumutbarkeit und zu möglichen Sank-
tionen sind fraglos ein Schritt in die richtige Richtung. Man-
gelt es im Einzelfall an der Bereitschaft, ein in Frage kom-
mendes Beschäftigungsverhältnis anzunehmen, so schaf-
fen die Neuregelungen bessere Rahmenbedingungen als
bisher, das Verhalten der Arbeitslosen zu beeinflussen bzw.
falls erforderlich Transferleitungen zu kürzen. In diesen
Fällen sind die Reformen tatsächlich geeignet, die durch-
schnittliche Dauer individueller Arbeitslosigkeit zu senken. 
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133 Vgl. § 144 Abs. 1 Satz 2 SGB III.

134 Vgl. Sachverständigenrat (2003, Zf. 229); für aktuelle Daten 
dazu siehe BA-online. 
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Eine Verringerung der durchschnittlichen Verweildauer in
Arbeitslosigkeit erhofft man sich auch dadurch, dass die
maximale Bezugsdauer von Arbeitslosengeld zukünftig –
für Personen, deren Anspruch auf Arbeitslosengeld nach
dem 31. Januar 2006 entstanden ist – zwölf Monate be-
trägt.135 Lediglich für Personen, die das 55. Lebensjahr be-
reits vollendet haben, ist eine maximale Bezugsdauer von
18 Monaten möglich.136 Da aller verfügbaren empirischen
Erfahrung nach die maximale Bezugsdauer der Lohn-
ersatzleistung maßgeblich über das Ausmaß der Arbeits-
losigkeit, insbesondere der Langzeitarbeitslosigkeit, in ei-
ner Volkswirtschaft mitentscheidet, ist dieser Reformschritt
als ökonomisch sinnvoll zu begrüßen. Gerade bezogen auf
die in Deutschland während des Bezugs von Arbeitslosen-
geld nicht nennenswert zurückgehenden Anspruchslöhne
der Transferempfänger sollte die Verkürzung der maxima-
len Bezugsdauer mittelfristig Früchte tragen.137

Das immer wieder vorgebrachte Argument, man müsse
älteren Arbeitnehmern im Schadensfalle eine längere
Bezugsdauer garantieren, da ja schließlich auch länger
Beiträge eingezahlt worden sind, ist ökonomischer Unsinn.
So funktioniert keine Versicherung. Eine Versicherungs-
lösung zeichnet sich dadurch aus, dass ex ante Unsi-
cherheit beseitigt wird und ex post Glück Pech finanziert,
auch intertemporal. Brennen zwei brandschutzversicherte
Häuser unverschuldet ab, so wird in beiden Fällen der

135 Die Modalitäten zur Berechnung der Höhe der individuellen
Leistung bleiben im Grunde unverändert. 

136 Vgl. §§ 127, 434j SGB III.

137 Vgl. Sachverständigenrat (2002, Zf. 441 und 2003, Zf. 229).



Schaden gleich reguliert, und zwar unabhängig davon, wie
lange im Einzelfall nun Beiträge geleistet wurden. Wer
lange unfallfrei Auto fährt, kann mit verminderten Beiträgen
rechnen, nicht jedoch mit zwei neuen Autos, wenn das
eigene zu Schrott gefahren wird. Sollten Ältere sozialpoli-
tisch motiviert länger Arbeitslosengeld beziehen können,
so wäre dies aus allgemeinen Steuermitteln zu finanzieren.

4.3 Qualifizierung und
Beschäftigungsmaßnahmen

In den jüngsten Reformen ist eine wenigstens leichte
Tendenz erkennbar, mehr auf Qualifizierung und weniger
auf eine bloße „Verwahrung“ der Arbeitslosen in Maßnah-
men setzen zu wollen. So können Lohnkostenzuschüsse
an Arbeitgeber, die Geringqualifizierte für eine Nachqualifi-
zierung im Rahmen eines weiterbestehenden Arbeitsver-
hältnisses freistellen (§ 235c SGB III), Arbeitslosigkeit theo-
retisch vermeiden und sind zumindest staatlichen Versu-
chen einer marktgerechten Qualifizierung im Falle bereits
eingetretener Arbeitslosigkeit vorzuziehen. Jedoch er-
schließen sich durch diese Regelung des Job-AQTIV-Ge-
setzes für Arbeitgeber, die ohnehin an Investitionen in das
Humankapital ihrer Belegschaft interessiert sind, erheb-
liche Mitnahmemöglichkeiten. Bei Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen, die in Eigenregie eines Trägers durchgeführt
werden, mussten wenigstens für ein paar Monate minde-
stens 20 % der Zeit auf Qualifizierung oder Praktika ent-
fallen. Diese Regelung hatte wohl von Anfang an kaum
mehr als Alibifunktion, ist es doch mitunter eine Frage der
Definition, was als Qualifizierung oder Praktikum zu

115



bezeichnen ist; zudem waren Arbeitnehmer, die älter als 55
Jahre sind, von der Regelung ausgenommen. Mittlerweile
ist diese Vorgabe wieder abgeschafft. Schließlich können
Arbeitgeber, die einem beschäftigten Arbeitnehmer die
Teilnahme an einer beruflichen Weiterbildung ermöglichen,
einen Zuschuss erhalten, wenn sie einen Arbeitslosen als
Vertreter einstellen (§ 229 SGB III). Abgesehen von der
grundsätzlichen Gefahr reiner Mitnahmen erscheint es
sinnvoll, Arbeitslosen die Möglichkeit zu geben, „on the
job“ Humankapital zu bilden und sich zu bewähren. Aller-
dings zeigen etwa die Erfahrungen Dänemarks, dass Job-
Rotation im Bereich Geringqualifizierter und Langzeitar-
beitsloser nur wenig Erfolg verspricht. So hängt der Effekt
nicht nur vom Weiterbildungswillen der Arbeitgeber und -
nehmer ab, sondern auch von der fachlichen Qualifikation
des Stellvertreters.138

Mag auch die formale Tendenz zu mehr Qualifizierung den
Eindruck der Besserung vermitteln, im Großen und Ganzen
bleiben ineffiziente Maßnahmen bestehen und es sind nur
zaghafte Modifikationen zu erkennen. Der verbleibende
diskretionäre Spielraum ist groß genug, dass sich faktisch
nicht viel ändert. Zudem bleiben die Aufgaben fest in staat-
licher Hand, obwohl der Staat diesbezüglich nicht über
komparative Vorteile gegenüber marktlichen Lösungen
verfügt. Es wurde die große Chance verpasst, sich im Zu-
ge der Reformen von den ineffizienten und teuren Maßnah-
men, die keinen positiven Effekt auf das aggregierte Be-
schäftigungsniveau haben, zu verabschieden. Weder die
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staatlichen Beschäftigungsprogramme noch die Förde-
rung beruflicher Weiterbildung sollen spürbar zurückgefah-
ren werden, auch inhaltlich wurden die Maßnahmen nicht
an die ökonomischen Realitäten angepasst. Vielmehr sorgt
politischer Aktionismus für Verwirrung und wenig über-
zeugende Änderungen in diesem Bereich der Arbeitsför-
derung. So wurde beispielsweise die Befristung von Struk-
turanpassungsmaßnahmen zunächst um weitere zwei
Jahre bis zum 31.12.2008 verlängert, obwohl auch hier in
der Vergangenheit mehr Schaden angerichtet als Beschäf-
tigung geschaffen wurde. Darüber hinaus fand neben der
Verlängerung der alten Befristung eine Ausweitung statt,
die mehr staatliche Beschäftigung zu Lasten regulärer
Beschäftigung ermöglichte. Im Rahmen der Gesetze für
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt wurden dann
jedoch Strukturanpassungsmaßnahmen völlig aus dem
SGB III gestrichen, und es gibt mit den §§ 260 ff. SGB III
nunmehr nur noch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zur
Schaffung allgemeiner Beschäftigungsgelegenheiten. 

Bereits mit dem Job-AQTIV-Gesetz entfiel die Erfordernis
der Einhaltung gewisser Wartezeiten für den Einsatz aller ar-
beitsmarktpolitischen Instrumente. Gelingt es durch ein in-
telligentes Profiling, die individuellen Wiederbeschäftigungs-
chancen und Defizite frühzeitig zu ermitteln, lassen sich
passende Maßnahmen identifizieren, und es sollte in der Tat
möglichst rasch mit den Aktivitäten begonnen werden. Je-
doch wurden durch den Wegfall der Wartefristen auch die
Möglichkeiten verbessert, Arbeitslose in ineffizienten Maß-
nahmen zu verstecken und ruhig zu halten. Es steht zu be-
fürchten, dass im Zweifel vermehrt Arbeitslose auf diese
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Weise „verwahrt“ und „geschädigt“ werden. Problematisch
erscheint in diesem Zusammenhang auch das mit dem Job-
AQTIV-Gesetz neu geschaffene Instrument der „Beschäfti-
gung schaffenden Infrastrukturförderung“ (§ 279a SGB III).
Demnach können öffentlich-rechtliche Körperschaften, z.B.
Kommunen, durch einen Zuschuss zu den Kosten von Ar-
beiten zur Verbesserung der Infrastruktur gefördert werden,
wenn sie mit der Durchführung der Arbeiten Unternehmen
beauftragen, die für eine festgelegte Zeit eine bestimmte
Zahl von Arbeitslosen beschäftigen, die vom Arbeitsamt zu-
gewiesen werden. Nicht nur, dass dadurch unweigerlich re-
guläre Beschäftigung verdrängt wird, auch ordnungspoli-
tisch erscheint dieses Instrument verfehlt. So gehören etwa
kommunale Investitionen in die Infrastruktur zu den gesamt-
gesellschaftlichen Aufgaben und sind aus Steuermitteln
bzw. regionalen Gebühren und Beiträgen zu finanzieren. Auf
keinen Fall aber sind Versicherungsbeiträge in kommunale
Investitionen umzulenken. 

Das neu eingeführte Instrument der Bildungsgutscheine
vermag die bisher eher pessimistische Gesamteinschät-
zung nicht entscheidend zu verbessern. Bildungsgutschei-
ne können seit März 2003 bei Vorliegen bestimmter För-
dervoraussetzungen an einen bildungsinteressierten Ar-
beitslosen ausgehändigt werden; dieser kann den Gut-
schein bei einem für die Weiterbildungsförderung zugelas-
senen Träger seiner Wahl einlösen.139 Nur auf den ersten
Blick stellt dies für die Arbeitslosen eine echte Alternative
zu den großteils ineffizienten staatlichen Qualifizierungs-
und Weiterbildungsmaßnahmen dar, denn ähnlich wie im
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Fall der Vermittlungsgutscheine wird auch hier den Ar-
beitslosen keine generelle Wahlmöglichkeit eingeräumt.
Weil Weiterbildungsmaßnahmen in der Regel sehr teuer
(vor allem teurer als bloße Beschäftigungsmaßnahmen)140

und die zur Verfügung stehenden Mittel begrenzt sind,
kommen die Gutscheine im Regelfall nur dann zum Ein-
satz, wenn eine anschließende Integration in ein reguläres
Beschäftigungsverhältnis sehr wahrscheinlich ist.141 Ein
solches Vorgehen lässt stark vermuten, dass ein Großteil
der sparsam ausgegebenen Gutscheine für Bildungsmaß-
nahmen zu Gunsten der ohnehin weniger arbeitsmarktfer-
nen Arbeitslosen eingesetzt wird und dabei massive Mit-
nahmeeffekte auftreten. Da über die Vergabe letztlich der
zuständige Arbeitsberater/-vermittler entscheidet und kein
Anspruch auf einen solchen Gutschein besteht, ist dies
eine willkürliche Umverteilung, vermutlich schwerpunkt-
mäßig auch noch hin zu denjenigen Arbeitslosen, die auf
weniger Hilfe angewiesen sind. In jedem Fall stellen die Bil-
dungsgutscheine, wie im Grunde die Vermittlungsgut-
scheine auch, nur eine vermeintlich marktliche Lösung dar. 

Insgesamt wird offensichtlich den herkömmlichen staatli-
chen „Verwahrungs- und Verdrängungsmaßnahmen“ ak-
tiver Arbeitsmarktpolitik trotz unstrittiger beschäftigungs-
politischer Misserfolge nicht abgeschworen. Vielmehr
schaffen die jüngeren Neuregelungen Raum für erleich-
terten und vermehrten Einsatz der Instrumente, teilweise
unter dem Deckmantel einer möglichst raschen Hilfe für
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140 Vgl. dazu etwa Hagen/Steiner (2000) und Berthold/Fehn/von
Berchem (2001, S. 43 ff.).

141 Telefonische Auskunft, Bundesagentur für Arbeit.
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die Arbeitslosen. Echter Wettbewerb und damit der
Markttest für die staatlichen Maßnahmen scheint nicht
erwünscht. Unstrittig positiv ist einzig, dass nun auch in
ABM nicht automatisch wieder Ansprüche auf Arbeitslo-
sengeld erworben werden können. 

4.4 Personal-Service-Agenturen

Als das „Herzstück“ ihrer Empfehlungen bezeichnete die
Hartz-Kommission die Einrichtung von Personal-Service-
Agenturen (PSA) bei allen Arbeitsämtern.142 Mit der Be-
schäftigung in einer PSA sollen Arbeitslose über die Zwi-
schenstation der Leiharbeit wieder an eine reguläre Be-
schäftigung herangeführt werden. Die beschäftigungspo-
litische Hoffnung beruht dabei auf so genannten
„Klebeeffekten“, nämlich dass verliehene Arbeitnehmer
sich in den Entleihbetrieben bewähren, marktverwertba-
res Humankapital „on the job“ bilden und dann dauerhaft
übernommen werden. Darüber hinaus erhofft man sich
durch eine Ausweitung der Zeitarbeit einen Rückgang
des negativen Einflusses des Kündigungsschutzes auf
das Einstellungsverhalten der Unternehmen. Parallel zur
Einführung der Personal-Service-Agenturen wurde das
bisherige Arbeitnehmerüberlassungsgesetz überarbeitet
und Zeitarbeit generell dadurch etwas liberalisiert.143

142  Vgl. Hartz u.a. (2002, S. 148).

143 Zu den Neuerungen vgl. §§ 1-20 Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetz.
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Durch den direkten Anknüpfungspunkt an den ersten Ar-
beitsmarkt ist Zeitarbeit per se in jedem Fall allen Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen und ähnlichen marktfernen ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen vorzuziehen. Das Vor-
antreiben von Zeitarbeit beinhaltet durchaus Beschäfti-
gungspotenzial, gegenüber anderen Ländern besteht
diesbezüglich erheblicher Nachholbedarf.144 Jedoch: Mag
auch der generelle Sinn von Zeitarbeit als möglicher Weg
zurück in ein festes Beschäftigungsverhältnis unbestritten
sein, der mit den PSA beschrittene Weg erweist sich irre-
führend. Die Hartz-Kommission hatte vorgeschlagen, den
PSA-Arbeitnehmern zunächst einen Nettolohn in Höhe
des Arbeitslosengeldes zu bezahlen. Im Anschluss sollte
dann ein spezieller PSA-Tarif gewährt werden.145 Der
Gesetzgeber jedoch hat diese Empfehlung ignoriert, PSA
sollten auf Grundlage der bereits bestehenden bzw. bis
Ende 2003 zu erarbeitenden Tarifverträge arbeiten. Seit
Januar 2004 haben sämtliche Zeitarbeitnehmer einen An-
spruch auf die gleichen Arbeitsbedingungen und das glei-
che Arbeitsentgelt wie die Stammbelegschaft („Equal
Pay“), es sei denn sie werden von einem Tarifvertrag er-
fasst. Insgesamt machen diese Regelungen Zeitarbeit teu-
rer und nehmen ihr gerade die entscheidende Stärke, die
Flexibilität. Insbesondere für Geringqualifizierte stellt eine
Verteuerung der Zeitarbeit eine erhebliche Minderung der
Wiederbeschäftigungschancen dar. 

144 Vgl. Eichhorst/Thode (2003, S. 66 ff.).

145 Vgl. Hartz u.a. (2002, S. 152).



Für die Beschäftigung zugewiesener Arbeitsloser erhal-
ten die PSA eine monatliche Fallpauschale sowie eine
Vermittlungsprämie, die dann fällig wird, wenn ein ehe-
maliger Arbeitsloser zu einem Entleiher oder sonstigen
durch die PSA vermittelten Arbeitgeber wechselt.146 Ins-
besondere die monatliche Fallpauschale ist dazu ge-
dacht, dass die PSA in der verleihfreien Zeit Schulungen
und Weiterbildungskurse für ihre Angestellten finanziert,
ihnen bei Bewerbungen hilft und vieles mehr. Allerdings
nutzen PSA diese Subvention mitunter, um am Markt ei-
nen günstigeren Preis für die Leiharbeiter anbieten zu
können als die nicht-subventionierte Konkurrenz. Rein
gewerbliche Arbeitnehmerüberlassungsunternehmen be-
klagen sich vielfach über Wettbewerbsverzerrungen
durch die PSA. Die Errichtung staatlich geförderter Zeit-
arbeitsunternehmen führt so zu einem Verdrängungs-
wettbewerb, bei dem rein private durch staatlich subven-
tionierte Konkurrenz auf der Strecke bleibt. Mit zusätzli-
cher Beschäftigung ist jedenfalls kaum zu rechnen. Es ist
angesichts dessen auch nur gut so, dass das PSA-
Konzept statt in der von der Hartz-Kommission ange-
dachten „Megadosis“ von jährlich 500.000 Eintritten nur
in einer „Minidosis“ umgesetzt wurde. Im Juni 2005 wa-
ren laut Angaben der Bundesagentur für Arbeit insge-
samt rund 17.000 Arbeitslose in PSA angestellt. Bis da-
hin waren insgesamt rund 118.000 Eintritte von Arbeits-
losen erfolgt, seit die erste PSA am 1. April 2003 ihre Tä-
tigkeit aufgenommen hat.147
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147 Vgl. BA-online, Arbeitsmarkt in Zahlen – Aktuelle Daten. 
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Während die Integrationsquoten der PSA unauffällig sind,
ist auffällig, dass ein beachtlicher Teil der Austritte der Ar-
beitslosen aus den PSA auf verhaltensbedingte Kündigun-
gen durch die PSA oder Kündigungen durch die Arbeitslo-
sen selbst zurückgeht.148 Dies zeigt, dass das Instrument
der PSA – beabsichtigt oder nicht – dazu geeignet ist, die
Kooperations- bzw. Arbeitsbereitschaft der Arbeitslosen zu
testen. Durch ein glaubhaftes wenigstens befristetes Job-
angebot lassen sich Arbeitsunwillige identifizieren und
sanktionieren. Ein solcher „Anti-Klebeeffekt“ ist grundsätz-
lich zu begrüßen. Daneben wird mit den Neuregelungen um
die PSA jedoch nur Schaden angerichtet: Zeitarbeit wird
eher verteuert und verliert an Flexibilität, staatlich subven-
tionierte Zeitarbeit verdrängt nicht-subventionierte Zeitar-
beit, und zusätzlich reduziert sich durch die subventionier-
te Beschäftigung der Druck, die regulären Löhne im not-
wendigen Maße auch nach unten aufzufächern. Es stellt
sich die Frage, warum angesichts der Vielzahl privater Zeit-
arbeitsfirmen, die über das notwendige Know-how verfü-
gen, staatlich geförderte Unternehmen notwendig sein sol-
len, die dann in Konkurrenz zu den Privaten treten und die-
se verdrängen. Eine konsequente Liberalisierung der priva-
ten Arbeitnehmerüberlassung wäre hier der richtige Weg.

4.5 „Mini- und Midi-Jobs“

Der Einstieg in eine reguläre Beschäftigung soll geringqua-
lifizierten und arbeitsmarktfernen Arbeitslosen auch durch
die Einführung der Hartz'schen Mini- und Midi-Jobs er-

148 Vgl. Jahn/Windsheimer (2004, S. 3 f.).



leichtert werden. Dazu wurden die bislang gültigen Rege-
lungen zu den so genannten 325 Euro-Jobs durch neue
Mini-Job-Regelungen ersetzt und das relevante Segment
geringfügig Beschäftigter auf bis 400 Euro ausgeweitet.
Die bisher geltende Arbeitszeitschwelle von 15 Stunden
pro Woche wurde abgeschafft, die Arbeitgeber-Pauschal-
abgaben auf 25 % des Bruttolohnes festgelegt und das
Melde- und Beitragsverfahren für Arbeitgeber verein-
facht.149 Für Privathaushalte wurden zusätzliche Anreize
geschaffen. So beträgt die Abgabenlast für den Arbeitge-
ber haushaltsnaher Mini-Jobs nur 12 %. Zusätzlich wird
geringfügige Beschäftigung im Privathaushalt steuerlich
gefördert. Bei Mini-Jobs können 10 % der Kosten bis zu
einem Maximalbetrag von jährlich 510 Euro von der
Steuerschuld abgezogen werden, bei sozialversicherungs-
pflichtiger Beschäftigung 12 % bis maximal 2.400 Euro,
bei sonstigem Erwerb haushaltsnaher Dienstleistungen
gegen Rechnung 20 % bis maximal 600 Euro. Für die Ar-
beitnehmer in einem Mini-Job fallen überhaupt keine So-
zialversicherungsbeiträge an, bei Zahlung der Steuerpau-
schalen durch den Arbeitgeber auch keine Lohnsteuer.
Seit dem 01.04.2003 ist es zudem gestattet, in einem Mini-
Job sozialversicherungsfrei zu arbeiten, auch wenn man
bereits im Haupterwerb sozialversicherungspflichtig tätig
ist. Im Gegensatz zur bisherigen Regelung wird das Ein-
kommen aus einer Nebentätigkeit, sofern es nicht mehr als
400 Euro im Monat beträgt, nicht mehr mit dem Verdienst
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rung sowie Steuern werden nur noch an eine Einzugstelle, die
Bundesknappschaft, abgeführt. 



aus dem Hauptberuf zusammengerechnet. Geringfügig
beschäftigte Ehepartner bleiben dabei nach wie vor steu-
er- und sozialversicherungsbefreit. 

An die Geringfügigkeitsgrenze von 400 Euro schließt sich
die so genannte Gleitzone an. Diese Zone der Midi-Jobs
reicht bis 800 Euro. Arbeitgeber zahlen in diesem Bereich
die vollen Anteile zur Sozialversicherung. Dies stellt ge-
genüber dem Bereich der Mini-Jobs eine geringfügige
Entlastung dar, allerdings entfallen für die Midi-Jobs auch
die verwaltungstechnischen Erleichterungen. Für den Ar-
beitnehmer findet eine spürbare Entlastung von Beiträ-
gen zur Sozialversicherung statt. Der Beitragssatz für die
Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung steigt ober-
halb der Geringfügigkeitsgrenze gleitend von gut 4 % auf
schließlich den vollen Beitragssatz von rund 21 % an. Auf
diese Weise soll der bisherige schlagartige Anstieg der
Abgabenbelastung bei Überschreiten der Geringfügig-
keitsschwelle beseitigt werden. 

Erklärtes Ziel der Mini- und Midi-Jobs ist eine Stärkung
der Anreize zur Aufnahme einer niedrig entlohnten Tätig-
keit und eine Erleichterung der arbeitgeberischen Ein-
richtung und Handhabung derartiger Beschäftigungsver-
hältnisse. Auch die Substitution bisheriger Schwarzarbeit
durch reguläre Beschäftigung – insbesondere im Bereich
haushaltsnaher Dienstleistungen – ist anvisiertes und ori-
ginäres Ziel der Reformen.150 Die Anreizeffekte der Re-
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formen sind jedoch eindeutig:151 Zu den Gewinnern der
Neuerungen zählen in jedem Fall Nebenerwerbstätige mit
sozialversicherungspflichtigem Haupterwerb und Per-
sonen mit erwerbstätigen Ehepartnern. Allerdings wird
bei ihnen die Einsatzfähigkeit aus Arbeitgebersicht nicht
wirklich flexibler, da für beide Gruppen mit einem Über-
schreiten der 400-Euro-Grenze starke Einkommensver-
luste verbunden sind. Von der Gleitzone voll profitiert die
Gruppe der Schüler, Rentner und Studenten, für die die
Sprungstelle an der Geringfügigkeitsgrenze nahezu
gänzlich entfallen ist.152 Für die Arbeitgeberseite beste-
hen Anreize, zusätzliche Mini- und Midi-Jobs zu Lasten
der teureren regulären Beschäftigungsverhältnisse anzu-
bieten. Darüber hinaus besteht ein Anreiz, bei flexibler
Arbeitszeitgestaltung Mini- in Midi-Jobs umzuwandeln,
da die Pauschalabgaben für Mini-Jobs mit 25 % etwas
höher liegen als der Beitragssatz zur Sozialversicherung
von derzeit rund 21 %. 

Unabhängig von der Frage, ob es mit den Hartz'schen
Mini- und Midi-Jobs tatsächlich gelingt, zusätzliche Be-
schäftigung zu schaffen, handelt es sich um eine Schwä-
chung der Bemessungsbasis für Steuern und Sozialab-
gaben. Dies läuft der erforderlichen Reduzierung der
Steuer- und Abgabensätze zuwider, zumal Beschäftigte
in der Gleitzone für minimale Beiträge einen umfassen-
den Schutz in der Kranken- und Pflegeversicherung
erwerben können, der nicht von der Höhe der eingezahl-
ten Beiträge abhängt. Ebenfalls betroffen ist die Renten-
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152 Vgl. Knabe (2003, S. 249). 



versicherung, wenngleich hier die Leistungsansprüche
von den Beiträgen abhängig sind.153 Müssen die zusätz-
lich entstehenden Lasten von den regulär Beschäftigten
über höhere Steuern und Abgaben geschultert werden,
so ist über diese Schiene gar mit gesamtwirtschaftlich
steigender Arbeitslosigkeit zu rechnen. Der entscheiden-
de Einwand gegen die Neuregelungen ist jedoch, dass
die Jobs nur für Personen wirklich attraktiv sind und
hauptsächlich auch von denjenigen ausgefüllt werden,
die anderweitig finanziell abgesichert sind (Rentner,
Schüler, Studenten, Nebenbeschäftigte, Zweitverdie-
ner).154 Dies ist jedoch nicht die Zielgruppe der Refor-
men. Die eigentlichen Adressaten sind die Arbeitslosen
mit geringen Verdienst- und Wiedereingliederungschan-
cen, also vor allem langzeitarbeitslose Transferempfän-
ger. Gerade für diese Gruppe stellen sich die Anreize
gleichwohl fundamental anders dar. Nach wie vor hohe
Transferentzugsraten / implizite Steuersätze sorgen
dafür, dass von einem Hinzuverdienst – auch in der Form
eines Mini- oder Midi-Jobs – kaum etwas übrigbleibt. Die
eigentliche Zielgruppe wird somit verfehlt, und die mög-
lichen Vergünstigen kommen bei Personengruppen an,
die nicht zu fördern sind.156
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153 Vgl. BMWA (2003, S. 12) und Weinkopf (2003, S. 7).

154 Vgl. auch RWI (2004).

155 Vgl. Knabe (2003, S. 247 f.); zu den Neuregelungen der Hinzuver-
dienstmöglichkeiten seit 01.01.2005 sowie die abermaligen Nach-
besserungen mit Wirkung ab Oktober 2005 siehe Abschnitt 4.7.

156 Vgl. ausführlich dazu Arntz/Feil/Spermann (2003). Obendrein ist
auch nicht damit zu rechnen, dass in großem Umfang anstelle
von Schwarzarbeit für Privathaushalte nun Mini- oder Midi-Jobs
eingesetzt werden und mehr Leistungen gegen Rechnung nach-
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Alles in allem kann das Konzept der Hartz'schen Mini- und
Midi-Jobs nicht überzeugen. Vor allem konnte von Anfang
an nicht erwartet werden, dass in großem Stile neue Jobs
entstehen, die dann von bisher Arbeitslosen als Chance
genutzt werden, schrittweise wieder den Weg zurück in
Lohn und Brot zu finden. Vor dem Hintergrund der klaren
Zielgruppenverfehlung, diverser statistischer Umbu-
chungs- und Verschiebungseffekte und nicht zuletzt auf-
grund möglicher Verdrängungs- und Substitutionseffekte
müssen auch die Daten der Minijob-Zentrale bzw. der
Bundesknappschaft mit Vorsicht interpretiert werden. So
gibt es alleine rund 750.000 Umbuchungen von vorher be-
stehenden sozialversicherungspflichtigen Beschäftigun-
gen unter 400 Euro, die nun sozialversicherungsfrei sind.
Beschäftigungsverhältnisse zwischen 400 und 800 Euro,
die nun als Midi-Jobs gelten, gab es im Juni 2000 bereits

gefragt werden. Nicht nur, dass etwa mit der förmlichen An-
meldung einer Haushaltshilfe Privathaushalte offiziell zu Arbeitge-
bern mit arbeits- und sozialrechtlichen Verpflichtungen wie Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall, Urlaubsgewährung, Beachtung von
Kündigungsschutzregelungen etc. würden – hieran haben viele
Privathaushalte verständlicherweise kein Interesse. Darüber hin-
aus lassen sich durch gut zu verheimlichende Tätigkeiten im
haushaltsnahen Bereich immer noch leicht Abgabenersparnisse
erzielen, an denen Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleichermaßen
interessiert sein können. Die geringe Zahl von (neuen) Mini-Jobs
in Privathaushalten im Verhältnis zu geschätzten faktisch nach-
gefragten Dienstleistungen in diesem Bereich sprechen für einen
geringen Effekt der geschaffenen Anreize. Steuervergünstigun-
gen bei Ausgaben für haushaltsnahe Dienstleistungen werden
wohl in der Tat hauptsächlich in den Fällen „mitgenommen“, in
denen ohnehin keine Preisnachlässe für „Barzahlung ohne Rech-
nung“ zustande kommen; vgl. Scherl (2003, S. 19).



über 1,1 Millionen.157 Diese Zahlen sind bei vermeintli-
chen Erfolgsmeldungen stets im Hinterkopf zu behalten.
Darüber hinaus war augenscheinlich in der Vorjahreszahl
aus der Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit
ein Bestand von ca. 600.000 statistisch „dubiosen“ Fällen
von geringfügiger Beschäftigung nicht enthalten, die bei
den neuen Zahlen von der Bundesknappschaft großteils
als Mini-Jobs verbucht wurden. Zudem bleiben mit den
offiziell gemeldeten Zahlen Verdrängungseffekte zu Lasten
versicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse
grundsätzlich unberücksichtigt.158

4.6 „Ich-AG“

Zum 01.01.2003 trat der Existenzgründungszuschuss
nach § 421l SGB III – besser bekannt als „Ich-AG“ – als
zusätzliches Förderinstrument neben das Über-
brückungsgeld für Existenzgründer gemäß § 57 SGB III,
zunächst auf drei Jahre begrenzt. Arbeitslosen soll mit
staatlicher Unterstützung der Weg zu einer selbständigen
Existenz ermöglicht werden. Implizites Ziel ist es dabei
auch, in der Schattenwirtschaft ausgeübte Tätigkeiten in
legale Beschäftigungsformen zu überführen. Arbeitslose,
die die Gründung einer „Ich-AG“ anmelden, erhalten bis
zu drei Jahre lang von der Bundesagentur für Arbeit steu-
erfreie Zuschüsse, sofern das Arbeitseinkommen nach §
15 SGB IV 25.000 Euro im Jahr (voraussichtlich) nicht
übersteigt. Die monatlichen Zuschüsse sind zeitlich de-
gressiv gestaffelt und betragen im ersten Jahr 600, im
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157 Vgl. Rudolph (2003, S. 5).

158 Vgl. Scherl (2003, S. 18 f.) und Bäcker/Koch (2003, S. 18).



zweiten Jahr 360 und im dritten Jahr 240 Euro, immer
unter der Voraussetzung, dass das jährliche Arbeitsein-
kommen unter 25.000 Euro bleibt. Scheitert die „Ich-
AG“, können die Ansprüche auf Arbeitslosengeld bzw. –
hilfe, die während der Förderzeit geruht haben, wieder
geltend gemacht werden. Die Ansprüche erlöschen beim
Arbeitslosengeld nach vier, bei der Arbeitslosenhilfe nach
drei Jahren. 

Verstärkte Bemühungen zur Überführung von Schwarzar-
beit in legale Beschäftigung und Erleichterungen für
selbständige Tätigkeiten sind grundsätzlich positiv zu be-
werten. Allerdings kann auch hier vor überzogenen Erwar-
tungen nur gewarnt werden. Es kann nicht gelingen, durch
die Förderung der „Ich-AGs“ das Problem der hohen
Schwarzarbeit spürbar abzumildern – dies betrifft die trü-
gerischen Hoffnungen, die an die Mini- und Midi-Jobs ge-
knüpft sind, ebenso. Der Umfang der Schattenwirtschaft in
Deutschland muss mit mittlerweile rund 17 % des offiziel-
len BIP und einem Volumen von ca. 370 Milliarden Euro als
bedenklich hoch eingestuft werden. Vor allem die
Wachstumsrate der Schattenwirtschaft gibt Anlass zu
ernsthafter Beunruhigung.159 Die Gründe hierfür liegen
hauptsächlich in einer hohen Steuer- und Abgabenbelas-
tung, der undifferenzierten Verkürzung der Arbeitszeit, Vor-
ruhestandsregelungen und der Überregulierung des Ar-
beitsmarktes. In der Diskussion um Arbeitsmarktpolitik
und Schwarzarbeit wird jedoch oft nicht berücksichtigt,
dass der Großteil der illegalen Beschäftigung von Perso-
nen im Vorruhestand, Rentnern, Schülern und Studenten,
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159 Vgl. Schneider (2003) und Klinglmair/Schneider (2004).



sich illegal in Deutschland aufhaltenden Ausländern sowie
insbesondere von regulär beschäftigten Personen verrich-
tet wird. Arbeitslose und speziell Geringqualifizierte und
Langzeitarbeitslose sind nicht nur vom regulären Arbeits-
markt ausgeschlossen. Wegen fehlender Fähigkeiten und
Kenntnisse, Kontakte, Werkzeuge und Materialien etc.
sind sie oft auch nicht in der Schattenwirtschaft erfolg-
reich. Schwarzarbeit im klassischen Fall wird von Fach-
kräften „nach Feierabend“, nicht selten sogar unter Mithil-
fe des Arbeitgebers der Fachkraft, verrichtet.160 Insofern
können Arbeitslose nicht der Schlüssel zur Bekämpfung
von Schwarzarbeit sein.

Unabhängig davon ist damit zu rechnen, dass bei erfolg-
reich geförderten Existenzgründungen ein Großteil der
Fördermittel nicht ursächlich zu diesem Erfolg beiträgt,
sondern reine Mitnahme ist, da Personen mit adäquater
Motivation und geeigneten Fähigkeiten auch ohne die För-
derung den Schritt in die Selbständigkeit wagen. Weil je-
doch unwahrscheinlich ist, dass tatsächlich viele der Ar-
beitslosen diese Eigenschaften aufweisen – das Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung geht von einem Po-
tenzial geeigneter Arbeitslosen von maximal 5 % aus 161,
sind bedeutende Mitnahmen in diesem Sinne ebenso frag-
lich. Vielmehr ist zu befürchten, dass durch die Fördervo-
raussetzung „Arbeitslosigkeit“ eine Wettbewerbsverzer-
rung zu Ungunsten von Existenzgründungen aus einem
Beschäftigungsverhältnis heraus erfolgt. Besonders be-

131

160 Vgl. zu diesem Themenkomplex Enste/Schneider (2000) und
Mummert/Schneider (2001).

161 Vgl. Autorengemeinschaft (2002, S. 59).



denklich ist hierbei, dass für den Existenzgründungs-
zuschuss zunächst eine Absichtserklärung für selbständi-
ge Erwerbstätigkeit und eine Gewerbeanmeldung genüg-
te, jedoch keine positive fachkundige Begutachtung der
Erfolgsaussichten des Projektes erforderlich war. 

Beim Überbrückungsgeld, das für die Dauer von sechs
Monaten in Höhe der zuletzt bezogenen Leistungen an
Arbeitslosengeld oder -hilfe und in Form von Zuschüssen
zu den Sozialversicherungsbeiträgen gewährt wird, muss
ein Unternehmenskonzept vorliegen und ein Experte
muss sein Einverständnis zum Geschäftsplan abgeben.
Darüber hinaus dürfen innerhalb kürzester Zeit auch
hohe Gewinne erwirtschaftet werden, ohne dass davon
die Höhe des Überbrückungsgeldes berührt wird. Wer
also eine zukunftsträchtige Geschäftsidee hat, die nach
einer kurzen Anlaufzeit voraussichtlich auch größere
Gewinne abwirft, war von Anfang an mit dem Über-
brückungsgeld besser beraten. Insbesondere ein hohes
Arbeitslosengeld spricht für diese Variante. Beträgt der
(offizielle) Gewinn bzw. das (offizielle) Einkommen wahr-
scheinlich unter 25.000 Euro pro Jahr, so spricht dies
eher für die „Ich-AG“ als dominantes Förderkonzept, ins-
besondere bei einem recht niedrigen Arbeitslosen-
geld.162 Zwar wurde nachträglich auch für die „Ich-AG“
eine Tragfähigkeitsbescheinigung als Fördervorausset-
zung festgelegt, dennoch ist die „Ich-AG“ nach wie vor
eher für die schlechteren unternehmerischen Risiken in-
teressant.
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162 Für eine übersichtliche Gegenüberstellung der beiden
Förderinstrumente siehe Koch/Wießner (2003).



Die von Anfang an bestehende Gefahr, dass Existenz-
gründungen sehr häufig scheitern werden, und so man-
che „Ich-AG“ zu einem Berg Schulden und neuerlicher
Arbeitslosigkeit führen wird, hat sich trotz teilweise
beschönigender Darstellung fraglos bestätigt.163 Viele
Bezieher von Lohnersatzleistungen werden zudem ange-
regt, eine Existenzgründungsabsicht vorzutäuschen, um
in den Genuss der Förderleistung zu kommen. Insbeson-
dere für Personen mit nur noch kurzer Anspruchdauer
auf Arbeitslosengeld oder bei sehr niedrigen Lohnersatz-
leistungen besteht dieser Anreiz. Mitnahmeeffekte in die-
sem Sinne sind sehr wohl wahrscheinlich, zumal der
Existenzgründungszuschuss an zwei offensichtlichen
Merkwürdigkeiten leidet:164 Erstens verlieren Empfänger
den Zuschuss nicht, wenn sie neben der geplanten
selbständigen Arbeit noch eine abhängige Beschäftigung
als Arbeitnehmer aufnehmen.165 Zweitens müssen die
zunächst für ein Jahr bewilligten Leistungen auch dann
nicht zurückgezahlt werden, wenn das Einkommen
bereits im ersten Jahr 25.000 Euro übersteigt; es entfällt
dann lediglich die Verlängerung. Es ist also in der Tat für
alle Bezieher von Lohnersatzleistungen von Vorteil, kurz
vor Ende der Leistung oder kurz vor einer Arbeitsaufnah-
me eine Existenzgründungsabsicht geltend zu machen
und den Zuschuss zumindest für ein Jahr mitzunehmen. 
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163 Vgl. etwa Autorengemeinschaft (2005).

164 Vgl. dazu Scherl (2003, S. 16 f.).

165 Das Arbeitsentgelt aus unselbständiger Arbeit wird allerdings
in die Einkommensermittlung bezüglich der Obergrenze von
25.000 Euro einbezogen.



Die Hartz'schen „Ich-AGs“ können sowohl hinsichtlich
einer Umwandlung von Schwarzarbeit in legale Beschäf-
tigungsformen als auch hinsichtlich erfolgreicher Exis-
tenzgründungen für Arbeitslose nicht viel helfen. Ohnehin
ist fraglich, ob Arbeitslose mit teilweise erheblichen Qua-
lifikationsdefiziten die erforderlichen Fähigkeiten haben,
erfolgreich als Unternehmer zu arbeiten. Durch die kon-
kreten Förderkriterien der „Ich-AGs“ werden Arbeitslose
mit an und für sich ungeeigneter Motivation und unpas-
senden unternehmerischen Fähigkeiten zu dem Schritt in
die Selbständigkeit verleitet und erleiden dabei mit
großer Wahrscheinlichkeit Schiffbruch. Zudem sorgt das
Nebeneinander zweier Förderinstrumente für Intranspa-
renz und die beschriebene Bündelung der schlechten Ri-
siken in den „Ich-AGs“. Wettbewerbsverzerrungen und
Verdrängungseffekte durch die Förderung von arbeitslo-
sen Existenzgründern, vermutlich massive Mitnahme-
und Substitutionseffekte und eine nicht unerhebliche
Zahl von bereits gescheiterten „Ich-AGs“ lassen die „Er-
folgsmeldungen“ von bisher rund 330.000 bewilligten
„Ich-AGs“ in einem etwas trüben Licht erscheinen. 

4.7 Zusammenlegung von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe (Hartz IV)

Mit Hartz IV wurde endlich ernst gemacht mit der Zusam-
menlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe; mit Wir-
kung zum 01.01.2005 wurde die Arbeitslosenhilfe besei-
tigt und mit dem SGB II – Grundsicherung für Arbeitsu-
chende – ein einheitlicher Rahmen für Arbeitslose, die
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keinen Anspruch (mehr) auf Arbeitslosengeld haben, ge-
schaffen. Für erwerbsfähige Transferempfänger wurden
im Rahmen dessen Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zum
so genannten Arbeitslosengeld II zusammengeführt.166

Es wurde zwar ein einheitlicher rechtlicher Rahmen für
alle erwerbsfähigen Arbeitslosen, die keinen Anspruch
(mehr) auf Arbeitslosengeld haben, geschaffen, aller-
dings wird die neue Leistung von zwei institutionellen
Trägern erbracht, der Bundesagentur für Arbeit und den
Kommunen.167 Die kommunalen Träger sind zuständig
für die Leistungen für Unterkunft und Heizung, die Kin-
derbetreuungsleistungen, die Schuldner- und Suchtbera-
tung, die psychosoziale Betreuung und die Übernahme
von nicht von der Regelleistung umfassten einmaligen
Bedarfen. Die Bundesagentur ist zuständig für alle übri-
gen Leistungen gemäß SGB II. Das sind insbesondere
alle arbeitsmarktlichen Eingliederungsleistungen (wie
Beratung, Vermittlung, Förderung von ABM, Förderung
der Berufsausbildung und der beruflichen Weiterbildung),
die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
(Arbeitslosengeld II, Sozialgeld) mit Ausnahme der Kos-
ten für Unterkunft und Heizung sowie den nicht von der
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166 Nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige erhalten Sozialhilfe nach
dem neu geschaffenen SGB XII, welches das bisherige Bun-
dessozialhilfegesetz (BSHG) ablöst. Örtliche Träger der Sozial-
hilfe und damit auch in der finanziellen Pflicht für nicht erwerbs-
fähige Transferempfänger bleiben die Kommunen. Nicht
erwerbsfähige Hilfebedürftige, die mit einem erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen in Bedarfsgemeinschaft leben, erhalten so
genanntes Sozialgeld.

167  Vgl. dazu die aktuellen Regelungen im SGB II, insbesondere §
6 SGB II, und BMWA (2004, S. 4 f.).



Regelleistung erfassten einmaligen Bedarfen, die mo-
natliche Regelleistung, die Mehrbedarfe, der befristete
Zuschlag nach dem Ende des Bezugs von Arbeitslo-
sengeld sowie die Sozialversicherung. 

Der Bund trägt die Kosten der Grundsicherung für Arbeit-
suchende, sofern diese Leistungen von der Bundesagentur
für Arbeit erbracht werden. Die Leistungen, die von den
Kommunen zu erbringen sind, werden prinzipiell auch von
diesen finanziert. Für Hilfebedürftige, die nach Ausschöp-
fen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld die Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende in Anspruch nehmen, zahlt die
Bundesagentur für Arbeit einen Aussteuerungsbetrag an
den Bund. Für die Betreuung der Hilfebedürftigen sind bei
den Agenturen für Arbeit flächendeckend Job-Center ein-
gerichtet, die jeweils mindestens eine einheitliche An-
laufstelle für sämtliche erwerbslosen Personen umfassen.
Dabei sah man für die Zusammenarbeit von Agenturen für
Arbeit und Kommunen aus Gründen der Verwaltungsver-
einfachung und im Interesse der Leistungserbringung aus
einer Hand die gemeinsame Einrichtung von Arbeitsge-
meinschaften (ARGE) vor. Neben dem Modell der ARGE
wird es in einer zunächst bis Ende 2010 befristeten Ex-
perimentierphase 69 Kommunen ermöglicht, die gesamte
Durchführung der Grundsicherung zu übernehmen. Zu-
sätzlich zu ihren eigenen Aufgaben zahlen sie dann anstelle
der Agenturen für Arbeit auch das Arbeitslosengeld II bzw.
Sozialgeld und sind für die Integration der Leistungsbe-
zieher in das Erwerbsleben verantwortlich. Wie den Agen-
turen für Arbeit auch, erstattet der Bund den Kommunen in
diesem Fall die Kosten der freiwilligen Leistungserbringung,
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zum Teil in pauschalierter Form. Auf diese Weise soll ein
Wettbewerb zwischen zwei Formen der Umsetzung eröff-
net werden – zwischen den Agenturen für Arbeit und den
jeweiligen Kommunen in der Form von ARGE und der allei-
nigen Umsetzung durch optierende Kommunen.

Die Höhe des Arbeitslosengeld II

Die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe für
erwerbsfähige Hilfebedürftige erfolgt auf dem Niveau der
Sozialhilfe, die für nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige
gemäß SGB XII gezahlt wird. Zwar können durch die Ver-
kürzung der maximalen Bezugsdauer von Arbeitslosen-
geld und die Neuregelungen des SGB II theoretisch die
institutionell determinierten Anspruchslöhne abgesenkt
und schnellere Übergänge aus Arbeitslosigkeit in Erwerbs-
tätigkeit erreicht werden. Allerdings betrifft dies in erster Li-
nie Personen mit hohem Einkommen vor Arbeitslosigkeit
und solche ohne Anspruch auf bedürftigkeitsabhängige
Transferleistungen im Anschluss an den Bezug von
Arbeitslosengeld.168 Für Geringqualifizierte – die Haupt-
problemgruppe – führen die Reformen hingegen kaum zu
geringeren Transfereinkommen bzw. Anspruchslöhnen bei
Arbeitslosigkeit. Solange der Lohnabstand speziell für Ge-
ringqualifizierte nicht merklich vergrößert wird, sind die An-
reize zur Aufnahme einer Arbeit für diese Gruppe der Ar-
beitslosen zu gering, die Reformen laufen weitgehend ins
Leere.169 Der zeitlich befristete Zuschlag nach Bezug von
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168 Vgl. etwa Lee/Wilke (2005).

169 Vgl. dazu die Simulationsergebnisse bei Christensen (2003c
und 2004) und Steiner (2003).
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Arbeitslosengeld gemäß § 24 SGB II bremst die Senkung
der individuellen Anspruchslöhne zusätzlich und ist – wie
die ehemalige Arbeitslosenhilfe auch – durch die Koppe-
lung an die Höhe des bezogenen Arbeitslosengeldes eine
ungerechtfertige Besserstellung von Personen mit vormals
höherem Einkommen.

Es wurde die Gelegenheit verpasst, den faktischen Min-
destlohn, der durch Sozialhilfe bzw. Arbeitslosengeld II ze-
mentiert wird und Anreize sowie Möglichkeiten für geringer
qualifizierte Arbeitnehmer beschränkt, einer regulären
Beschäftigung nachzugehen, an die ökonomischen Er-
fordernisse anzupassen. Zwar umfassen die neuen Regel-
leistungen teils vormals einmalige Leistungen, jedoch wur-
de das Gesamtniveau der Sicherung auch bei Berück-
sichtigung dessen eher angehoben als abgesenkt. Der
Sperrklinkeneffekt durch das garantierte Existenzminimum
lässt sich auf diese Weise nicht abschwächen, Ge-
ringqualifizierte bleiben vom regulären Erwerbsleben aus-
geschlossen. Zudem orientieren sich die Transferleistun-
gen auch zukünftig nicht an regionalen Gegebenheiten wie
Lohnstrukturen, Lebenshaltungskosten etc., sondern es
wurde von Anfang an gesetzlich festgeschrieben, dass
sich die Regelsätze der Sozialhilfe nach dem SGB XII, an
denen sich auch das Arbeitslosengeld II orientiert, zwi-
schen den einzelnen Bundesländern kaum unterscheiden
dürfen.170 Die von der Bundesregierung geplante völlige

170 So dürfen die Regelsätze für den Haushaltsvorstand (Eckregel-
sätze) in den Ländern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen bis zur Festset-
zung im Jahre 2010 nicht mehr als 14 Euro unter dem durch-



Ost-/Westangleichung der Regelsätze ist der logische
nächste Schritt auf diesem Holzweg. Wolfgang Clements
Äußerung, eine Beibehaltung der Unterschiede wäre nur
konsequent, wenn vollständig nach Regionen differenziert
würde, ist zu unterstützen, die geplanten Konsequenzen
dieser Erkenntnis sind jedoch genau die falschen. Nach
wie vor ist keine hinreichende Differenzierung möglich.

Hinzuverdienstregelungen

Mit dem Ziel, einen regulären Hinzuverdienst zu den Hil-
feleistungen und damit ein schrittweises Herantasten an
die finanzielle Unabhängigkeit für Bezieher von Arbeitslo-
sengeld II attraktiver zu machen, wurde im SGB II die An-
rechnung von hinzuverdientem Arbeitseinkommen auf
den staatlichen Transfer neu geregelt. Als gelungen je-
doch kann die Modifikation der Hinzuverdienstmodalitä-
ten trotz jüngst beschlossener Nachbesserung nicht be-
zeichnet werden. Der neu gefundene Kompromiss sieht
vor, dass Erwerbslose mit einem Nebenjob von einem
monatlichen Bruttolohn bis zu 800 Euro zwanzig Prozent
des Hinzuverdienstes nicht auf die staatliche Unterstüt-
zung angerechnet bekommen; oberhalb von 800 Euro
sind noch zehn Prozent anrechnungsfrei. Die Obergrenze
eines Hinzuverdienstes, ab der eine volle Verrechnung
mit der Transferleistung erfolgt, liegt für Betroffene ohne
Kinder bei 1.200 Euro, für solche mit Kindern bei 1.500
Euro. Zwar erreicht die Transferentzugsrate erst später
als bisher 100 %, jedoch sind bis dorthin die Transferent-
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werden, vgl. § 28 Abs. 2 SGB XII.



zugsraten mit 80 bzw. 90 % noch immer zu hoch; ein
Freibetrag von 100 Euro ändert an dieser grundsätzlichen
Fehlkonstruktion nichts. Die Neuregelungen sind nicht
geeignet, das Arbeitsangebot der Transferempfänger
merklich auszuweiten.171

Die institutionellen Zuständigkeiten

Abgesehen von der Gestalt der Transferleistungen ist die
gewählte Aufteilung der Zuständigkeiten auf die Bundesa-
gentur für Arbeit mit ihren Arbeitsagenturen und die Kom-
munen als schwerwiegende Fehlkonstruktion unüberseh-
bar. Sämtliche Leistungen, die zur Wiedereingliederung er-
werbsfähiger Personen in den Arbeitsmarkt erforderlich er-
scheinen, werden durch die Job-Center erbracht. Die
Kommunen sind nur mehr für die erwerbsunfähigen Trans-
ferempfänger und die in § 6 SGB II ihnen explizit zugewie-
senen Leistungen zuständig. Eine Reihe von Gründen
spricht jedoch dafür, die Kommunen mit der Aufgabe der
Reintegration von Langzeitarbeitslosen zu betrauen. Zu-
mindest von wissenschaftlicher Seite besteht weitgehend
Einigkeit darin, dass eine kommunale Trägerschaft gemäß
den Postulaten der Dezentralisierung, der Subsidiarität und
der ökonomischen Sachgerechtigkeit effizient wäre.172
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171 Für eine ausführliche Bewertung der originären mit Hartz IV
neu geschaffenen Hinzuverdienstmöglichkeiten sowie der
Neuregelungen des Clement-Laumann-Kompromisses siehe
Boss/Elendner (2005) und Boss/Christensen/Schrader (2005).

172 Vgl. zu den nachfolgenden Argumenten exemplarisch
Berthold/Fehn/von Berchem (2001, S. 85 ff., S. 153 f.),
Klös/Peter (2001, S. 193 ff.), Berthold/von Berchem (2002a, S.
107 ff. und 2003a, S. 150 ff.), Huber/Lichtblau (2002), BMWA



Nationale wie internationale Erfahrungen zeigen, dass die
notwendige Kreativität, Individualität und Flexibilität im Um-
gang mit Personen, die bereits länger arbeitslos sind und/
oder besondere Risikomerkmale aufweisen, nur in dezen-
tralen Einrichtungen gewährleistet sein kann.173 Neben Ver-
mittlungs- und gegebenenfalls Qualifizierungsaktivitäten ist
dabei für eine erfolgversprechende aktivierende Hilfe ein
umfassendes institutionelles Netz einer individuellen sozia-
len und psychosozialen Betreuung erforderlich (Kinderbe-
treuung, Schuldner- und Suchtberatung etc.). Für eine effizi-
ente Betreuung und Reintegration in reguläre Beschäftigung
spielen dabei neben persönlichen Merkmalen der Hilfe-
suchenden auch jeweils vor Ort gegebene ökonomische
Rahmenbedingungen eine entscheidende Rolle. Die Kom-
munen haben die größte Arbeitsmarktnähe zu personenbe-
zogenen, ortsnahen Dienstleistungen und damit zu einem
Marktsegment, in das die Problemgruppen am ehesten inte-
griert werden können. Dabei erweist sich eine enge Abstim-
mung der Arbeitsmarkt- bzw. Sozialpolitik auf der einen
Seite mit weiteren kommunalen Politikbereichen wie z.B.
Wirtschaftsförderung, Stadtentwicklung und Jugendhilfe auf
der anderen Seite als erfolgversprechende Möglichkeit einer
strategischen Gesamtsteuerung auf dezentraler Ebene.174

Das dafür nötige aktuelle Wissen ist auch aufgrund seiner
Kurzlebigkeit nicht allgemein verfügbar und zentralisierbar.
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(2003, S. 11) und Berthold (2003, S. 20 ff.).

173 Vgl. exemplarisch Empter/Frick (1999), Kröger/van Suntum
(1999) Klös/Peter (2001), Loprest/Zedlewski (2001), Bertels-
mann Stiftung (2003) und von Berchem (2005).

174 Vgl. dazu auch Schulze-Böing (1994, S. 17 ff.) und Henckel
u.a. (1999, S. 263).
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Zudem sind die Folgen hoher Arbeitslosigkeit und Armut
vor Ort am stärksten spürbar, infolgedessen auch die ori-
ginären Anreize zur Abhilfe dort am größten. Da die Auf-
gabe zur Bekämpfung eines Missstandes stets dort an-
gesiedelt sein sollte, wo sowohl die besten Möglichkeiten
als auch das stärkste Eigeninteresse zur effizienten Auf-
gabenerfüllung vorliegen, ist es ökonomisch unsinnig,
das beschäftigungspolitische Gewicht der Kommunen zu
verringern. Der beschrittene Weg der Zusammenlegung
von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe legt vorhandenes
kommunales Problemlösungspotenzial brach, teilweise
erfolgreiche Modelle unter kommunaler Trägerschaft
werden eingestellt. Statt nach individuellen Lösungen vor
Ort zu suchen und auch schwierige Fälle an einen regu-
lären Job heranzuführen, beschwört die realisierte Auftei-
lung der Zuständigkeiten Streitereien um die Arbeits-
fähigkeit oder Nicht-Arbeitsfähigkeit der Hilfesuchenden
geradezu herauf. Daneben geht auch die sachgerechte
Finanzierungsverantwortung zwischen Arbeitslosenversi-
cherung und Staat, zwischen Versicherungsbeiträgen
und Steuern verloren. Unter dem Dach der Job-Center
findet eine Verwischung versicherungsmäßiger, arbeits-
marktpolitischer und sozialpolitischer Aktivitäten
statt.175 Zudem kommt es zu einer weiteren Aufblähung
der Bundesagentur für Arbeit zu einem „Mega-Sozial-
amt“, das zusätzlich noch rund eine Million erwerbsfähi-
ge ehemalige Sozialhilfeempfänger betreuen muss. Die
allmächtigen Job-Center unter zentraler Federführung
ersetzen echten Wettbewerb als Entdeckungsverfahren,

175 Vgl. Berthold/von Berchem (2003b, S. 47).



wie ihn eine umfassende Dezentralisierung der Verant-
wortung ermöglichen würde, durch zentrale „Gießkan-
nenprogramme“ für alle Arbeitslosen; ausschließlich vor
Ort vorhandene Fähigkeiten bleiben ungenutzt. 

Die Optionsmöglichkeit für 69 Kommunen vermag diese
unbefriedigende ordnungspolitische Grundausrichtung
nicht wirklich zu korrigieren. Sicherlich werden die optie-
renden Kommunen im Rahmen ihrer Möglichkeiten alles
versuchen, ihr eigenes Budget gegenüber der zentralen
Lösung zu entlasten. Wenn aber dezentrale Lösungen
zentralen Lösungen überlegen sind, dann hat die De-
zentralisierung in aller Konsequenz und nicht auf freiwilli-
ger Basis und auf eine geringe Anzahl von Kommunen
begrenzt zu erfolgen. Bestehen nach wie vor Doppelzu-
ständigkeiten, dann ist zu vermuten, dass wie bisher
auch kommunales Engagement unterbleibt oder vor-
nehmlich strategisch geprägt ist, und hauptsächlich der
Entlastung des eigenen Budgets und weniger der nach-
haltigen Reintegration der Langzeitarbeitslosen dient.
Doch selbst wenn dezentrale Einheiten zur Aufgaben-
wahrnehmung verpflichtet wären, und selbst wenn keine
Möglichkeiten zur systematischen Lastenabwehr bestün-
den, so müssen zwei weitere Dinge Beachtung finden,
sollte das kommunale Problemlösungspotenzial tatsäch-
lich möglichst effektiv genutzt werden. 

Erstens sind neben der Durchführungskompetenz auch
in weit stärkerem Maße als bisher Entscheidungs- bzw.
Regelungskompetenzen zu dezentralisieren. Nur durch
dezentrale Experimente und passgenaue Lösungen lässt
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sich der Vielschichtigkeit von Arbeitslosigkeit und Armut
begegnen und institutioneller Wettbewerb nutzen. Ein
enges Korsett aus zentralen Regelungen steht dem von
Anfang an im Wege. So entpuppt sich auch das im SGB
II verankerte Optionsgesetz bei genauerem Hinsehen als
Mogelpackung. Selbst wenn sich die optierenden Kom-
munen mit aller Kraft um die nachhaltige Reintegration
der Langzeitarbeitslosen in reguläre Beschäftigungsver-
hältnisse bemühen wollen, ein echtes Experimentieren
um die besten Methoden wird aufgrund der rechtlichen
Regelungen schwer ermöglicht. Ebenso wie die Ar-
beitsagenturen sind die Kommunen in ihren Reintegra-
tionsbemühungen teilweise ganz erheblich auf die Mög-
lichkeiten des SGB III beschränkt, auf die in § 16 Abs. 1
SGB II verwiesen wird. Es wird sich erst noch zeigen
müssen, inwiefern § 16 Abs. 2 als Generalklausel taugt.
Auch haben sie nach wie vor keinen Einfluss auf die kon-
krete Gestalt der individuellen Transferleistungen wie de-
ren Höhe oder die relevanten Hinzuverdienstmöglichkei-
ten, und auch im Bereich von Sanktionen verhindern zen-
trale Vorgaben teilweise individuelle Maßnahmen. Auf
diese Weise ist es nicht möglich, in dezentralen Experi-
menten nach den besten Methoden im Kampf gegen Ar-
beitslosigkeit und Armut zu suchen und Leistung und
Gegenleistung bzw. Fördern und Fordern entsprechend
den individuellen Erfordernisse, die sich durch persönli-
che Merkmale sowie örtliche Gegebenheiten bestimmen,
auszutarieren. Bei den Arbeitsgemeinschaften von Kom-
munen und Bundesagentur für Arbeit von institutionellem
Wettbewerb zu sprechen, ist ohnehin unsinnig. Nach wie
vor und trotz jüngster Modifikationen dominieren dort
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faktischer Zentralismus, Doppelzuständigkeiten und
Kompetenzchaos.

Zweitens und nicht weniger wichtig als die erforderli-
chen Gestaltungsfreiräume auf der Leistungsseite sind
die Zuteilung einer anreizkompatiblen dezentralen
Finanzierungsverantwortung auf der Ausgabenseite
sowie die zugehörige Autonomie und Flexibilität auf der
Einnahmenseite. Nur wenn den Kommunen eine spürba-
re Kostenbeteiligung zugewiesen ist, haben sie optima-
le Anreize, die übertragenen Aufgaben möglichst effizi-
ent zu erfüllen; eine zentrale Beteiligung an den
Ausgaben sollte allenfalls in pauschalierter Form erfol-
gen und nicht allzu hoch ausfallen. Zudem muss man
den Kommunen, wenn sie sich schon auf der Ausgaben-
und Leistungsseite im Wettbewerb stellen und ver-
gleichen sollen, die Möglichkeit einräumen, auch auf der
Einnahmenseite autonomer und flexibler wirtschaften zu
können als bisher. Könnte es gelingen, Einnahmen-,
Ausgaben- und Aufgabenkompetenzen im erforderli-
chen Maße an die dezentrale Ebene abzutreten, so wäre
im Ergebnis mit einem innovativen Experimentieren um
die besten Methoden im Kampf gegen Arbeitslosigkeit
und Armut zu rechnen; dezentrale Strukturen mit den
Möglichkeiten, unterschiedliche Wege zu beschreiten
und spezifische Gegebenheiten zu berücksichtigen, fun-
gierten als Entdeckungsverfahren. Die Erfordernis einer
differenzierten Ausgestaltung und Handhabung der
staatlichen Grundsicherung, regional unterschiedliche
Präferenzen sowie die Hoffung auf mehr Innovation und
weniger Politikversagen sprechen somit für eine umfas-
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sende Dezentralisierung der entsprechenden Kompe-
tenzen.176 Die Realität sieht jedoch anders aus.

4.8 „Ein-Euro-Jobs“ und Mindestlohndebatte

Mit Hartz IV sollen für Langzeitarbeitslose möglichst
rasch bis zu 600.000 Arbeitsgelegenheiten für zusätzli-
che gemeinnützige Arbeiten gemäß § 16 Abs. 3 SGB II
geschaffen werden. Die auf diese Weise beschäftigten
Transferempfänger erhalten zusätzlich zu ihrem Arbeits-
losengeld II eine Mehraufwandsentschädigung, i.d.R.
zwischen einem und zwei Euro pro Arbeitsstunde (daher
der von den Medien rasch etablierte Namen „Ein-Euro-
Jobs“).177 Vor einem breiten Einsatz dieser neuen Form
von ABM kann nur gewarnt werden. Erstens wird eine
längere Beschäftigung in derartigen Jobs von potenziel-
len Arbeitgebern oftmals als negatives Signal gewertet,
generiert Locking-in-Effekte und steht so einer erfolgrei-
chen Reintegration in ein reguläres Beschäftigungsver-
hältnis im Wege. Zweitens besteht chronisch die Gefahr,
dass reguläre Beschäftigung durch die „Ein-Euro-Jobs“
verdrängt wird, zumal für die Träger stets die Versuchung
besteht, Leistungen regulärer Arbeitskräfte durch die Zu-
satzjobs abzudecken. Drittens kann es ökonomisch nicht
sinnvoll sein, dass „Ein-Euro-Jobs“ aufgrund der Trans-
ferentzugsrate von null in weiten Einkommensbereichen
deutlich attraktiver sind als ein regulärer Hinzuverdienst
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Fricke (2004).

177  Im Juni 2005 befanden sich rund 200.000 Personen in derar-
tigen Arbeitsgelegenheiten.



zur Grundsicherung oder – gerade für größere Haushalte
– dass durch den Bezug von Arbeitslosengeld II und
„Ein-Euro-Job“ ein verfügbares Einkommen erwirtschaf-
tet werden kann, das die Aufnahme einer regulären Be-
schäftigung noch unattraktiver erscheinen lässt, als es
für manche Haushalte ohnehin schon ist.178 Als geeigne-
ter Einstieg in reguläre Arbeit können „Ein-Euro-Jobs“
somit nicht angesehen werden. Die Gefahr des Verhar-
rens im Transferbezug und das Risiko des Ver_drängens
ist unverhältnismäßig hoch. Schließlich bergen staatliche
Beschäftigungsprogramme, die den Teilnehmern gegen-
über den reinen Transferleistungen zusätzliches verfüg-
bares Einkommen garantieren, stets die Gefahr, dass
Lohnverhandlungen seitens der Gewerkschaften aggres-
siver geführt werden und der Druck, die Löhne hinei-
chend zu flexibilisieren, abnimmt.

Vor dem Hintergrund der vorherrschenden Probleme ins-
besondere im Bereich geringqualifizierter Arbeit er-
scheint all dies höchst problematisch. Als ökonomisch
geradezu pervers müssen daher auch die aktuellen Über-
legungen zur Einführung gesetzlicher Mindestlöhne be-
zeichnet werden. Allgemeinverbindlich erklärte Tarifmin-
destlöhne richten schon genug Schaden an. Eine der
Hauptursachen der Arbeitslosigkeit unter Geringqualifi-
zierten liegt nun einmal darin, dass die Löhne vielfach zu
hoch und zu unflexibel sind; Menschen mit geringer Pro-
duktivität haben schon heute häufig kaum eine Chance,
eine Beschäftigung zu finden. Staatlich verordnete
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Cichorek/Koch/Walwei (2005).



Mindestlöhne sind ökonomisch unsinnig, verringerten sie
doch für diese Personengruppen die Beschäftigungs-
möglichkeiten weiter. Erforderlich ist mehr Lohnflexibilität
nach unten, gerade bei einfachen Tätigkeiten. Nur die
dümmsten Bauern erhöhen den Verkaufspreis, wenn sie
befürchten, auf ihren Kartoffeln sitzen zu bleiben. Mit
Mindestlöhnen Arbeitslosigkeit bekämpfen zu wollen, ist
maximaler Unfug. 

4.9 Ergebnis

Die Gesamtbewertung der jüngsten Reformen muss trotz
vereinzelter kleiner Schritte in die richtige Richtung groß-
teils negativ ausfallen. Oft genug wurde zwar vollmundig
angekündigt, um wie viel Hunderttausend oder Millionen
die Arbeitslosenzahlen durch die verschiedenen Maß-
nahmen sinken werden – passiert ist dies nie. Kein Wun-
der. Neuerungen, die auf Arbeitgeber- und/oder Arbeit-
nehmerseite durch pekuniäre Anreize die Arbeitslosigkeit
und Schwarzarbeit verringern sollen, leiden allesamt an
schwerwiegenden handwerklichen Fehlern und sind auf-
grund der zu erwartenden Mitnahme-, Verdrängungs-
und Substitutionseffekte als fiskalisch und beschäfti-
gungspolitisch riskant einzustufen. Darüber hinaus fehlt
es bislang an der erforderlichen Absenkung der An-
spruchslöhne insbesondere für Geringqualifizierte und
Langzeitarbeitslose sowie einer merklichen Modifizierung
der anreizinkompatiblen Transferentzugsraten. Zudem
sind arbeitsmarkt- und sozialpolitische Grundtendenzen
offensichtlich, die als sehr bedenklich einzustufen sind.
So wird mit den Reformen nicht der Weg geebnet für
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mehr Markt, mehr Wettbewerb und dezentrale, individu-
elle Lösungen gerade für die Problemfälle. Vielmehr
zeichnet die jüngere Entwicklung ein Mehr an Staat bzw.
staatlich veranstaltetem Wettbewerb zu Lasten privaten
Wettbewerbs und eine zunehmende Zentralisierung von
Verantwortung aus. Alles in allem stellen die Reformen
keine Verbesserung der vormaligen rechtlich-institutio-
nellen Regelungen dar und sind nicht geeignet, die Ar-
beitslosigkeit nachhaltig zu reduzieren. Gesetzliche Min-
destlöhne würde dem Ganzen die Krone aufsetzen.
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5 Mehr Markt, weniger Zentralismus –
ein Reformvorschlag

Die entscheidenden Konstruktionselemente und Mo-
dalitäten der Arbeitslosenversicherung und Sozialhilfe
weisen schwerwiegende Mängel auf. Es muss davon
ausgegangen werden, dass diese erheblich dazu beitra-
gen, arbeitsmarktliche Anpassungsmechanismen zu
blockieren, und mit verantwortlich zeichnen für die im
Laufe der Jahre gestiegene und verfestigte Arbeitslosig-
keit in Deutschland. Umfassender Reformbedarf ist of-
fensichtlich. Die diesbezüglichen Reformen der jüngeren
Vergangenheit im Rahmen des Job-AQTIV-Gesetzes, der
Hartz-Gesetze bzw. Agenda 2010 stellen keine geeigne-
ten Modifikationen dar, die unbefriedigende Situation auf
dem Arbeitsmarkt nachhaltig zu entspannen. Daher wird
als Reformvorschlag nachfolgend ein integratives Kon-
zept vorgestellt, das sich durch eine klare ordnungspoliti-
sche Linie auszeichnet, jedoch in den Details bewusst
Raum für alternative Konkretisierungen belässt.179

5.1 Reform der Arbeitslosenversicherung –
Teamwork von Staat und Markt

Eine wesentliche Aufgabe einer Arbeitslosenversicherung
in Zeiten sektoraler Strukturbrüche und einer schrumpfen-
den Nachfrage nach einfacher Arbeit hat darin zu bestehen,

179 Ausführlicher dazu siehe von Berchem (2005, S. 263 ff.),
Berthold/von Berchem (2005a und 2005b) und Berthold/von
Berchem (2004a).



Arbeitslose zu räumlicher, sektoraler und beruflich-qualifi-
katorischer Mobilität anzuhalten. Darüber hinaus sollte der
Schutz individueller als bisher gestaltet sein, und nicht alle
Leistungen, die bisher Bestandteil der Versicherung waren,
sind auch sinnvoll. Gerade im Bereich aktiver Arbeitsmarkt-
politik erfüllt der Staat Aufgaben, die in einem kompetitiven
Umfeld besser angeboten werden könnten. Außerdem sind
Frühverrentungsmaßnahmen und familienpolitisch moti-
vierte Umverteilungen nicht länger über die Arbeitslosen-
versicherung abzuwickeln, sondern sofern als notwendig
erachtet aus dem Steueraufkommen zu finanzieren.

5.1.1 Das obligatorische Grundpaket

Alle Arbeitnehmer müssen bei der staatlichen Arbeitslo-
senversicherung einen Kontrakt abschließen. Bestandteile
der individuellen Kontrakte sind ein für alle verpflichtendes
Grundpaket sowie entsprechend der individuellen Präfe-
renzen der Versicherten zusätzliche Wahlpakete. Kernele-
ment des Grundpaketes ist neben dem Arbeitslosengeld
ein Anspruch auf Beratungs- und Vermittlungsaktivitäten.
Das Arbeitslosengeld, auf das der Arbeitnehmer im Grund-
paket einen Anspruch erwirbt, orientiert sich in seiner
Höhe am hypothetischen Sozialhilfeanspruch180 des be-
treffenden Haushalts. Diese Mindestsicherung in Höhe des
Existenzminimums ist notwendig, um zu verhindern, dass
einzelne Individuen trotz Arbeit keinen Beitrag für ihre
finanzielle Absicherung leisten und im Schadensfalle unter
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fänger; auf den Begriff „Arbeitslosengeld II“ kann nachfolgend
daher verzichtet werden.



Umständen sofort der steuerfinanzierten Sozialhilfe zur
Last fallen. Eine Verpflichtung zu einer höheren Absiche-
rung kann ökonomisch kaum begründet werden.

Da gerade die Dauer der Transfergewährung das Verhalten
der Individuen beeinflusst, wird vorgeschlagen, diese auf
zwölf Monate zu begrenzen. Danach sind Arbeitslose bei
Bedürftigkeit auf die Sozialhilfe zu verweisen. Neben dem
fundamentalen, auf ein Jahr beschränkten Anspruch auf
Arbeitslosengeld enthält das Grundpaket der Versicherung
einen Anspruch auf Beratung und Vermittlung. Diese Auf-
gabe wurde in der Vergangenheit vornehmlich von den Ar-
beitsagenturen übernommen, alles andere als erfolgreich.
Zwar ist ein staatlicher Rahmen bei der Versicherung ge-
gen das Risiko Arbeitslosigkeit erforderlich; gerade was
die Umsetzung aktiver Hilfestellungen auf dem Weg zu-
rück in Arbeit angeht, ist jedoch nicht ersichtlich, warum
dies von staatlichen Stellen am besten erledigt werden
sollte. Vielmehr lässt eine zwangsweise staatliche Umset-
zung Raum für politisch motivierte Manipulationen und
schafft aufgrund fehlenden Wettbewerbs Trägheiten und
Ineffizienzen. Es gibt keinen Grund, privaten Anbietern von
Beratungs- und Vermittlungsleistungen die Chance zu ver-
wehren, ihre Qualitäten auf diesem Felde umfassend unter
Beweis zu stellen, zumal es deutliche Anzeichen für ihre
Überlegenheit diesbezüglich gibt. Wettbewerb und eine
erfolgsabhängige Entlohnung bewirken hier Wunder.

Diesen für eine erfolgreiche Aufgabenerfüllung notwendi-
gen Elementen gilt es Rechnung zu tragen. Die staatlich
organisierte Arbeitslosenversicherung nimmt daher nicht
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selbst die Beratungs- und Vermittlungsfunktion wahr, son-
dern gibt Gutscheine an die Arbeitslosen aus, die diese an
einen Leistungsanbieter ihrer Wahl weiterreichen können.
Potenzielle Leistungsanbieter sind private Vermittler, die
Arbeitsagenturen und Kommunen. Die Gutscheine können
bei einer erfolgreichen und nachhaltigen Vermittlung von
dem beauftragten Anbieter bei der Arbeitslosenversiche-
rung eingelöst werden. Zwischen privaten Anbietern, Ar-
beitsagenturen und Kommunen wird ein intensiver Wett-
bewerb um die erfolgreichsten Methoden entfacht; ineffizi-
ente Anbieter werden sich in einem System, in dem nur er-
folgreiches Arbeiten entlohnt wird, nicht halten können.
Um größere Mitnahmeeffekte und „windfall profits“ zu ver-
meiden, darf der Wert der Gutscheine zu Beginn der Ar-
beitslosigkeit nicht allzu hoch sein. Da eine möglichst
rasche Beratung und Vermittlung stets angestrebt bleiben
soll, darf der Wert auf der anderen Seite jedoch nicht so
niedrig ausfallen, dass sich keine Leistungsanbieter mehr
auf dem Markt bereit erklären, Beratungs- und Vermitt-
lungsaktivitäten aufzunehmen. Um zu verhindern, dass ein
„Rosinenpicken“ stattfindet und die schlechteren Risiken
lediglich in die Sozialhilfe durchgereicht werden, muss sich
die Höhe der Erfolgshonorare nach der Schwere der Fälle
richten. Qualifikation, Alter, Herkunft, bisherige Erwerbs-
biographie, Dauer der Arbeitslosigkeit vor Vermittlungsbe-
ginn u.v.m. sollten sich in der Vermittlungsprämie wieder-
finden. Auch durch diese Differenzierung lassen sich Mit-
nahmeeffekte gering halten.181
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soll, siehe Berthold/von Berchem (2002a, S. 86).
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Gestattet man den Arbeitslosen, eine gewisse Zeit lang
den Gutschein nicht weiterzureichen und selbständig ei-
nen Job zu suchen, und setzt man darüber hinaus die
Anreize so, dass sich dies für den Betroffenen lohnen
kann, so ist damit zu rechnen, dass ein Großteil der nur
kurzzeitig Arbeitslosen den Gutschein nicht zum Einsatz
bringt und daher auch keine Erfolgsprämien für Be-
ratungs- und Vermittlungsaktivitäten fällig werden.
Denkbar wäre etwa, in einem solchen Fall den Arbeit-
nehmer in der Folge im Rahmen einer individuellen Bei-
tragsberechnung günstiger einzustufen, als dies bei län-
gerer Arbeitslosigkeit und bei „Fremdvermittlung“ der
Fall wäre. Reichen Arbeitslose den Beratungs- und
Vermittlungsgutschein innerhalb einer angemessenen
Frist – zum Beispiel innerhalb eines Monats – überhaupt
nicht weiter und beschaffen sich auch nicht selbständig
eine neue Stelle, obliegt es der Versicherung, einen
Anbieter mit der Vermittlung zu beauftragen, wobei die
Annahme eines solchen Auftrages nur für die Kommun-
en verpflichtend sein sollte, die im entsprechenden Fall
in Zukunft für die Sozialhilfe verantwortlich wären.182

Lehnen Arbeitslose zumutbare Arbeiten ab, die ihnen
vermittelt werden, ist ihnen das Arbeitslosengeld dauer-
haft zu kürzen bzw. bei wiederholten Verfehlungen ganz
zu streichen. Die Vermittler haben in einem solchen Fall,
den sie der Versicherung melden und nachweisen müs-

182 Das Reformkonzept beinhaltet konkrete Vorschläge zur Re-
form der Sozialhilfe. Demnach hat die Sozialhilfe in weitaus
stärkerem Maße als bisher in dezentraler, kommunaler Ge-
samtverantwortung zu erfolgen; vgl. Abschnitt 5.2.



sen, ein Anrecht auf eine Erfolgsprämie zweiten Grades.
Diese Prämie, die sie dann statt der regulären Erfolgs-
prämie erhalten, sollte kleiner als die mögliche reguläre
Erfolgsprämie sein, auf der anderen Seite muss sie aber
größer sein als der (noch zu erzielende) fixe Prämien-
anteil, um eine Meldung im Vergleich zur Nichtmeldung
eines Fehlverhaltens der Arbeitslosen für die Vermittler
ökonomisch sinnvoll zu machen. 

5.1.2 Die Finanzierung des Grundpaketes

Finanziert wird das Grundpaket wie bisher auch über
Beiträge. Da die Gewerkschaften durch ihr lohnpoliti-
sches Verhalten das Ausmaß der Arbeitslosigkeit ent-
scheidend mit beeinflussen, sollten neben den Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern idealerweise auch sie durch
Beitragszahlungen an der Finanzierung beteiligt werden.
Innerhalb der jeweiligen Gruppe ist darüber hinaus dafür
zu sorgen, dass die Beiträge stärker äquivalenzorientiert
ausgestaltet sind. Die gewerkschaftliche Zuschusspflicht
würde die lohn- und tarifpolitischen Verfehlungen der
Gewerkschaften in Grenzen halten. Wären darüber hin-
aus die gewerkschaftlichen Beiträge nach Unternehmun-
gen, Sektoren und Regionen differenziert sowie an lohn-
und tarifpolitisches Fehlverhalten gekoppelt, so würde
auf diese Weise die Budgetrestriktion der Gewerkschaf-
ten nachhaltig gehärtet. Die Anreize gingen zurück, eine
Lohn- und Tarifpolitik zu fahren, die unternehmerische,
sektorale und regionale Besonderheiten nur unzurei-
chend berücksichtigt. Die Schwierigkeiten, die mit der
Umsetzung eines solchen Schrittes verbunden sind, wer-
den nicht verkannt. Im Übrigen entsteht zusätzlicher
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Druck auf die Gewerkschaften, ihr „Moral Hazard“-Ver-
halten einzuschränken, wenn es spürbare Rückkopplun-
gen zwischen individueller Schadenshäufigkeit/-höhe
und individueller Prämie bei Arbeitnehmern und Unter-
nehmungen gibt. Wird eine direkte Beteiligung der Ge-
werkschaften an der Finanzierung der Arbeitslosenver-
sicherung als nicht realisierbar angesehen, so bleibt im-
mer noch dieser Weg, die Mitverursacher der Beschäfti-
gungsmisere zu disziplinieren.

Sind die Arbeitgeberbeiträge wie gegenwärtig als einheit-
licher Prozentsatz des beitragspflichtigen Arbeitseinkom-
mens der Versicherungspflichtigen konzipiert, so erfolgt
eine massive Subventionierung derjenigen Branchen,
Sektoren und Unternehmen, die höhere Kosten in Form
von häufigen oder lange währenden Zahlungen von Ar-
beitslosengeld verursachen, durch solche Branchen,
Sektoren und Unternehmen mit unterdurchschnittlicher
Kostenverursachung. Das Ausmaß derartiger Quersub-
ventionierung in Deutschland ist beachtlich, die allokati-
ven Verzerrungen demnach ebenso. Die Unternehmen
fällen aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ineffiziente Ent-
lassungsentscheidungen, Lohn- und Preisstrukturen
werden systematisch verzerrt und spiegeln nicht die tat-
sächlich verursachten Kosten der Produktion wider,
Wettbewerb und struktureller Wandel geraten unweiger-
lich in Mitleidenschaft.183 Dies mag den Gesetzgeber in
den USA dazu bewogen haben, ein „experience rating“
in das System der Arbeitslosenversicherung einzuführen.
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Genosko/Hirte/Weber (1998).
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Dieses sieht vor, dass die von den Arbeitgebern zu ent-
richtenden Beiträge an die Inanspruchnahme der Ar-
beitslosenversicherung durch ihre (ehemaligen) Mitarbei-
ter gekoppelt sind. Auch für Deutschland wäre eine sol-
che Verknüpfung ökonomisch sinnvoll. Auf diese Weise
stärker differenzierte branchen-, sektoren- bzw. unter-
nehmensspezifische Beitragssätze würden der exzessi-
ven Subventionierung niedergehender durch aufblühen-
de Unternehmen und Sektoren mit all den negativen allo-
kativen Begleiterscheinungen ein Ende bereiten, der
strukturelle Wandel würde beschleunigt. Allerdings wäre
die Einführung eines „experience ratings“ zusätzlich zum
gegenwärtigen strengen Kündigungsschutz wenig sinn-
voll, und nicht dazu geeignet, die bestehende mengen-
mäßige Unbeweglichkeit der Arbeit abzubauen. Der
Abbau des traditionellen Kündigungsschutzes ist daher
zwingend erforderlich. Darüber hinaus sind dezentrale,
betriebliche Lohn- und Tarifverhandlungen unabdingbar,
wenn in einem solchen System den Unternehmungen
und Arbeitnehmern in den niedergehenden Bereichen die
Möglichkeit eingeräumt werden soll, über differenzierte
und flexible Löhne Zeit zu kaufen, um sich besser an den
unvermeidlichen Strukturwandel anzupassen.184

Auch bei den Arbeitnehmern als Beitragszahlern gilt es,
den Äquivalenzgedanken zu stärken und dafür zu sorgen,
dass sich sowohl das individuelle Risiko als auch die
Bereitschaft des Einzelnen, den Schaden möglichst gering
zu halten, in den Beiträgen niederschlägt. Eine Klassi-

184 Vgl. dazu Berthold/von Berchem (2002a, S. 89 ff.).



fizierung der Einzelrisiken ist bis zu einem gewissen Grad
durchaus möglich und ökonomisch sinnvoll. Dabei können
gemäß dem sozialstaatlichen Solidaritätsprinzip unverän-
derbare Bestimmungsgrößen der individuellen Risiken wie
Alter, Herkunft oder Geschlecht generell durch Beiträge,
die von diesen Merkmalen abstrahieren, wegtypisiert und
von allen Versicherten gemeinsam getragen werden.
Damit die Beiträge jedoch die gewünschte Lenkungs- und
Anreizwirkung entfalten können, müssen sich grundsätz-
lich beeinflussbare risikobestimmende Merkmale wie
Beruf, Branche, Sektor, Region, Qualifikation etc. in den
Versicherungsprämien widerspiegeln. Zudem hat die indi-
viduelle Beitragsberechnung dynamisch zu erfolgen.
Analog einer Kfz-Versicherung, in der unfallfreies Fahren
durch geringere Beiträge belohnt wird, sollten auch in der
Arbeitslosenversicherung die Beiträge geringer werden, je
länger der Versicherte keinen „Unfall“ hatte; Qualifizie-
rungsmaßnahmen und Weiterbildung sollten sich günstig
auf die Höhe der zu entrichtenden Beiträge auszahlen. Auf
diese Weise werden Anreize geschaffen, das eigene Risiko
zu verbessern bzw. Schaden möglichst zu vermeiden. 

Da sich jeder Arbeitnehmer zumindest im Umfange dieses
Grundpaketes versichern muss und die Lenkungs- bzw.
Anreizwirkung jeden erfassen soll, ist eine Kompression der
Prämienvariation sowohl nach unten als auch nach oben
erforderlich. Auch können jedwede Bonus-Malus-Systeme
auf der Beitragsseite die Anreize zum Wiedereintritt in das
Arbeitsleben reduzieren, wenn die zu erwartende Prämie
bei einer Wiederbeschäftigung allzu sehr steigt; dies würde
insbesondere die Reintegration von Langzeitarbeitslosen
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erschweren. Eine Arbeitslosenversicherung kann letztlich
keine lupenreine Versicherung sein. Eine streng risikoäqui-
valente Kalkulation ist aufgrund der hohen Verbundenheit
der Einzelrisiken und potenziellen Beeinflussung der indivi-
duellen Schadenswahrscheinlichkeit und -höhe durch die
Versicherten selbst sowie Dritte nicht möglich. Darüber hin-
aus würden die erforderlichen Unsicherheitszuschläge in
Verbindung mit den versicherungstechnischen Abwehr-
maßnahmen gegen „Moral Hazard“ und „Adverse Selec-
tion“ für einen Großteil potenzieller Versicherungsnachfra-
ger zu prohibitiv hohen Beiträgen führen, sofern überhaupt
eine Absicherung angeboten würde.185

Ziel der staatlichen Arbeitslosenversicherung muss daher
sein, durch differenzierte Beiträge einen spürbaren
Zusammenhang zwischen individuellem Risiko/Verhalten
und Prämie herzustellen, ohne dabei das Spezifische bei
der Versicherung des Risikos Arbeitslosigkeit zu missach-
ten. Der Staat als Mitverursacher von Arbeitslosigkeit bleibt
in der Verantwortung, sämtliche Risiken haben Anreize zur
Schadensminimierung, der ökonomisch sinnvolle Schutz
vor den materiellen Risikofolgen von Arbeitslosigkeit ist
gewährleistet. Ferner lässt sich das korrigierende und dis-
ziplinierende Potenzial von Mehrperiodenverträgen in vol-
lem Umfange abrufen, wenn sowohl Versicherungszwang
besteht als auch kein Wechsel der Versicherung möglich
ist. Die Besonderheiten der Versicherung des Risikos indi-
vidueller Arbeitslosigkeit schaffen die entsprechenden Not-
wendigkeiten. Die verbleibende interpersonelle Umver-
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individueller Arbeitslosigkeit Berthold/von Berchem (2004a).



teilung zwischen verschiedenen Risikogruppen durch den
Versicherungszwang und die komprimierte Prämienstruk-
tur lässt sich nicht nur als verteilungspolitisch gewollt und
somit ökonomisch akzeptabel interpretieren, auch ist auf-
grund der enormen Risikointerdependenzen ohnehin keine
eindeutige Risiko- und damit Prämieneinschätzung mög-
lich. Schließlich kommt noch Folgendes hinzu: Verpflichtet
sich die Versicherung vertraglich dazu, einen bestimmten
Anteil der individuellen Prämienleistung zu akkumulieren,
zu verzinsen und am Ende der Vertragsdauer die aufgelau-
fene Summe auszuzahlen – wobei die individuell zurück-
gezahlte Summe um etwaige ausgezahlte Arbeitslosengel-
der und Gutscheinbeträge verringert wird –, so lassen sich
auf diese Weise nicht nur Anreize für die Versicherten
generieren, versicherungsrelevanten Schaden möglichst
gering zu halten, sondern es würde dadurch auch ein
Großteil der ohnehin schwer zu definierenden Umver-
teilung durch Versicherungszwang und komprimierte
Prämienstruktur ex post wieder rückgängig gemacht.186

5.1.3 Wahlpakete: Vieles ist möglich, 
doch alles hat seinen Preis

Wie in anderen Zweigen der sozialen Sicherung sollte
auch in der Arbeitslosenversicherung den Arbeitnehmern
mehr Eigenverantwortung und Individualität zugestanden
werden. Es sollte ihnen folglich freistehen, sich entspre-
chend individueller Präferenzen über das Grundpaket hin-
aus abzusichern bzw. Parameter des Grundpaketes in
eine bestimmte Richtung beitragswirksam zu verändern.
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Denkbar in diesem Zusammenhang ist eine Absicherung
mit einem höheren Arbeitslosengeld als im Grundpaket
verpflichtend vorgesehen. Auch sollte über das Zeitprofil
der Leistung nicht generell entschieden werden. Vielmehr
bietet es sich an, dem Versicherungsnehmer selbst eine
Wahlmöglichkeit zwischen zeitlich alternativ ausgestalte-
ten Leistungen zu belassen, denn die Versicherten werden
je nach individueller Risikoaversion und Arbeitsplatzrisiko
unterschiedliche Profile wählen wollen. Generelle oder an
bestimmte Tatbestände geknüpfte Karenzzeiten könnten
dem Versicherungsnehmer ebenso als Option eingeräumt
werden. Schließlich sollte es im Rahmen der Wahltarife
innerhalb einer gewissen Bandbreite möglich sein, für sich
individuelle Zumutbarkeitskriterien zu vereinbaren. Wer im
Rahmen dessen eben nicht jeden Arbeitsplatz akzeptieren
will, den er gemäß der Kriterien des Grundpaketes anneh-
men müsste, oder wer sich mehr Zeit lassen will, bis er ihn
annimmt, muss eben mit höheren Beiträgen rechnen.
Umgekehrt können gerade die schlechten Risiken ihre
Beiträge dadurch reduzieren, dass sie sich zu strengeren
Zumutbarkeitskriterien, zum Beispiel zu einem Höchstmaß
an regionaler und beruflicher Mobilität, verpflichten. Die
Arbeitslosenversicherung wird all diesen Wünschen mit
Wahltarifen, die gewünschte Leistung und individuelles
Risiko in zusätzlichen Beitrag umrechnen, entsprechen
müssen. Ein transparentes Beitrags-Leistungs-System ist
erforderlich. Eine beliebige Ausdehnung der maximalen
Bezugsdauer über die im Grundpaket vorgesehenen zwölf
Monate hinaus erscheint aufgrund der Gefahr einer
Verfestigung individueller Arbeitslosigkeit mit steigender
potenzieller Leistungsdauer problematisch. Vorgeschlagen
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wird daher, auch innerhalb der Wahlpakete den Bezug der
Leistung generell auf zwölf Monate zu beschränken. 

Das Grundpaket enthält außer Beratung/Vermittlung keine
Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik. Nicht nur, dass
sich die herkömmlichen staatlichen Maßnahmen eher als
schädlich erwiesen haben und die gesamtwirtschaftliche
Arbeitslosigkeit kaum ein Stück weit abbauen konnten; für
die Pflege ihres Humankapitals sind die Individuen vor allen
Dingen selbst verantwortlich. Es ist dies weder Aufgabe
des Staates, noch ist zu erwarten, dass er diese Aufgabe
besonders gut erfüllen kann. Den Arbeitnehmern sollte es
jedoch freistehen, sich gegen den Verlust an Qualifikation
zu versichern, sie müssen dann entsprechend ihres indivi-
duellen Risikos den adäquaten Beitragsaufschlag zu zahlen
bereit sein. Es wird vorgeschlagen, dass sich Arbeitnehmer
für unterschiedlich hohe Prämien einen Anspruch auf un-
terschiedlich wertvolle Qualifizierungsgutscheine ver-
sichern können. Im Schadensfall gibt die Versicherung den
von seiner Höhe durch die geleisteten spezifischen Beiträ-
ge definierten Gutschein an den Versicherten aus. Dieser
kann den Gutschein als Bezahlung an einen Anbieter von
Qualifizierungs- und Bildungsmaßnahmen weiterreichen,
von dem er sich entsprechend seiner Präferenzen und dem
aktuellen Bedarf an Qualifikationen den größten Nutzen
verspricht. Dabei sollte der Gutscheinbesitzer die freie Aus-
wahl zwischen den Angeboten aller (zertifizierten) Anbieter
von Fort- und Weiterbildung haben: Arbeitsagenturen,
Kommunen und private Anbieter. Da Arbeitnehmer einen
solchen Gutschein durch einen erhöhten Beitrag selbst be-
zahlen müssen, ist zu erwarten, dass sehr genau darauf
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geachtet wird, welche Maßnahme welchen Trägers für wel-
chen Typ Arbeitnehmer überhaupt Aussicht auf Erfolg hat.
Kostentransparenz und direkte Kostenbeteiligung führen in
diesem Falle unweigerlich zum kritischen Markttest. 

Insgesamt kann durch eine neue Form der Arbeitslosen-
versicherung, in der durch differenzierte Beiträge und Wahl-
freiheit in der Tarif- und Leistungsgestaltung den individuel-
len Präferenzen der Versicherten wesentlich stärker als bis-
her entsprochen wird, das Fehlverhalten von Arbeitneh-
mern, Arbeitgebern und Gewerkschaften erheblich verrin-
gert werden. Bei Beratung und Vermittlung sowie gegebe-
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nenfalls Qualifizierungsmaßnahmen legen Kostentranspa-
renz und Wettbewerb die erfolgreichsten Methoden frei und
lassen auf lange Sicht Anbieter vom Markt verschwinden,
die nicht konkurrenzfähig sind. Insbesondere von den Kom-
munen wäre innovatives Engagement zu erwarten, sie hät-
ten einen starken Anreiz, die Bezieher von Arbeitsosengeld
erst gar nicht zu Sozialhilfeempfängern werden zu lassen.
Die mögliche Erfolgsprämie und die eingesparte Sozialhilfe
sind Argumente genug. Private Anbieter, Arbeitsagenturen
und Kommunen kämpfen im vorgestellten Modell um
Marktanteile und Prämien, damit letztlich für mehr Beschäf-
tigung und weniger Arbeitslosigkeit. Der vorgestellte Re-
formvorschlag akzeptiert mögliche Effizienzverluste auf-
grund fehlenden Wettbewerbs nur in dem Bereich, in dem
wettbewerbliche Lösungen ohnehin nicht möglich er-
scheinen, dem Kerngeschäft der Versicherung der materiel-
len Risikofolgen individueller Arbeitslosigkeit nämlich. In
allen anderen Leistungsbereichen zielt der Vorschlag auf ei-
nen intensiven Wettbewerb um die erfolgreichsten Metho-
den ab. Im speziellen Fall der Arbeitslosenversicherung
scheint der Markt nicht ohne den Staat auszukommen; alle-
rdings lautet auch hier die dominante ordnungspolitische
Strategie: So viel Staat wie nötig, so viel Markt wie möglich. 

5.2 Reform der Sozialhilfe – Fördern und
Fordern in dezentraler Verantwortung

Es wird immer Arbeitnehmer geben, die so lange arbeitslos
bleiben, bis sie in die Sozialhilfe abgleiten, oder aber keinen
Anspruch auf die Versicherungsleistung haben. Es stellt
sich die Frage, wie die Sozialhilfe in Deutschland zu refor-
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mieren ist, um den Spagat bewerkstelligen zu können,
Bedürftigen nach wie vor eine angemessene Hilfe zu bieten
und Langzeitarbeitslosigkeit effektiv zu vermeiden.
Wenigstens drei Dinge weisen die notwendigen Reformen
in die richtige Richtung: Erstens muss weniger als bisher
das Nichtstun und viel mehr Arbeitseinsatz und En-
gagement belohnt werden. Die Anreize müssen so ver-
bessert werden, dass es sich für die Bezieher der Trans-
ferleistung lohnt, wieder möglichst rasch eine reguläre
Beschäftigung aufzunehmen; sie müssen arbeiten wollen.
Zweitens muss der zumindest in der Praxis faktisch oftmals
übliche Sozialhilfe-Schenkungsvertrag in einen funktionie-
renden und verbindlichen Tauschvertrag umgewandelt
werden. Unbedingte Voraussetzung für staatliche
Unterstützung sollte bei uneingeschränkt Arbeitsfähigen
deren deutliche Bereitschaft zur Arbeit sein; wer staatliche
Hilfestellungen erwarten möchte, wird folglich auch arbei-
ten bzw. zumindest den unmissverständlichen Willen zur
Arbeit zeigen müssen. Schließlich bedarf es drittens auf
den Arbeitsmärkten Rahmenbedingungen, die es auch
geringer qualifizierten Arbeitslosen ermöglichen, eine
reguläre Beschäftigung zu bekommen. Hier kann eine
reformierte Sozialhilfe einen wichtigen Beitrag leisten, dass
arbeitsfähige Sozialhilfeempfänger nicht nur arbeiten wol-
len und auch müssen, sondern dies auch möglichst im
regulären Arbeitsmarkt können. Die gesamte Förderung
und Forderung durch die Sozialhilfe hat dabei möglichst
individuell zurechtgeschnitten zu sein und regionale
Gegebenheiten zu berücksichtigen, um erfolgreich im
Kampf gegen Arbeitslosigkeit und Armut sein zu können. 
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5.2.1 Die Transferleistungen als Hilfe zur 
Selbsthilfe – Elemente einer 
grundsätzlichen Neuausrichtung

Verringerung der Transferentzugsraten 
bei Hinzuverdienst

Um die Arbeitsanreize von Beginn an zu steigern und auch
den schrittweisen Eintritt bzw. die Rückkehr in das gängi-
ge Erwerbsleben attraktiv zu machen, ist die Grenzbelas-
tung hinzuverdienten Arbeitseinkommens deutlich abzu-
mildern. Ein denkbarer Ansatz ist, lediglich die Hälfte des
Hinzuverdienstes auf die Transfers anzurechnen; auf einen
Basisfreibetrag könnte dabei ganz verzichtet werden. Aus
fiskalischen und allokativen Gründen erscheint es jedoch
geboten, eine derartige Verbesserung der Hinzuverdienst-
möglichkeiten nur zeitlich befristet zu gewähren. Denn eine
grundsätzliche und dauerhafte Herabsetzung der Transfer-
entzugsrate – dies käme der Einführung eines allgemeinen
Bürgergeldes sehr nahe187 – wäre selbst bei verminderten
Regelsätzen mit kaum tragbaren fiskalischen Kosten und
ungewissen Auswirkungen auf das Arbeitsangebot insge-
samt verbunden.188 Außerdem stellen dauerhaft großzügi-
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2001) und Institut für Weltwirtschaft (1996).

188 Eine erhebliche Anzahl bisheriger Steuerzahler würde zu
Transferempfängern, und es bestünde für Bezieher mittlerer
Einkommen mitunter der Anreiz, durch eine Verminderung des
Arbeitsangebotes in den Transferbereich zu gelangen. Für
eine umfassende Kritik an dem Konzept des Bürgergeldes
siehe zum Beispiel DIW (1994), Siebert/Stähler (1995),
Jerger/Spermann (1996 und 1999) sowie Berthold/Fehn/von
Berchem (2001, S. 119 f.).



gere Hinzuverdienstmöglichkeiten in der Sozialhilfe eine
nachhaltige Verbesserung der Rückfallposition der Ar-
beitsplatzbesitzer und Kurzzeitarbeitslosen dar und erhö-
hen den Druck auf die Löhne. Schließlich spricht noch
etwas für eine zeitliche Befristung der Vergünstigung: Es
soll den Hilfeempfängern eher als bisher ermöglicht wer-
den, marktverwertbares Humankapital „on the job“ zu bil-
den; sie sollen jedoch nicht nur die Möglichkeit dazu erhal-
ten, sie sollen auch verstärkt dazu angehalten werden. Der
Aufbau marktverwertbaren Humankapitals unterliegt
einem allmählichen Prozess während der Beschäftigung.
Daher ist es ökonomisch plausibel, die Transferentzugsra-
te nach Aufnahme einer Tätigkeit sukzessive von annah-
megemäß 50 % auf 100 % zu steigern. Die Beschäftigten
haben während dieser Zeit die Gelegenheit, sich im
Unternehmen zu profilieren und den Anstieg der Transfer-
entzugsrate mit Einkommenszuwächsen aufgrund zuneh-
mender Arbeitsproduktivität zu kompensieren.

Weiter wird vorgeschlagen, dass diese Hinzuverdienst-
möglichkeiten nur für eine Arbeitsaufnahme aus Arbeits-
losigkeit heraus sowie bei Bedürftigkeit gelten und
bereits Erwerbstätige nicht umfassen. Dies verhindert,
dass der Kreis derer, die Anspruch auf (ergänzende)
Sozialhilfe haben, unmittelbar größer wird und die erfor-
derlichen Ausgaben alleine dadurch ansteigen. Allge-
meine Lohnsubventionen, die generell im Bereich niedri-
gerer Einkommen zum Tragen kommen, sind wegen der
Weite des Einkommensintervalls, in dem Beschäftigung
subventioniert wird, zumindest ohne eine massive
Absenkung des Anspruchslohnes nicht finanzierbar.
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Darüber hinaus zieht der enorme Finanzierungsaufwand
allokative Verzerrungen nach sich, die unter Umständen
die Arbeitslosigkeit per Saldo vergrößern können.189 Um
Arbeitslosen auf diese Weise tatsächlich die Chance auf
eine nachhaltige Arbeitsmarktintegration in den regulären
Arbeitsmarkt zu geben, sollte die Transferentzugsrate
nach Beschäftigungsaufnahme nicht allzu schnell auf
100 % erhöht werden. Allerdings dürfen reguläre Jobs
ohne Sozialhilfeberechtigung im unteren Einkommens-
bereich nicht zu lange gegenüber Jobs mit ähnlichem
Markteinkommen, jedoch bei gleichzeitiger Sozialhilfe-
beanspruchung, diskriminiert werden. Angesichts dieser
gegenläufigen Effekte sollte die Transferentzugsrate bei
zusätzlich erzieltem Einkommen mit Beginn einer
Beschäftigung innerhalb von etwa zwei Jahren schritt-
weise auf 100 % gesteigert werden.190

Bei einer solchen Ausgestaltung ist nicht damit zu rech-
nen, dass Erwerbstätige mit geringerem Einkommen
absichtlich arbeitslos werden bzw. entsprechend lange
arbeitslos bleiben und damit unter Umständen beträcht-
liche Einkommenseinbußen in Kauf nehmen, nur um
dann für einen begrenzten Zeitraum in den Tarif hinzuver-
dienender Sozialhilfeempfänger wechseln zu können.
Dies dürfte für viele schon alleine aufgrund einer
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190 Der Reformvorschlag ähnelt in den Grundzügen dem
Vorschlag eines Einstiegsgeldes für Langzeitarbeitslose bzw.
einer „Targeted Negative Income Tax“, wie etwa von
Spermann (1995, 1996 und 1999) und Jerger/Spermann
(1997) postuliert. 



grundsätzlich vorgeschalteten Bedürftigkeitsprüfung
wenig attraktiv sein. Insgesamt verspricht eine so refor-
mierte Sozialhilfe eine wesentlich größere Bereitschaft
der Arbeitslosen, den Schritt in das reguläre Erwerbsle-
ben zu wagen und bietet ihnen die Möglichkeit, durch
sukzessive Gewinnung marktverwertbaren Humankapi-
tals ihre Arbeitsproduktivität zu steigern und ihre Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt entscheidend zu verbessern.
Gerade durch das Aufbrechen der „Armuts-“ bzw. „So-
zialhilfefalle“, das heißt des Einkommensbereiches ohne
bzw. ohne nennenswerte finanzielle Arbeitsanreize, bietet
sich für viele Arbeitslose eine echte Chance, auf Dauer
von staatlichen Sozialtransfers unabhängig zu werden
und an Selbstwertgefühl und Autonomie zu gewinnen. 

Absenkung der Regelleistungen 
für arbeitsfähige Transferempfänger

Um größere Beschäftigungsgewinne erzielen zu können,
bedarf die Sozialhilfe neben verbesserten Hinzuver-
dienstmodalitäten einer weiteren Änderung. So ist es un-
erlässlich, das Leistungsniveau für grundsätzlich arbeits-
fähige Transferempfänger generell abzusenken. Dies
wirkt nicht nur dem durch geänderte Anrechnungsmoda-
litäten möglicherweise auftretenden finanziellen Mehrbe-
darf entgegen, es ist dies aus wesentlich grundlegende-
ren Überlegungen heraus notwendig: Bei deutlich abge-
senkten Transferentzugsraten sind Transferempfänger
eher bereit, auch zu niedrigerem Lohn eine Beschäf-
tigung aufzunehmen, da das verfügbare Gesamteinkom-
men durch die Kombilohn-Wirkung der Sozialhilfe deut-
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lich über dem Arbeitseinkommen liegt; der für das
Arbeitsangebotsverhalten entscheidende faktische An-
spruchslohn wird indirekt abgesenkt. Da hierzulande das
durch die Regelleistungen der Sozialhilfe garantierte
Existenzminimum jedoch im Vergleich zum mittleren Er-
werbseinkommen relativ hoch ist, ist für arbeitsfähige
Transferempfänger mit starker Freizeitpräferenz eine
Arbeitsaufnahme mitunter nach wie vor wenig attraktiv,
zumal im präsentierten Reformvorschlag die Transferent-
zugsraten nicht dauerhaft deutlich unter 100 % liegen.
Darüber hinaus mag die nur temporäre Subvention nied-
riger Arbeitseinkommen, zudem nur bei Bedürftigkeit und
in der Regel nur für Langzeitarbeitslose gewährt, zwar
verhindern, dass zusätzlicher Druck auf die Löhne ent-
steht, wie dies bei generellen Subventionen im
Niedriglohnbereich der Fall wäre. Allerdings ist es für die
Entstehung geeigneter Jobs für Geringqualifizierte drin-
gend erforderlich, dass die Tarifvertragsparteien Lohn-
senkungen durch die Schaffung neuer Tariflohngruppen
ermöglichen und die Unternehmen bestehende, kaum
genutzte diesbezügliche Potenziale soweit wie möglich
nutzen. Beides wird gegenwärtig durch den faktischen
Mindestlohncharakter der Sozialhilfe verhindert. 

Die modifizierten Transferentzugsraten sorgen dafür,
dass sich die Aufnahme auch geringer bezahlter Jobs
und der schrittweise Wiedereintritt in das reguläre
Erwerbsleben lohnen, und sie signalisieren gleichzeitig,
dass die staatliche Unterstützung nicht als Dauerzustand
gedacht ist, sondern Bemühungen zu Humankapitalin-
vestitionen und Produktivitätsfortschritten vorausgesetzt
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werden. Damit tatsächlich Beschäftigungszuwächse im
relevanten Arbeitsmarktbereich möglich werden – sowohl
geeignete Jobs geschaffen werden können, als auch An-
reize vorhanden sind, solche Jobs anzunehmen –, muss
der Anspruchslohn für arbeitsfähige Transferempfänger
gesenkt werden. Auf diese Weise erhöhen sich nicht nur
Arbeitsbereitschaft und Suchanstrengung der Transfer-
empfänger, sondern es wird auch durch das dann eher
gewahrte Lohnabstandsgebot eine Auffächerung der
Lohnstrukturen nach unten leichter möglich als bisher.
Vorgeschlagen wird daher, die Regelsätze der Sozialhilfe
für uneingeschränkt arbeitsfähige Hilfeempfänger gene-
rell abzusenken.191 Es hat folglich eine klare Trennung
zwischen arbeitsfähigen und nicht arbeitsfähigen Trans-
ferempfängern zu erfolgen, lediglich für erstere sind die
garantierten Leistungen zu kürzen.

Verstärkte Gewährung von Transfers „in kind“

Die Modifizierung der Transferentzugsraten und die
Absenkung der Leistungshöhe für arbeitsfähige Hilfe-
empfänger hat zum Ziel, für diese Personen Anreize und
Möglichkeiten zur regulären Erwerbstätigkeit zu schaffen.
Bei Realisierung dieser Vorschläge ist jedoch verstärkt
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191 Es wird bewusst darauf verzichtet, konkrete Angaben zum
Umfang der Leistungsverringerung zu machen; relativ konkre-
te Vorstellungen darüber finden sich zum Beispiel bei Sinn
u.a. (2002). Im hier präsentierten Reformvorschlag entschei-
den letztlich die Kommunen über die genaue Höhe und
Zusammensetzung der Sozialhilfeleistungen (siehe dazu
Punkt 5.2.2.), so dass an dieser Stelle keine weiteren Angaben
sinnvoll sind.



damit zu rechnen, dass sich arbeitsfähige Sozialhilfe-
empfänger als arbeitsunfähig ausweisen werden. Zwar
kann eine Untersuchung zur Feststellung der Arbeits-
fähigkeit erfolgen, allerdings besteht ebenso wie bei der
Feststellung der Bedürftigkeit erhebliches Betrugs-
potenzial seitens der Hilfesuchenden. Ein Nachweis
falscher Angaben ist häufig schwer möglich. Mit Hilfe von
Sachtransfers, einer stärkeren Gewährung der Sozialhilfe
„in kind“, kann der Anreiz nicht bedürftiger bzw. arbeits-
fähiger Personen, ungerechtfertigt Sozialhilfe zu beantra-
gen bzw. sich als arbeitsunfähig auszugeben, entschei-
dend reduziert werden.192

Wird ein bedeutsamer Teil der Leistungen in Form von
Sachleistungen bereitgestellt und entsprechen Qualität
und Menge der Güter zwar den Bedürfnissen tatsächlich
bedürftiger Personen, jedoch nicht den Präferenzen un-
berechtigter Personen, so lassen letztere dieses Güter-
bündel eher außen vor und kaufen die gewünschte Quali-
tät und Menge lieber aus eigenen Mitteln. Geldtransfers
können von jedem nach Belieben verwendet werden, und
jedermann kann zusätzliches Geld gebrauchen; folglich
bewerben sich auch viele nicht bedürftige Personen für die
Geldleistungen und arbeitsfähige geben sich als nicht
arbeitsfähige Transferempfänger aus. Transfers „in kind“
schränken die Auswahlmöglichkeiten für die Empfänger
der Leistungen ein, was diese Form der staatlichen Hilfe
für die verschiedenen (potenziellen) Empfängergruppen
unterschiedlich wertvoll macht. Es können durch Sach-
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192 Vgl. dazu exemplarisch Blackorby/Donaldson (1988),
Besley/Coate (1991) und Feist/Thum (2000).



transfers also Fehlanreize verringert und der Missbrauch
der knappen Mittel reduziert werden. Der prozentuale
Anteil von Sachleistungen nimmt hierzulande im interna-
tionalen Vergleich nur einen geringen Anteil der Ausgaben
für Einkommensbeihilfen im Rahmen der Sozialhilfe ein.193

Eine Ausdehnung der Sachtransfers im Bereich der
Sozialhilfe, etwa eine verstärkte Bereitstellung von
Kleidung, Gebrauchs- und Verbrauchsgütern in Form von
Sachleistungen, ist daher wichtiger Reformbestandteil. 194

Reziprozität von Leistung und Gegenleistung

Die Modifizierung der Transferentzugsraten, eine Absen-
kung der Transferzahlungen an uneingeschränkt Arbeits-
fähige sowie eine verstärkte Hilfegewährung in Form von
Sachleistungen sind notwendige Schritte, bei Weitem
jedoch noch nicht hinreichend. Unbedingte Arbeitsbe-
reitschaft muss als Voraussetzung für staatliche Unter-
stützung eingefordert werden, auf der anderen Seite
muss das Bemühen des Einzelnen bestmöglich unter-
stützt und belohnt werden. Es muss eine neue Balance
gefunden werden zwischen Fordern und Fördern, um der
Sozialhilfe in der Bevölkerung wieder eine Akzeptanz zu
verschaffen als das, was sie eigentlich sein sollte: Eine
echte Hilfe zur Selbsthilfe, auf die sich jeder verlassen
kann, aber auf der sich keiner zu Lasten der anderen aus-
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193  Vgl. dazu etwa Feist/Thum (2000) und OECD (2001).

194  Es muss in praxi die Bereitstellung der Sachleistungen nicht
unmittelbar von staatlicher Stelle erfolgen. Gutscheinrege-
lungen, wie im Übrigen bereits für Asylbewerber angewendet,
oder auch elektronische Transfers in Form von Kreditkarten
wie in den USA erscheinen durchaus praktikabel. 



ruhen kann und die niemanden in Armut und Arbeitslo-
sigkeit gefangen hält. Ziel einer intelligenten Ausgestal-
tung der Sozialhilfe ist daher stets die schnellstmögliche
Beendigung der Bedürftigkeit der Transferempfänger. 

Ein unbedingt einzuhaltender Grundsatz ist dabei die un-
missverständliche Reziprozität der Hilfeleistungen des
Staates und der Kooperations- bzw. Arbeitsbereitschaft
der Hilfeempfänger. Leistung und Gegenleistung, Fördern
und Fordern sind Begriffspaare, die eine zielführende
Sozialhilfe dominieren müssen. Eine auf diesen Prinzipien
beruhende Sozialhilfe ist weit mehr als ein Selektions-
mechanismus, mit dessen Hilfe der Leistungsmissbrauch
reduziert und damit das Budget entlastet wird. Sie unter-
streicht die Eigenverantwortung der Hilfeempfänger und
stärkt ihre Fähigkeit, sich selbst zu helfen. Für tatsächlich
bedürftige und auf Hilfe angewiesene Personen bedeutet
eine Politik, die sich konsequent an dieser Maxime aus-
richtet, keine Schlechterstellung gegenüber der Sozial-
hilfepraxis der vergangenen rund 40 Jahre. Dem Steu-
erzahler führt sie ein investives und von Initiative gepräg-
tes System sozialer Sicherung vor Augen und rechtfertigt
den damit verbundenen finanziellen Aufwand.195

Der Grundsatz der Reziprozität von Leistung und
Gegenleistung hat dabei in jeder denkbaren Phase aus der
Bedürftigkeit heraus und in jedem Bereich staatlicher
Unterstützung Gültigkeit.196 Bei arbeitsvorbereitenden
und flankierenden Leistungen wie Schuldner- und
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195  Vgl. Feist/Thum (2000, S. 101).

196  Mit der staatlichen Unterstützung sollte dabei möglichst früh-



Suchtberatung, psychosozialer Betreuung, Qualifizie-
rungsmaßnahmen, staatlichen Beschäftigungsangeboten,
Maßnahmen zur Heranführung an den ersten Arbeitsmarkt
oder unmittelbaren Vermittlungs- und Eingliederungsbe-
mühungen – stets haben unmissverständliche und ver-
bindliche Absprachen über die Rechte, Pflichten und mög-
liche Sanktionen das Verhältnis zwischen staatlicher
Instanz und Individuum zu definieren. Der Staat ist dabei in
der Pflicht, bestmögliche Hilfestellung auf dem Weg
zurück in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis zu
gewähren. Dafür hat er das Recht, Hilfeempfänger bei
Missachtung der verbindlichen Absprachen konsequent
zu sanktionieren. Der Hilfeempfänger hat solange einen
Anspruch auf eine Hilfe zur Arbeit gemäß seinen
Fähigkeiten, solange er aktiv kooperiert. Wenigstens auf
diesem Felde und wenigstens formal scheint die Ent-
wicklung in die erforderliche Richtung zu gehen.

5.2.2 Die Regelungen und Durchführung im Detail –
das Potenzial dezentraler Kompetenzen

Wie genau die Balance zwischen Fordern und Fördern
auszusehen hat, kann niemand vorab mit Sicherheit
sagen. Allerdings ist es auch weder zweckmäßig noch
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zeitig begonnen werden. Frühzeitiges und intensives Profiling
schafft die Grundlage individueller, rechtzeitiger und erfolgver-
sprechender Interventionen und legt vorhandene Selbsthilfepo-
tenziale der Hilfesuchenden frei; vgl. Berthold/Fehn/von
Berchem (2001, S. 150 f.). Zudem ist der gewünschte Beschäf-
tigungseffekt einer aktivierenden Sozialpolitik – sofern die
Maßnahmen überhaupt erfolgversprechend sind – in der Regel
umso größer, je früher damit begonnen wird; vgl. beispielswei-
se Bolvig/Jensen/Rosholm (2003).



notwendig, ein verbindliches Bündel an Maßnahmen
zentral zu schnüren und flächendeckend in die Tat umzu-
setzen. Vielmehr sind den Kommunen bei der Ausge-
staltung der Hilfeleistungen weit mehr als bisher Ent-
scheidungs- und Handlungsspielräume einzuräumen.
Neben den unmittelbaren Hilfestellungen und aktivieren-
den Maßnahmen auf dem Weg zu regulärer Beschäfti-
gung betrifft dies auch die Ausgestaltung der Sozialhilfe
im engeren Sinne. Je nach örtlichen Gegebenheiten stellt
sich die Situation auf dem Arbeitsmarkt anders dar. Die
Chancen der Arbeitslosen, wieder einen Arbeitsplatz zu
finden, sind regional sehr verschieden, und gerade Ge-
ringqualifizierte und Langzeitarbeitslose weisen die
geringste räumliche Mobilität auf. Somit ist diese Gruppe
von Arbeitnehmern auch besonders auf die Funktions-
fähigkeit der lokalen Arbeitsmärkte angewiesen.197

Es macht daher ökonomisch wenig Sinn, die Höhe der
Leistung, die faktisch die Löhne nach unten zementiert,
auf Ebene des Bundes und der Länder zentral festzulegen.
Regelsätze und Mehrbedarfszuschläge gehören verstärkt
in den Entscheidungsbereich der Kommunen, zumal sich
neben den Gegebenheiten auf den Arbeitsmärkten auch
die Lebenshaltungskosten und damit die Bedarfssitu-
ationen regional unterscheiden. Auch die Gewichtung der
Transfers in Sach- und Geldleistungen sollte den Kommu-
nen überlassen sein. Nur so ist zu gewährleisten, dass die
Sozialleistungen einen gebührenden Abstand zu den vor
Ort erzielbaren Arbeitseinkommen halten und sich an den
örtlichen Lebenshaltungskosten orientieren können. Die
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Kommunen sollten ferner darüber bestimmen können, wie
genau die Transferentzugsrate im Zeitablauf zu gestalten
ist, welche Anforderungen an die Hilfeempfänger gestellt
werden und welche Sanktionen zu befürchten sind, wenn
Anforderungen nicht erfüllt werden. Im Experiment auf de-
zentraler Ebene wird in einem solchen System um die bes-
ten Strategien und Methoden gerungen werden, die Pro-
gramme können individuellen Gegebenheiten vor Ort und
Erfordernissen des Einzelfalles angepasst werden. Die Not-
wendigkeit der Differenzierung und die Vorteile eines insti-
tutionellen Wettbewerbs verlangen eine solche Lösung. 

Es obliegt dann auch den Kommunen zu entscheiden, wie
mit arbeitswilligen Personen zu verfahren ist, die trotz ver-
ringerter Regelleistungen und erst allmählich ansteigender
Transferentzugsraten den Schritt zurück ins reguläre
Erwerbsleben dennoch nicht schaffen. Zwar können die
Kommunen stets versuchen, die Produktivität und damit
die potenzielle Entlohnung eines Hilfeempfängers durch
Qualifizierungsmaßnahmen zu steigern. Es liegt in ihrem
Ermessen, die Dynamik der Transferentzugsraten im
Einzelfall so festzulegen, dass ein erfolgreicher Verbleib im
ersten Arbeitsmarkt möglichst wahrscheinlich ist. Auch
können durch temporäre Lohnkostenzuschüsse an Ar-
beitgeber die Einstiegschancen Langzeitarbeitsloser zu-
sätzlich erhöht werden. Es wird jedoch immer Menschen
geben, deren Leistungsfähigkeit trotz redlichen Eigen- und
Fremdbemühens dauerhaft stärker unter dem Durch-
schnitt liegt als die Sozialhilfe unterhalb des durchschnitt-
lichen Nettoeinkommens an Spielraum lässt. 



Eine generelle Absenkung der Regelleistungen für arbeits-
fähige Sozialhilfeempfänger mag diese Gruppe zwar ver-
kleinern, sofern sich die Absenkung der Sozialhilfe in einer
Auffächerung der Lohnstrukturen niederschlägt. Die
Ansätze temporär verringerter, nach Beschäftigungs-
aufnahme sukzessive steigender Transferentzugsraten
oder auch temporärer Lohnkostenzuschüsse beruhen
jedoch auf der Annahme, dass ein entscheidender Eng-
pass für fehlende Beschäftigung in mangelnden Arbeits-
anreizen und/oder einem Leistungsrückstand der
Geringqualifizierten liegt, der durch „training on the job“
korrigierbar ist. Internationale Erfahrungen zeigen zwar,
dass subventionierte Beschäftigungsverhältnisse gerade
auch für Individuen, die schwierig eine Arbeit finden kön-
nen, der Einstieg in ein stabiles, reguläres und nicht sub-
ventioniertes Beschäftigungsverhältnis sein können.198

Gleichwohl gibt es Fälle, wo extrem niedrige Fähigkeiten
sowie das fehlende Potenzial, Produktivitätsfortschritte zu
erzielen, einem Eintritt in ein Beschäftigungsverhältnis
entgegenstehen bzw. verhindern, dass das Auslaufen
einer Subvention durch steigende Entlohnung kompen-
siert werden kann. In solchen Fällen wäre folglich eine
zeitlich unbefristete Subvention erforderlich, um die dau-
erhafte Kluft zwischen Arbeitsproduktivität und zu zahlen-
dem Arbeitslohn auszugleichen und die Personen auf
diese Weise in Lohn und Brot zu halten. Soll aus bereits
genannten Gründen auf dauerhafte Lohnsubventionen
verzichtet werden, bleibt nur die Möglichkeit, arbeitsfähi-
gen Sozialhilfeempfängern im Zweifel eine staatliche,
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198 Vgl. exemplarisch Booth/Francesconi/Frank (2000) und
Gerfin/Lechner/Steiger (2002).



kommunale Beschäftigungsmöglichkeit anzubieten. Der
Lohn für eine solche Tätigkeit sollte so bemessen sein,
dass er für erwerbsfähige Hilfeempfänger ein angemesse-
nes Hilfeniveau gewährleistet und eine finanzielle
Besserstellung gegenüber der Untätigkeit darstellt.

Selbst bei einer deutlichen Absenkung der Regelleis-
tungen für arbeitsfähige Sozialhilfeempfänger muss
demnach niemand unter dem sozio-kulturellen Existenz-
minimum leben, sofern er bereit ist, eine Gegenleistung
im Rahmen öffentlich organisierter Beschäftigung zu
erbringen. Die Beschäftigungsmöglichkeiten im dritten
Arbeitsmarkt können folglich generell zur Überprüfung
der Arbeitsbereitschaft eingesetzt werden und dienen
nicht nur einer möglicherweise dauerhaften Beschäfti-
gung von Personen mit besonders geringen Qualifikatio-
nen bzw. Fähigkeiten. Das glaubhafte Anbieten von ver-
pflichtender Arbeit hat zweifelsohne selektive Wirkung.
Erfahrungsgemäß zwischen einem Viertel und einem
Drittel der arbeitsfähigen Sozialhilfeempfänger lehnen
trotz Belehrung über die Konsequenzen eine ihnen ver-
pflichtend zugewiesene zumutbare Arbeit ab, erscheinen
nicht zur Arbeit bzw. ziehen ihren Antrag auf Sozialhilfe
zurück.199 Es ist auch eine beträchtliche Kürzung der
Sozialleistungen für das Nichtstun nur dann möglich,
wenn bei Bemühungen seitens eines Transferempfängers
notfalls ein öffentlicher Job angeboten werden kann.
Allerdings ist dabei stets zu bedenken, dass staatliche
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199  Vgl. beispielsweise Hackenberg/Wagner (1996), Zimmermann
(1998), Feist (2000, S. 139), Fuchs/Spengler (1994, 1997 und
1999) und Fuchs/Troost (2001 und 2003).



leicht private Beschäftigung verdrängen kann. Zur Über-
prüfung der Arbeitsbereitschaft und Beschäftigung von
Personen, die bei gegebenen Lohnstrukturen nicht in den
ersten Arbeitsmarkt integriert werden können, sind daher
Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen, die keine
Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten privater Leistungs-
erbringer generieren.200

Letztlich muss im präsentierten Reformkonzept jede
Kommune selbst entscheiden, ob sie die Regelleistungen
für arbeitsfähige Transferempfänger so weit herabsetzt,
dass eine Job-Garantie bei Arbeitsbereitschaft erforderlich
wird. Denkbar ist auch, durch ein relativ hohes Leistungs-
niveau, das jedoch großteils in Form von Sachleistungen
gewährt wird, den Missbrauch der Sozialleistungen zu ver-
ringern und Arbeitsanreize zu stärken, ohne gleichzeitig
eine Beschäftigungsgarantie für geringqualifizierte Trans-
ferempfänger geben zu müssen. Die Kommunen müssen
schließlich ein Gesamtpaket an Maßnahmen schnüren,
das am besten zur vorherrschenden Situation vor Ort
passt. Auch bei den schwierigen Fällen ist alles daran zu
setzen, eine Chance im regulären Arbeitsmarkt zu finden.
Eine bloße Alimentierung für das Nichtstun oder eine Ver-
wahrung in künstlichen, mitunter perspektivlosen kommu-
nalen Beschäftigungsverhältnissen ist nicht fair den Be-
troffenen gegenüber, die im Regelfall nach Unabhängigkeit
und Eigenverantwortung streben. Folglich sollte bei allem
Tun eine Beschäftigung im ersten Arbeitsmarkt das Ziel
sein; der kommunale Beschäftigungssektor nach Mög-
lichkeit allenfalls als Übergangsarbeitsmarkt fungieren. 
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200 Vgl. dazu Bonin/Kempe/Schneider (2003).



5.2.3 Das Potenzial nutzen – dezentrale 
Finanzierung der Sozialhilfe

Damit das kommunale Problemlösungspotenzial tat-
sächlich in gewünschter Weise nutzbar wird, ist es erfor-
derlich, neben der Regelungs- und Durchführungskom-
petenz auch die Finanzierungskompetenz für diesen Po-
litikbereich auf anreizkompatible Art und Weise an die
Kommunen abzutreten. Eine zentrale Finanzierung hebelt
jeden Wettbewerb von vornherein aus und führt zur Ver-
schwendung von Ressourcen. Nur wenn Handlung und
Haftung bzw. Finanzierung nicht auseinanderfallen, ist
damit zu rechnen, dass die Konsequenzen der eigenen
Aktionen bei Entscheidungen hinreichend Berücksichti-
gung finden und nach den besten Methoden gesucht
wird. Fasst man das Verhältnis von Bund und Kommunen
als einfache Prinzipal-Agenten-Situation in der Form auf,
dass der Bund als Prinzipal die Kommunen als Agenten
mit der Verwaltung der Sozialhilfe beauftragt, besteht die
effiziente Lösung darin, den Agenten, d.h. den Kom-
munen, die volle Kostenverantwortung zu übertragen.201

Durch eine solche Regelung haben die Agenten optima-
le Anreize, die übertragenen Aufgaben möglichst effizient
und kostengünstig zu erfüllen. Jede Form einer zentralen
Beteiligung an den Ausgaben würde diese Anreize stören
und dezentrales „Moral Hazard“-Verhalten provozie-
ren.202 Je größer die Spielräume der Agenten bei der
Aufgabenerfüllung in dieser Situation sind, desto gewich-
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201 Für eine nähere Diskussion dazu vgl. Green/Mas-
Colell/Whinston (1995, S. 482 f.) und Huber/Lichtblau (1999). 

202 Vgl. Huber/Lichtblau (2002, S. 79).



tiger ist das Argument. Da die Kommunen im Bereich der
Sozialhilfe nicht lediglich Handlanger des Bundes sein
sollen, sondern in weit stärkerem Maße als bisher Gestal-
tungsfreiräume benötigen, ist eine dezentrale Finanzie-
rung unbedingter Bestandteil eines Reformkonzeptes,
das auf dezentrale Problemlösungskapazitäten und
Wettbewerb um die besten Methoden im Kampf gegen
Arbeitslosigkeit und Armut setzt.203 Jeder Euro, den die
Kommunen ausgeben, muss einen Teil ihrer Einnahmen
aufzehren, um einen möglichst effizienten Umgang mit
den Mitteln zu gewährleisten. Die erforderliche
Autonomie und Flexibilität auf der Einnahmenseite ließe
sich etwa durch die längst überfällige Abschaffung der
Gewerbesteuer und ein kommunales Hebesatzrecht auf
die Einkommen- und Körperschaftsteuer schaffen.204

5.2.4 Die Rolle der zentralen Ebene

Internationale Erfahrungen zeigen, dass eine umfassen-
de Dezentralisierung von Verantwortung keinesfalls auto-
matisch mit unliebsamen Wanderungsbewegungen („So-
zialtourismus“) und einem „Race to the Bottom“ auf der
Leistungsseite verbunden ist. Die USA und auch die
Schweiz sind hierfür ebenso unterschiedliche wie
instruktive Anschauungsobjekte. Die Politik sollte also
auch hierzulande den Mut aufbringen, die rechtlich-insti-
tutionellen Regelungen den ökonomischen Erfordernis-
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203 Vgl. dazu auch Berthold (2003, S. 26 ff.).

204 Vgl. ausführlich dazu Fuest/Huber (2001), BDI/VCI (2001),
Berthold/von Berchem (2002a, S. 120 ff.) und Huber (2003, S.
15 ff.).



sen anzupassen, zumal sich der theoretisch verbleiben-
den Restgefahr geeignete institutionelle Rahmenbedin-
gungen entgegensetzen lassen, ohne auf die Vorteile
dezentraler Lösungen verzichten zu müssen.205

Neben einer grundsätzlich ausgewogenen Balance zwi-
schen dem Einfordern gewisser Gegenleistungen von den
Transferempfängern und der anreizkompatiblen Förderung
von Arbeit bietet sich eine Stärkung direktdemokratischer
Mitbestimmungs- und Entscheidungsrechte auf dezentra-
ler Ebene zur Stabilisierung eines Arrangements regional
unterschiedlicher interpersoneller Umverteilung an. Dane-
ben lassen sich die Anreize transferinduzierter Wande-
rungen durch spezifische Regelungen wie etwa das in der
Schweiz praktizierte „Heimatortprinzip“ verringern, wo-
nach die Hilfeleistungen auch nach dem Wegzug eines
Transferempfängers aus einer Gebietskörperschaft noch
eine Zeit lang von dieser zu tragen sind. Auch eine
Beteiligung der zentralen Ebene an der Finanzierung kann
als institutionelle Bremse gegen ein mögliches „Race to
the Bottom“ im föderalen Wettbewerb gesehen werden.
Die Sorge, dass solche Wanderungsbewegungen von
praktischer Bedeutung sein könnten, verleitet die Politik
möglicherweise zu einer restriktiveren Ausgestaltung der
Sicherungssysteme. Vor diesem Hintergrund erscheint
daher eine zentrale Finanzierungsbeteiligung sinnvoll, um
von vornherein zu verhindern, dass politisches Handeln
auf dezentraler Ebene zu einem „Race to the Bottom“
führen kann, obwohl das Phänomen „Welfare Migration“
quantitativ bedeutungslos ist.
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Es erscheint aus wenigstens zwei weiteren Gründen eine
Beteiligung der Zentralen, der Länder und des Bundes,
an den Kosten der Sozialhilfe erforderlich.206 Erstens
besteht die grundsätzliche Gefahr, dass einzelne
Kommunen durch übermäßige Belastungen faktisch zah-
lungsunfähig werden und ohne finanzielle Unterstützung
die Bereitstellung eines Existenzminimums und adäqua-
te Reintegrationsleistungen nicht mehr garantieren kön-
nen. Da es zweitens die jeweiligen Länder und insbeson-
dere der Bund sind, die durch ihre politischen
Entscheidungen das Ausmaß von Arbeitslosigkeit und
auch Sozialhilfeabhängigkeit wesentlich beeinflussen,
sind diese auch nicht gänzlich aus der finanziellen
Verantwortung zu entlassen.207 Das Restrisiko eines
„Race to the Bottom“ bzw. die Angst vor einem solchen
Prozess, die potenzielle Gefahr der kommunalen
Zahlungsunfähigkeit sowie die Mitverursacherrolle von
Bund und Ländern legen es nahe, vom Ideal der reinen
Ausführungskonnexität abzuweichen und die übergeord-
neten Ebenen an der Finanzierung zu beteiligen. 

206  Vgl. von Berchem (2005, S. 379 ff.).

207 Klar ist, dass der Finanzierungsanteil des Bundes und der
jeweiligen Länder davon abhängen muss, inwiefern das
Ergebnis auf den regionalen Arbeitsmärkten von ihnen
tatsächlich beeinflussbar ist. Da gegenwärtig die einzelnen
Bundesländer kaum über entscheidende Einflussnahme ver-
fügen und die gesamte Arbeitsmarktordnungspolitik eine
Domäne des Bundes ist – vgl. dazu etwa Sesselmeier (2001)
und Berthold/Fricke/Kullas (2004) –, sollte auch hauptsächlich
der Bund in der finanziellen Verantwortung stehen. 
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Um zu vermeiden, dass es dadurch zu einer Verwischung
von Kompetenzen und Verantwortlichkeiten, intranspa-
renten Entscheidungsstrukturen und größeren dezentra-
len Fehlanreizen kommt, hat die Beteiligung in pauscha-
lierter Form zu erfolgen. Höhere Ausgaben der dezentra-
len Einheiten dürfen also nicht automatisch zu höheren
Zuweisungen führen, sozialpolitische Ausgabendisziplin
darf jedoch auch nicht zu Zuweisungskürzungen führen.
Die Finanzierung muss aus Sicht der Kommunen Lump-
sum-Charakter haben. Wie in den USA den Einzelstaaten
in Form der jährlichen „block grants“, sollten den
Kommunen hierzulande ebenso pauschale Mittel zuge-
wiesen werden, die bedingt zweckgebunden zur Finan-
zierung der Sozialhilfe verwendet werden müssen und
dezentrales „Moral Hazard“ eindämmen. Über die Höhe
der Zuweisungen wäre politisch zu streiten; in jedem Fall
sollten nicht vergangene Ausgaben, sondern die aktuel-
len, sich regional mitunter erheblich unterscheidenden
Bedarfe ausschlaggebend sein. Nicht verausgabte
Zuweisungsmittel sollten dabei wenigstens zum Teil bei
den Kommunen verbleiben dürfen. Da zentrale Vorgaben
und Regelungen die Innovationsfähigkeit der Kommunen
und den sozialpolitischen Wettbewerb stark beeinflussen
können, sollte darauf soweit wie möglich verzichtet wer-
den. Allenfalls das Festlegen von Mindeststandards, die
für keine Region eine tatsächliche Wettbewerbsbremse
darstellen, erscheint akzeptabel. 
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5.3 Ergebnis

Das vorgestellte Reformkonzept zeigt, dass Arbeitslosen-
versicherung und Sozialhilfe erheblichen Spielraum für
grundlegende Verbesserungen aufweisen. Der Schlüssel
für eine effiziente Arbeitslosenversicherung liegt dabei ins-
besondere in einer verursachergerechten und anreizkom-
patiblen Verknüpfung von Beitrag und Leistung aller betei-
ligten Akteure sowie einer Schaffung von Wettbewerb auf
der Leistungsseite. So haben auch die Kommunen von
Anfang an die Möglichkeit, individuelle Langzeitarbeits-
losigkeit aktiv zu bekämpfen. Sind sie für die Finanzierung
und Arbeitsmarktreintegration erwerbsfähiger Sozialhilfe-
empfänger zuständig, haben sie daran ein starkes In-
teresse, frühzeitiges Engagement ist zu erwarten. Der
positive Einfluss dezentraler Kräfte lässt sich zudem
dadurch stärken, dass die Regelungen der Sozialhilfe und
deren Finanzierung möglichst umfassend in kommunale
Verantwortung übergeben werden. Auf diese Weise gelingt
es viel eher als in der Vergangenheit und gegenwärtig, die
gewünschte Absicherung gegen die Risiken Arbeits-
losigkeit und Armut zu gewährleisten, ohne dabei gleich-
zeitig das Entstehen und Verfestigen von Arbeitslosigkeit
in größerem Umfange zu provozieren. 



6 Schlussbemerkungen und Ausblick

Die Arbeitsmarktpolitik der Vergangenheit hat ausge-
dient. Sie hat sich als nicht mehr tauglich erwiesen. Das
wird auch von der Politik erkannt, zumindest vordergrün-
dig. Man zeigt auf diesem Felde wilden Reformeifer.
Allerdings müssen die beschlossenen Reformen alles in
allem als unnötig vorsichtig und wenig effizient bewertet
werden. Nach wie vor dominiert staatliche Zentralwirt-
schaft, marktliche und dezentrale Lösungen haben einen
schweren Stand. Dabei täte eine Entstaatlichung und
mehr Mut zu dezentralen Lösungen im Bereich der
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik Deutschland gut. Mög-
licherweise ist aber eine so umfassende Reform im poli-
tischen Prozess trotz bestehender ökonomischer
Notwendigkeit nicht in einem Ruck durchzuführen. Die
Erfahrung zeigt, dass es wettbewerbliche und dezentrale
Lösungen in Deutschland besonders schwer haben. Vor
diesem Hintergrund liegt bei den neu geschaffenen
rechtlich-institutionellen Rahmenbedingungen die
Hoffnung auf der kommunalen Experimentierklausel
gemäß § 6a SGB II. Vielleicht ist es hierzulande der ein-
zig gangbare Weg, über einen solchen Kanal die institu-
tionellen Verkrustungen aufzubrechen. Die mit Hartz IV
gefundene Lösung ist nicht effizient und ökonomisch
eine vergebene Chance. Allerdings kann die Experimen-
tierklausel aus polit-ökonomischer Perspektive als Chan-
ce gesehen werden, wenigstens längerfristig zu einem
wettbewerblicheren Föderalismus und den dringend not-
wendigen differenzierenden Lösungen zu gelangen. 
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Optierende Kommunen sind in ihrem Tun zu unterstüt-
zen. Es muss auch sehr genau darauf geachtet werden,
dass sie tatsächlich die Möglichkeit haben, in einem fai-
ren Wettbewerb nach effizienten Lösungen zu suchen
und ihre Fähigkeiten unter Beweis zu stellen. § 16 Abs. 2
SGB II muss als Generalklausel umfassend nutzbar sein,
bestehende Wettbewerbsbremsen und Handlungsbe-
schränkungen sind zu beseitigen, dezentrale Kompeten-
zen möglichst umfassend abzurufen. Dann besteht die
Hoffnung, dass sich die vielfältigen kommunalen Ansätze
in objektiven Evaluierungen als dominante Problemlö-
sungsstrategie herausstellen und über diesen Kanal
zusätzlicher Reformdruck entsteht. Langfristig wird es
sich Deutschland nicht leisten können, auf die heilsamen
Kräfte eines wettbewerblichen Föderalismus zu verzich-
ten. Nur Wettbewerb macht Erfolg und Schwächen ver-
gleichbar und regt zur Suche nach effizienten Lösungen
an, die den jeweils vor Ort vorherrschenden Gegebenhei-
ten am besten gerecht werden. 

Die simultane Reform der Arbeitslosenversicherung und
Sozialhilfe alleine ist noch nicht der Schlüssel zum Erfolg.
Es sind wesentlich umfassendere Reformen notwendig.
Der Arbeitsmarkt muss angesichts der steigenden öko-
nomischen Anpassungslasten endlich von der Kette
gelassen werden, um flexibler auf die Veränderungen
reagieren zu können. Vielfältige Überregulierungen, etwa
in den Bereichen Kündigungsschutz, Mitbestimmung
und betriebliche Bündnisse für Arbeit, verhindern dies
bisher. Noch immer zu zentrale Tarifverhandlungen, we-
nig differenzierte und inflexible Lohnstrukturen stehen ei-



189

ner erfreulichen Beschäftigungsentwicklung von Anfang
an im Wege. Eine intelligente Reform von Arbeitslosen-
versicherung und Sozialhilfe kann einen Beitrag für eine
nachhaltige Verbesserung der Beschäftigungssituation
und eine Belebung des wirtschaftlichen Wachstums leis-
ten. Darüber hinaus sind in vielen anderen Bereichen
weitreichende Richtungswechsel dringend erforderlich.

Die gestiegenen Anpassungslasten legen die rechtlich-
institutionellen Mängel hierzulande drastisch offen und
verdeutlichen die Notwendigkeit fundamentaler Refor-
men. Deutschland muss sich endlich dazu aufraffen, sein
institutionelles Arrangement den veränderten ökonomi-
schen Realitäten anzupassen, um den Kampf gegen Ar-
beitslosigkeit und Armut erfolgreich zu bestreiten und im
zunehmenden internationalen Konkurrenzkampf zu be-
stehen. Leider sind noch immer kaum Anzeichen erkenn-
bar, dass sich diese Erkenntnis in mutigen politischen
Entscheidungen niederschlägt. Es bleibt die Hoffnung,
dass sich ökonomische Vernunft langfristig auch im poli-
tischen Prozess durchsetzen wird. Allzu lange sollte es
aber nicht mehr dauern!



7 Kurzfassung

Die Lage auf den deutschen Arbeitsmärkten ist desolat. So
beginnen seit über einem Vierteljahrhundert alle Abhand-
lungen zur Arbeitslosigkeit in Deutschland. Das Schlimme
ist, der Schrecken wird nicht kleiner, er steigert sich von
Jahr zu Jahr. Dabei sind sich Ökonomen über die Ursachen
der Arbeitslosigkeit weitgehend einig: Die Anpassungska-
pazität der deutschen Volkswirtschaft reicht nicht mehr
aus, mit den gestiegenen Anpassungslasten fertig zu wer-
den. Europa- und weltweit offenere Märkte machen das
wirtschaftliche Umfeld riskanter, der sektorale Struktur-
wandel beschleunigt sich, der internationale Wettbewerb
wird schärfer. Die Arbeitsnachfrage wird volatiler, ihre
Struktur verändert sich, die Arbeitsnachfrage wird elasti-
scher. Dagegen gibt es probate Mittel: Die Reallöhne müs-
sen flexibler, die regionalen, sektoralen und qualifikatori-
schen Lohnstrukturen anpassungsfähiger und die
Arbeitnehmer räumlich und beruflich mobiler werden. Das
alles ist auf deutschen Arbeitsmärkten noch unterent-
wickelt. Schuld daran ist ein institutionelles Arrangement,
das nicht mehr zur veränderten ökonomischen Wirklichkeit
passt. Auf den Arbeitsmärkten dominiert ein Tarifkartell, im
Bereich des Sozialen herrscht Planwirtschaft, die föderale
Ordnung ist zentralistisch; Wettbewerb ist überall Mangel-
ware. Der institutionelle Mismatch ist vor allem am Ar-
beitsmarkt offensichtlich. Wer ihn nicht auflöst, kann den
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit nicht gewinnen. Dazu ist
es u.a. notwendig, nicht nur die Arbeitslosenversicherung,
sondern auch die soziale Grundsicherung auf ein neues,
ordnungspolitisch überzeugendes Fundament zu stellen.
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Die deutsche Beschäftigungsmisere 
– das empirische Bild im Überblick

Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Deutschland ist vor
allem durch die folgenden Faktoren charakterisiert: 

• Sie ist seit Mitte der 70er Jahre schubweise angestiegen
und hat sich auf immer höheren Niveaus verfestigt.

• Der langfristige Anstieg der Arbeitslosigkeit beruht im
Wesentlichen auf einer massiven Zunahme der Dauer der
Arbeitslosigkeit. Fast jeder zweite Arbeitslose ist mittler-
weile bereits über ein Jahr ohne Beschäftigung.

• Besonders betroffen von Arbeitslosigkeit sind Personen
mit geringen Qualifikationen sowie ältere Arbeitnehmer.
Bei beiden Personengruppen schneidet Deutschland im
internationalen Vergleich besonders schlecht ab. 

• Der Mismatch von Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage
hat sich im Zeitablauf vergrößert.

• Arbeitslosigkeit ist nicht nur ein nationalstaatliches, son-
dern auch ein regionenspezifisches Problem, das vor
allem in Ostdeutschland, aber auch in Teilen der alten
Bundesländer besonders virulent ist. 

Die Arbeitsmarktpolitik der Vergangenheit 
auf dem Prüfstand – mitverantwortlich 
für die Beschäftigungsmisere

Die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit hat primär strukturelle
und weniger konjunkturelle Ursachen. Von zentraler Bedeu-
tung dabei sind die deutschen Arbeitsmarktinstitutionen,
insbesondere auch die Arbeitslosenversicherung und die
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soziale Grundsicherung. Zum einen verhindern sie hinrei-
chend flexible Lohnstrukturen, was vor allem für Personen
mit geringerer Qualifikation negative Folgen hat. Zum ande-
ren sind sie aber auch nicht in der Lage, die räumliche, sek-
torale und berufliche Mobilität der Arbeitnehmer ausrei-
chend zu fördern, um von dieser Seite die notwendige
Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt sicherzustellen. 

Deutschland leistet sich schon lange relativ generöse und
umfangreiche soziale Sicherungssysteme. Lohnersatzleis-
tungen (passive Arbeitsmarktpolitik) verhindern auch bei Ar-
beitslosigkeit elementare Armut der Betroffenen, vielfältige
Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik sollen den Weg zu-
rück in Lohn und Brot erleichtern. Allerdings weisen diese
sozialstaatlichen Systeme „traditionell“ schwerwiegende
Mängel auf, die die arbeitsmarktlichen Anpassungsmecha-
nismen blockieren und steigende und sich verfestigende
Arbeitslosigkeit begünstigen.

Die passive und aktive Arbeitsmarktpolitik 
der Arbeitslosenversicherung

• Passive Arbeitsmarktpolitik

Passive Arbeitsmarktpolitik dient der Überbrückung von
Einkommensverlusten im Falle individueller Arbeitslosigkeit.
Internationale Studien zeigen, dass je länger individuelle
Lohnersatzleistungen gezahlt werden, je höher diese Leis-
tungen ausfallen und je laxer die an den Bezug geknüpften
Zumutbarkeits- und Mitwirkungskriterien sowie potenzielle
Sanktionen sind, desto höher ist ceteris paribus das gleich-
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gewichtige Niveau der Arbeitslosigkeit, insbesondere der
Langzeitarbeitslosigkeit. Zwei Wirkungskanäle sind dafür
verantwortlich. Zum einen beeinflussen die Leistungen der
Versicherung das schadensrelevante Verhalten der Arbeit-
nehmer vor und während einer Phase individueller Arbeits-
losigkeit – etwa über eine verringerte Suchintensität, zu
hohe Anspruchslöhne oder eine zu geringe sektorale und
regionale Mobilität. Das gilt insbesondere dann, wenn – wie
in Deutschland – die Anforderungen an den Leistungsbezug
wenig restriktiv sind und zudem noch mangelhaft durchge-
setzt werden. Zum anderen stärkt eine generöse Arbeitslo-
senversicherung die Position der Arbeitsplatzbesitzer bzw.
Gewerkschaften und führt zu einer übermäßig aggressiven
Lohnpolitik und somit reallohninduzierter Arbeitslosigkeit.
Unter diesen Bedingungen wird einmal aufgebaute Arbeits-
losigkeit nur schleppend oder gar nicht mehr abgebaut. Die
Ausgestaltung der Arbeitslosenversicherung ist somit ein
unverzichtbarer Bestandteil der Erklärung der seit Jahr-
zehnten ansteigenden Arbeitslosigkeit hierzulande.

• Aktive Arbeitsmarktpolitik

Aktive Arbeitsmarktpolitik hat das Ziel, Ungleichgewichte
auf dem Arbeitsmarkt zu beseitigen. Auch wenn ihre Grund-
idee – eine Brücke in den regulären Arbeitsmarkt zu bauen
und strukturwandelbedingte Arbeitslosigkeit abzubauen –
gut zum Konzept der Sozialen Marktwirtschaft passt und
theoretisch positive Arbeitsmarkteffekte denkbar sind, ist
sie in der Praxis mit vielfältigen Problemen verbunden, die
negativen Einfluss auf die Beschäftigung ausüben können.
Zum einen ist mit lohnsteigernden Effekten zu rechnen,
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etwa weil die Tarifvertragsparteien ein Stück weit aus ihrer
beschäftigungspolitischen Verantwortung entlassen wer-
den, aber auch, weil viele Maßnahmen mit einem höheren
verfügbaren Einkommen für die Teilnehmer verbunden sind.
Zum anderen besteht bei aktiver Arbeitsmarktpolitik auf ge-
samtwirtschaftlicher Ebene immer die Gefahr von schädli-
chen Mitnahme-, Substitutions- und Verdrängungseffekten. 

Insgesamt kann dem Großteil der Maßnahmen aktiver
Arbeitsmarktpolitik kein gutes Zeugnis ausgestellt werden.
Vor allem die Instrumente, die in den letzten Jahren schwer-
punktmäßig zum Einsatz kamen, müssen sogar als kontra-
produktiv bezeichnet werden. Die angestrebten Ziele – Ver-
besserung des Matching-Prozesses, Förderung des struk-
turellen Wandels oder verringerte Lohnforderungen durch
eine Intensivierung des Wettbewerbs zwischen Insidern und
Outsidern – werden allesamt verfehlt. Aktive Arbeitsmarkt-
politik taugt allenfalls als „politische Beruhigungspille“ und
ist ein probates Mittel zum Schönen der Statistiken.

Diese ernüchternden Erkenntnisse über die Wirksamkeit
stellen ihre Existenzberechtigung als Ganzes in Frage.
Denn weder müssen Beratung, Vermittlung oder auch
Weiterbildung von Arbeitslosen eine staatliche Aufgabe
sein, noch ist davon auszugehen, dass der Staat diese
Aufgaben besonders gut erfüllen könnte.

• Die Finanzierungsseite der Arbeitslosenversicherung

Neben der Ausgestaltung der passiven und aktiven Arbeits-
marktpolitik können auch die Finanzierungsmodalitäten der
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Arbeitslosenversicherung aufgrund einer mangelhaften
Äquivalenz von Beiträgen und Leistungen nicht überzeu-
gen. Diskretionäre Spielräume beim Einsatz arbeitsmarkt-
politischer Instrumente sowie versicherungsfremde Leis-
tungen sind mit dem Grundgedanken einer Versicherung
nicht vereinbar. Darüber hinaus gehen von einheitlichen,
nicht nach dem jeweiligen Risiko differenzierten Beitrags-
sätzen sowohl auf die Arbeitnehmer als auch auf die Arbeit-
geber gesamtwirtschaftlich schädliche Verhaltensanreize
aus, die zu einer Fehlallokation von Ressourcen führen. Da
die Gewerkschaften zudem überhaupt nicht an der Finan-
zierung der Arbeitslosenversicherung beteiligt sind, existiert
keinerlei Mechanismus, der überhöhte, beschäftigungs-
feindliche Lohnabschlüsse durch höhere Kosten für die
Gewerkschaften sanktionieren würde. Insgesamt ist daher
festzuhalten, dass die deutsche Arbeitslosenversicherung
sowohl auf der Leistungs- als auch auf der Finanzierungs-
seite erhebliche Mängel aufweist.

Die Sozialhilfe als 
Existenzminimum und Hilfe zur Arbeit

Neben der Arbeitslosenversicherung hat in der Vergangen-
heit auch die Sozialhilfe zur Entstehung und Persistenz der
Arbeitslosigkeit beigetragen. Kernpunkt der Kritik ist dabei
zum einen die häufig zu beobachtende Verletzung des
Lohnabstandsgebotes. Dadurch wird die Aufnahme einer
niedrig entlohnten Beschäftigung vor allem für Geringquali-
fizierte vielfach unattraktiv. Die Sozialhilfe legt de facto einen
impliziten Mindestlohn fest, der den Arbeitsmarkt nach un-
ten abriegelt. Menschen mit geringer Produktivität werden
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selbst dann vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen, wenn sie
bereit wären, zu Löhnen unterhalb der Sozialhilfeschranke
zu arbeiten. Die notwendige Auffächerung der qualifikatori-
schen Lohnstruktur unterbleibt. Verschärft wird dieser Man-
gel durch die hohe Grenzbelastung bzw. Transferentzugsra-
te, falls Leistungsempfänger zusätzlich zum Transferbezug
eigenes Arbeitseinkommen erzielen. Restriktive Hinzuver-
dienstmöglichkeiten sind eine fundamentale Störung der
Arbeitsanreize und verstellen den schrittweisen Weg zurück
in eine Vollzeitstelle. 

Den Kommunen als Trägern der Sozialhilfe fehlten aufgrund
der herrschenden rechtlich-institutionellen Gegebenheiten
sowohl die Möglichkeiten als auch die Anreize, eine Arbeits-
markt- und Sozialpolitik zu betreiben, die den jeweils vor Ort
relevanten Problemen gerecht wird und konsequent auf ei-
ne Arbeitsmarktreintegration der arbeitsfähigen Transfer-
empfänger abzielt. Zentral fixierte und undifferenzierte Re-
gelungen und Steuerungsmöglichkeiten in den relevanten
Politikbereichen sowie gewichtige vertikale fiskalische
Ausgabenexternalitäten zwischen Kommunen und Arbeits-
losenversicherung waren die Ursache. Die Hilfe zur Arbeit
durch die Kommunen war allzu oft nur reine Lastenabwehr,
die eine nachhaltige Reintegration der arbeitslosen Sozial-
hilfeempfänger nicht zum Hauptziel hatte.

Die Sozialhilfe der letzten Jahrzehnte war kaum mit den Kri-
terien einer effizienten Umverteilung vereinbar war. Zwar ge-
lang es, elementare Armut zu verhindern, nicht jedoch,
arbeitsfähige Transferempfänger möglichst rasch wieder in
den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren.
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Job-AQTIV, Hartz, Agenda 2010 
– Besserung in Sicht?

Die anhaltend schlechte Arbeitsmarktperformance brachte
in jüngerer Vergangenheit etwas Bewegung in die festge-
fahrene politische Diskussion um die Effizienz der staatlich-
en Arbeitsmarktpolitik i.w.S. Das Job-AQTIV-Gesetz war der
Startschuss für einen andauernden Reformprozess, der mit
„Hartz“ und „Agenda 2010“ zwei neue Namen bekam. Doch
wie steht es um die ordnungspolitische Grundausrichtung
der jüngsten Reformen? 

Drei Ziele werden verfolgt: Erstens sollen durch Modifi-
kationen der entscheidenden Parameter der Lohnersatzleis-
tungen die Bemühungen der Arbeitslosen gestärkt werden,
die Arbeitslosigkeit schnellstmöglich zu beenden. Begleitet
werden soll dieser Prozess durch eine Verbesserung der
Beratungs- und Vermittlungsaktivitäten. Zweitens sollen
durch geeignete Qualifizierungsmaßnahmen die individuel-
len Wiedereinstellungschancen verbessert werden. Und
schließlich soll durch pekuniäre Anreize direkt die Arbeits-
nachfrage und das Arbeitsangebot zu Gunsten der Arbeits-
losen beeinflusst werden. Erreicht werden sollen diese Ziele
durch das folgende – in sieben Komplexe untergliederte –
Bündel von Neuregelungen. 

• Beratung und Vermittlung

Bemühungen, die Effizienz der Beratung und Vermittlung
zu steigern, sind dringend erforderlich. Jedoch erscheint
der gewählte Weg wenig konsequent, da dabei nicht von
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der grundsätzlichen Zuständigkeit der staatlichen Arbeits-
verwaltung abgewichen wird. Auch im Bereich der Arbeits-
vermittlung sollten die förderlichen Kräfte des Wett-
bewerbs möglichst früh und konsequent genutzt werden.
Es gibt keinen ökonomisch einleuchtenden Grund, nicht
von Anfang an (auch) auf private Lösungen zu setzen.

• Eingliederungsvereinbarungen und der Bezug von
Arbeitslosengeld

Die Neuregelungen zur Zumutbarkeit und zu möglichen
Sanktionen sind fraglos ein Schritt in die richtige Richtung.
Sie schaffen bessere Rahmenbedingungen als bisher, das
Verhalten der Arbeitslosen zu beeinflussen bzw. Trans-
ferleitungen zu kürzen, falls ein in Frage kommendes Be-
schäftigungsverhältnis nicht angenommen wird. In diesen
Fällen sind die Reformen tatsächlich geeignet, die durch-
schnittliche Dauer individueller Arbeitslosigkeit zu senken.

Ebenfalls zu begrüßen ist die Verkürzung der maximalen Be-
zugsdauer von Arbeitslosengeld ab dem 31. Januar 2006.
Diese Größe entscheidet maßgeblich über das Ausmaß der
Arbeitslosigkeit, insbesondere der Langzeitarbeitslosigkeit,
in einer Volkswirtschaft mit. Gerade bezogen auf die in
Deutschland während des Bezugs von Arbeitslosengeld
nicht nennenswert zurückgehenden Anspruchslöhne sollte
die Verkürzung der maximalen Bezugsdauer mittelfristig
Früchte tragen. Das Argument, man müsse älteren
Arbeitnehmern im Schadensfalle eine längere Bezugsdauer
garantieren, da ja schließlich auch länger Beiträge einge-
zahlt worden sind, ist dagegen ökonomischer Unsinn.
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• Qualifizierung und Beschäftigungsmaßnahmen

In den jüngsten Reformen ist eine wenigstens leichte Ten-
denz erkennbar, mehr auf Qualifizierung und weniger auf
eine bloße „Verwahrung“ der Arbeitslosen in Maßnahmen
setzen zu wollen. Allerdings sind nur zaghafte Modifikatio-
nen zu erkennen und der verbleibende diskretionäre Spiel-
raum ist groß genug, dass sich faktisch nicht viel ändert. Es
wurde die Chance verpasst, sich im Zuge der Reformen
von den ineffizienten und teuren Maßnahmen, die keinen
positiven Effekt auf das aggregierte Beschäftigungsniveau
haben, zu verabschieden.

Insgesamt wird offensichtlich den herkömmlichen staatli-
chen „Verwahrungs- und Verdrängungsmaßnahmen“ akti-
ver Arbeitsmarktpolitik trotz unstrittiger beschäftigungspoli-
tischer Misserfolge nicht abgeschworen. Vielmehr schaffen
die Neuregelungen Raum für erleichterten und vermehrten
Einsatz der Instrumente, teilweise unter dem Deckmantel
einer möglichst raschen Hilfe für die Arbeitslosen. Echter
Wettbewerb und damit der Markttest für die staatlichen
Maßnahmen scheint nicht erwünscht. Unstrittig positiv ist
einzig, dass nun auch in ABM nicht automatisch wieder
Ansprüche auf Arbeitslosengeld erworben werden können.

• Personal-Service-Agenturen

Die Personal-Service-Agenturen (PSA) sollten ursprünglich
das „Herzstück“ der Hartz-Reformen sein. Mit ihnen war die
Hoffnung verbunden, dass verliehene Arbeitnehmer sich in
den Entleihbetrieben bewähren, marktverwertbares
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Humankapital „on the job“ bilden und dann dauerhaft über-
nommen werden (so genannte Klebeeffekte). Darüber hin-
aus erhofft man sich durch eine Ausweitung der Zeitarbeit
einen Rückgang des negativen Einflusses des Kündigungs-
schutzes auf das Einstellungsverhalten der Unternehmen.
Parallel zur Einführung der Personal-Service-Agenturen
wurde das bisherige Arbeitnehmerüberlassungsgesetz
überarbeitet und Zeitarbeit generell etwas liberalisiert. 

Mag auch der generelle Sinn von Zeitarbeit als möglicher
Weg zurück in ein festes Beschäftigungsverhältnis unbe-
stritten sein, der mit den PSA beschrittene Weg erweist sich
als irreführend. Zeitarbeit wird eher verteuert und verliert an
Flexibilität („Equal Pay“), staatlich subventionierte Zeitarbeit
verdrängt nicht-subventionierte Zeitarbeit, und zusätzlich
reduziert sich durch die subventionierte Beschäftigung der
Druck, die regulären Löhne im notwendigen Maße nach un-
ten aufzufächern. Es stellt sich die Frage, warum angesichts
der Vielzahl privater Zeitarbeitsfirmen, die über das not-
wendige Know-how verfügen, staatlich geförderte Unter-
nehmen notwendig sein sollen, die dann in Konkurrenz zu
den Privaten treten und diese verdrängen. Eine kon-
sequente Liberalisierung der privaten Arbeitnehmerüber-
lassung wäre hier der richtige Weg.

• „Mini- und Midi-Jobs“

Erklärtes Ziel der „Mini- und Midi-Jobs“ ist eine Stärkung
der Anreize zur Aufnahme einer niedrig entlohnten Tätigkeit
und eine vereinfachte Handhabung derartiger Beschäf-
tigungsverhältnisse für die Arbeitgeber. Darüber hinaus wird
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die Substitution bisheriger Schwarzarbeit durch reguläre
Beschäftigung – insbesondere im Bereich haushaltsnaher
Dienstleistungen – angestrebt. So soll geringqualifizierten
und arbeitsmarktfernen Arbeitslosen der Einstieg in eine re-
guläre Beschäftigung erleichtert werden. 

Diese Ziele werden jedoch verfehlt: „Mini- und Midi-Jobs“
sind nur für Personen wirklich attraktiv, die anderweitig fi-
nanziell abgesichert sind (Rentner, Schüler, Studenten, Ne-
benbeschäftigte, Zweitverdiener). Für langzeitarbeitslose
Transferempfänger bestehen dagegen nach wie vor kaum
Anreize, einen solchen Job anzunehmen. Die eigentliche
Zielgruppe wird verfehlt, und die möglichen Vergünstigen
kommen bei Personengruppen an, die nicht zu fördern
sind. Hinzu kommt, dass die Bemessungsbasis für Steu-
ern- und Sozialabgaben geschwächt wird, was der erfor-
derlichen Reduzierung der Steuer- und Abgabensätze zuwi-
der läuft. Alles in allem kann das Konzept der Hartz'schen
„Mini- und Midi-Jobs“ daher nicht überzeugen.

• „Ich-AG“

Ähnlich wie mit dem bereits seit Jahren bestehenden so ge-
nannten Überbrückungsgeld soll Arbeitslosen mit dem Ins-
trument der Existenzgründungszuschüsse – besser be-
kannt als „Ich-AG“ – der Weg zu einer selbständigen Exis-
tenz ermöglicht werden. Implizites Ziel ist dabei auch, in der
Schattenwirtschaft ausgeübte Tätigkeiten in legale Be-
schäftigungsformen zu überführen. Vor überzogenen
Erwartungen muss allerdings gewarnt werden. Zum einen
können Arbeitslose nicht der Schlüssel zur Bekämpfung

201



von Schwarzarbeit sein, wird diese doch häufig von regulär
Beschäftigten „nach Feierabend“ verrichtet. Zum anderen
ist zu bezweifeln, dass die „Ich-AG“ das geeignete
Instrument zu Förderung von Existenzgründungen in
Deutschland ist. Mitnahmeeffekte, Wettbewerbsverzerrun-
gen zu Ungunsten von Existenzgründungen aus Beschäfti-
gungsverhältnissen, das konkurrierende Förderinstrument
Überbrückungsgeld sowie die Gefahr, dass viele der Exis-
tenzgründer scheitern und manche einen Berg Schulden
anhäufen werden, lassen die hohe Zahl der geförderten
„Ich-AGs“ in einem etwas trüben Licht erscheinen.

• Zusammenlegung von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe (Hartz IV)

Mit Hartz IV erfolgte endlich die Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe: Mit Wirkung zum 01.01.2005
wurde mit dem SGB II – Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de – ein einheitlicher rechtlicher Rahmen für erwerbsfähige
Arbeitslose, die keinen Anspruch (mehr) auf Arbeitslosen-
geld haben, geschaffen. Allerdings wird die neue Leistung
von zwei institutionellen Trägern erbracht, der Bundesagen-
tur für Arbeit und den Kommunen. Dementsprechend sind
auch die finanziellen Zuständigkeiten geteilt. Lediglich 69
optierende Kommunen übernehmen die gesamte Durch-
führung der Grundsicherung. 

Die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe für
erwerbsfähige Hilfebedürftige erfolgt auf dem Niveau der
Sozialhilfe. Für die Hauptproblemgruppe der Geringquali-
fizierten führen die Reformen daher kaum zu geringeren
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Transfereinkommen bzw. Anspruchslöhnen bei Arbeits-
losigkeit. Solange aber der Lohnabstand nicht merklich ver-
größert wird, sind die Anreize zur Aufnahme einer Arbeit für
diese Gruppe der Arbeitslosen zu gering und die Reformen
laufen weitgehend ins Leere. Es wurde die Gelegenheit ver-
passt, den faktischen Mindestlohn, der durch Sozialhilfe
bzw. Arbeitslosengeld II zementiert wird, an die ökonomi-
schen Erfordernisse anzupassen. Geringqualifizierte blei-
ben vom regulären Erwerbsleben ausgeschlossen. Zudem
orientieren sich die Transferleistungen auch zukünftig nicht
an regionalen Gegebenheiten. Die von der Bundesre-
gierung geplante völlige Ost-/Westangleichung der Regel-
sätze ist der logische nächste Schritt auf diesem Holzweg.

Mit dem Ziel, einen regulären Hinzuverdienst und damit ein
schrittweises Herantasten an die finanzielle Unabhängigkeit
für Bezieher von Arbeitslosengeld II attraktiver zu machen,
wurde die Anrechnung von hinzuverdientem Arbeitsein-
kommen auf den staatlichen Transfer neu geregelt. Als ge-
lungen kann die Modifikation trotz jüngst beschlossener
Nachbesserung jedoch nicht bezeichnet werden. Noch im-
mer sind die Transferentzugsraten mit 80 bzw. 90 % zu
hoch und daher nicht geeignet, das Arbeitsangebot der
Transferempfänger merklich auszuweiten.

Schließlich ist die gewählte Aufteilung der Zuständigkeiten
auf die BA mit ihren Arbeitsagenturen und die Kommunen
als schwerwiegende Fehlkonstruktion unübersehbar. Sinn-
voller wäre es gewesen, die Kommunen mit der Aufgabe der
Reintegration von Langzeitarbeitslosen zu betrauen. Eine
kommunale Trägerschaft wäre gemäß den Postulaten der
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Dezentralisierung, der Subsidiarität und der ökonomischen
Sachgerechtigkeit effizient. Denn nationale wie internationa-
le Erfahrungen zeigen, dass die notwendige Kreativität, Indi-
vidualität und Flexibilität im Umgang mit Personen, die be-
reits länger arbeitslos sind und/oder besondere Risiko-
merkmale aufweisen, nur dezentral gewährleistet sein kann.
Der beschrittene Weg der Zusammenlegung von Arbeitslo-
senhilfe und Sozialhilfe legt dagegen vorhandenes kommu-
nales Problemlösungspotenzial brach. Finanzielle Verant-
wortlichkeiten werden verwischt, und Streitereien um die
Arbeitsfähigkeit oder Nicht-Arbeitsfähigkeit der Hilfesuch-
enden sind vorprogrammiert. Zudem kommt es zu einer
weiteren Aufblähung der BA zu einem „Mega-Sozialamt“.
Bei den Arbeitsgemeinschaften von Kommunen und BA
dominieren faktischer Zentralismus, Doppelzuständigkeiten
und Kompetenzchaos. Die Optionsmöglichkeit für 69
Kommunen vermag diese unbefriedigende ordnungspoliti-
sche Grundausrichtung nicht wirklich zu korrigieren, sie
bleibt eine Mogelpackung. Ein echtes Experimentieren um
die besten Methoden wird aufgrund der rechtlichen Rege-
lungen schwer möglich. Notwendig wäre, neben der Durch-
führungskompetenz auch die Entscheidungs- bzw. Rege-
lungskompetenzen stärker zu dezentralisieren. Zudem fehlt
es an einer anreizkompatiblen dezentralen Finanzierungs-
verantwortung auf der Ausgabenseite und der zugehörigen
Autonomie und Flexibilität auf der Einnahmenseite. 

• „Ein-Euro-Jobs“ und Mindestlohndebatte

Vor dem breiten Einsatz dieser neuen Form von ABM
kann nur gewarnt werden. Negative Signale an potenzielle
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Arbeitgeber, die Verdrängung von regulärer Arbeit und die in
Kombination mit dem Arbeitslosengeld II bestehende finan-
zielle Attraktivität verhindern, dass „Ein-Euro-Jobs“ als ge-
eigneter Einstieg in reguläre Arbeit dienen können.
Staatliche Beschäftigungsprogramme, die gegenüber den
reinen Transferleistungen ein zusätzliches Einkommen
garantieren, bergen die Gefahr, dass Lohnverhandlungen
seitens der Gewerkschaften aggressiver geführt werden
und der Druck, die Löhne zu flexibilisieren, abnimmt.

Als ökonomisch geradezu pervers müssen daher auch die
aktuellen Überlegungen zur Einführung gesetzlicher Min-
destlöhne bezeichnet werden. Sie würden die Beschäfti-
gungsmöglichkeiten für Menschen mit geringer Produktivi-
tät weiter verringern. Nur die dümmsten Bauern erhöhen
den Verkaufspreis, wenn sie befürchten, auf ihren Kartoffeln
sitzen zu bleiben.

Die Gesamtbewertung der jüngsten Reformen muss trotz
vereinzelter kleiner Schritte in die richtige Richtung großteils
negativ ausfallen. Neuerungen, die durch pekuniäre Anreize
die Arbeitslosigkeit und Schwarzarbeit verringern sollen, lei-
den an schwerwiegenden handwerklichen Fehlern und sind
aufgrund der zu erwartenden Mitnahme-, Verdrängungs-
und Substitutionseffekte als fiskalisch und beschäftigungs-
politisch riskant einzustufen. Darüber hinaus fehlt es an der
erforderlichen Absenkung der Anspruchslöhne sowie an
anreizkompatibel ausgestalteten Transferentzugsraten. Die
Reformen ebnen nicht den Weg für mehr Markt, mehr Wett-
bewerb und dezentrale Lösungen. Vielmehr zeichnet die
jüngere Entwicklung ein Mehr an Staat bzw. staatlich ver-
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anstaltetem Wettbewerb zu Lasten privaten Wettbewerbs
und eine zunehmende Zentralisierung von Verantwortung
aus. Alles in allem stellen die Reformen keine Verbesserung
der vormaligen rechtlich-institutionellen Regelungen dar
und sind nicht geeignet, die Arbeitslosigkeit nachhaltig zu
reduzieren. Gesetzliche Mindestlöhne würden dem Ganzen
die Krone aufsetzen.

Mehr Markt, weniger Zentralismus 
– ein Reformvorschlag

Als Reformvorschlag wird ein integratives Konzept vorge-
stellt, das sich durch eine klare ordnungspolitische Linie
auszeichnet, jedoch in den Details bewusst Raum für alter-
native Konkretisierungen belässt.

Reform der Arbeitslosenversicherung 
– Teamwork von Markt und Staat

Alle Arbeitnehmer müssen bei der staatlichen Arbeitslosen-
versicherung ein Grundpaket an Leistungen versichern.
Kernelemente sind neben dem auf 12 Monate begrenzten
Arbeitslosengeld in Höhe des hypothetischen Sozialhilfean-
spruchs ein Anspruch auf Beratungs- und Vermittlungsakti-
vitäten. Um dabei die Chancen des Wettbewerbs zu nutzen,
gibt die Arbeitslosenversicherung für letztere Aufgaben Gut-
scheine aus, die von den Arbeitslosen an private Vermittler,
Arbeitsagenturen oder Kommunen weitergereicht werden
können. Weitere Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik sind im Grundpaket nicht enthalten. Lehnen Arbeitslose
zumutbare Arbeiten ab, die ihnen vermittelt werden, ist
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ihnen das Arbeitslosengeld dauerhaft zu kürzen. Die
Vermittler haben in einem solchen Fall ein Anrecht auf eine
(niedrigere) Erfolgsprämie zweiten Grades.

Finanziert wird das Grundpaket über Beiträge durch Arbeit-
nehmer, Arbeitgeber und idealerweise auch Gewerkschaf-
ten. Dabei ist jeweils dem Äquivalenzgedanken Rechnung
zu tragen, d.h. dass sich die Beiträge zumindest teilweise
am Risiko orientieren. Nur dann können sie die gewünschte
Lenkungs- und Anreizwirkung entfalten. Zudem hat die indi-
viduelle Beitragsberechnung dynamisch, d.h. vergangen-
heitsorientiert zu erfolgen. Um jedoch zu vermeiden, dass
Langzeitarbeitslose bei einer Wiederbeschäftigung sehr
hohe Beiträge bezahlen müssen, was ihre Reintegration in
den Arbeitsmarkt erschweren würde, ist von einer perfekten
Risikoäquivalenz abzusehen. Eine Arbeitslosenversicherung
kann letztlich keine lupenreine (private) Versicherung ohne
jegliche interpersonelle Umverteilungskomponente sein. 

Neben dem verpflichtenden Grundpaket können sich die
Arbeitnehmer entsprechend ihren individuellen Präferenzen
zusätzlich absichern. Dabei bietet es sich an, auch
Wahlmöglichkeiten hinsichtlich des Zeitprofils der
Leistungen (Karenzzeiten) zuzulassen. Lediglich die maxi-
male Dauer des Leistungsbezuges sollte wie im Grundpaket
auf 12 Monate beschränkt sein. Insgesamt kann durch dif-
ferenzierte Beiträge und Wahlfreiheit in der Tarif- und
Leistungsgestaltung den individuellen Präferenzen der
Versicherten wesentlich stärker als bisher entsprochen und
das Fehlverhalten von Arbeitnehmern, Arbeitgebern und
Gewerkschaften erheblich verringert werden. 
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Mögliche Effizienzverluste werden nur in dem Bereich
akzeptiert, in dem wettbewerbliche Lösungen ohnehin nicht
möglich erscheinen, der materiellen Absicherung gegen das
Risiko individueller Arbeitslosigkeit.

Reform der Sozialhilfe 
– Fördern und Fordern in dezentraler Verantwortung

Eine Reform der sozialen Grundsicherung muss wenigstens
drei Dinge leisten: Erstens muss weniger als bisher das
Nichtstun und viel mehr Arbeitseinsatz und Engagement
belohnt werden. Zweitens muss der zumindest in der Praxis
faktisch oftmals übliche Sozialhilfe-Schenkungsvertrag in
einen funktionierenden und verbindlichen Tauschvertrag
umgewandelt werden. Und drittens bedarf es auf den Ar-
beitsmärkten Rahmenbedingungen, die es auch geringer
qualifizierten Arbeitslosen ermöglichen, eine reguläre Be-
schäftigung zu bekommen.

Um die Arbeitsanreize von Beginn an zu steigern und auch
den schrittweisen Eintritt bzw. die Rückkehr in das Erwerbs-
leben attraktiv zu machen, ist die Grenzbelastung hinzuver-
dienten Arbeitseinkommens deutlich abzumildern, bei-
spielsweise auf 50 %. Aus fiskalischen und allokativen
Gründen erscheint es jedoch geboten, eine derartige Ver-
besserung der Hinzuverdienstmöglichkeiten nur zeitlich be-
fristet – z.B. für zwei Jahre – und degressiv ausgestaltet zu
gewähren. Denn eine grundsätzliche und dauerhafte
Herabsetzung der Transferentzugsrate wäre selbst bei ver-
minderten Regelsätzen mit kaum tragbaren fiskalischen
Kosten und ungewissen Auswirkungen auf das Arbeitsan-
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gebot insgesamt verbunden. Außerdem stellen dauerhaft
großzügigere Hinzuverdienstmöglichkeiten in der Sozialhilfe
eine nachhaltige Verbesserung der Rückfallposition der Ar-
beitsplatzbesitzer und Kurzzeitarbeitslosen dar und erhö-
hen den Druck auf die Löhne. Die zeitlich befristeten Hinzu-
verdienstmöglichkeiten sollten nur für eine Arbeitsauf-
nahme aus Arbeitslosigkeit heraus sowie bei Bedürftigkeit
gelten und bereits Erwerbstätige nicht umfassen.

Es ist unerlässlich, das Leistungsniveau für grundsätzlich
arbeitsfähige Transferempfänger generell abzusenken. Nur
dann vermindert sich der Mindestlohncharakter der Sozial-
hilfe, so dass das Beschäftigungspotenzial im Niedriglohn-
bereich besser genutzt werden kann, und Transferemp-
fänger eher bereit sind, auch zu niedrigerem Lohn eine Be-
schäftigung aufzunehmen. Um zu verhindern, dass sich
grundsätzlich arbeitsfähige Sozialhilfebezieher als arbeits-
unfähig ausweisen, sollte ein bedeutsamer Teil der Leis-
tungen in Form von Sachleistungen bereitgestellt werden. 

Ein unbedingt einzuhaltender Grundsatz ist die unmissver-
ständliche Reziprozität der Hilfeleistungen des Staates und
der Kooperations- bzw. Arbeitsbereitschaft der Hilfeemp-
fänger. Wenigstens auf diesem Felde und wenigstens for-
mal scheint die Entwicklung in die erforderliche Richtung zu
gehen. Wie genau die Balance zwischen Fordern und
Fördern auszusehen hat, kann niemand vorab mit Sicher-
heit sagen. Allerdings ist es auch weder zweckmäßig noch
notwendig, ein verbindliches Bündel an Maßnahmen zentral
zu schnüren und flächendeckend in die Tat umzusetzen.
Vielmehr sind den Kommunen bei der Ausgestaltung der

209



Hilfeleistungen weit mehr als bisher Entscheidungs- und
Handlungsspielräume einzuräumen. Neben den unmittel-
baren Hilfestellungen und aktivierenden Maßnahmen auf
dem Weg zu regulärer Beschäftigung betrifft dies auch die
Ausgestaltung der Sozialhilfe i.e.S.

Es obliegt dann auch den Kommunen zu entscheiden, wie
mit arbeitswilligen Personen zu verfahren ist, die trotz ver-
ringerter Regelleistungen und erst allmählich ansteigender
Transferentzugsraten den Schritt zurück ins reguläre
Erwerbsleben dennoch nicht schaffen. In solchen Fällen
wäre eine zeitlich unbefristete Subvention erforderlich, um
die dauerhafte Kluft zwischen Arbeitsproduktivität und zu
zahlendem Arbeitslohn auszugleichen und die Personen
auf diese Weise in Lohn und Brot zu halten. Soll jedoch aus
guten Gründen auf dauerhafte Lohnsubventionen verzichtet
werden, bleibt nur die Möglichkeit, arbeitsfähigen Sozial-
hilfeempfängern im Zweifel eine staatliche, kommunale Be-
schäftigungsmöglichkeit anzubieten. Der Lohn für eine sol-
che Tätigkeit sollte so bemessen sein, dass er für erwerbs-
fähige Hilfeempfänger ein angemessenes Hilfeniveau
gewährleistet und eine finanzielle Besserstellung gegenüber
der Untätigkeit darstellt. Selbst bei einer deutlichen Absen-
kung der Regelleistungen für arbeitsfähige Sozialhilfe-
empfänger muss demnach niemand unter dem sozio-kultu-
rellen Existenzminimum leben, sofern er bereit ist, eine
Gegenleistung im Rahmen öffentlich organisierter
Beschäftigung zu erbringen.

Damit das kommunale Problemlösungspotenzial tatsäch-
lich in gewünschter Weise nutzbar wird, ist es erforderlich,
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neben der Regelungs- und Durchführungskompetenz auch
die Finanzierungskompetenz für diesen Politikbereich auf
anreizkompatible Art und Weise an die Kommunen abzutre-
ten. Die effiziente Lösung besteht darin, den Kommunen
eine möglichst umfassende Kostenverantwortung zu über-
tragen – etwa durch die längst überfällige Abschaffung der
Gewerbesteuer und ein kommunales Hebesatzrecht auf die
Einkommen- und Körperschaftsteuer. Auf eine finanzielle
Beteiligung der zentralen Ebene in pauschalierter Form soll-
te jedoch aus drei Gründen nicht verzichtet werden:
Erstens, um eine übermäßige finanzielle Belastung einzel-
ner Kommunen zu vermeiden, zweitens, um den Bund (und
die Länder) nicht aus ihrer politischen und finanziellen Ver-
antwortung für das Problem Arbeitslosigkeit zu entlassen
und drittens, um das Restrisiko eines „Race to the bottom“
zwischen den Kommunen zu minimieren.

Die Arbeitsmarktpolitik der Vergangenheit hat sich als nicht
mehr tauglich erwiesen. Allerdings müssen die beschlosse-
nen Reformen alles in allem als unnötig vorsichtig und wenig
effizient bewertet werden. Nach wie vor dominiert staatliche
Zentralwirtschaft, marktliche und dezentrale Lösungen
haben einen schweren Stand. Dabei täte eine Entstaatli-
chung und mehr Mut zu dezentralen Lösungen im Bereich
der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik Deutschland gut.
Deutschland muss sich endlich dazu aufraffen, sein institu-
tionelles Arrangement den veränderten ökonomischen Re-
alitäten anzupassen, um den Kampf gegen Arbeitslosigkeit
und Armut erfolgreich zu bestreiten und im zunehmenden
internationalen Konkurrenzkampf zu bestehen.
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